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Beginn: 10:04 Uhr

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die heutige
Sitzung des Schleswig-Holsteinischen Landtages.

Erkrankt sind die Abgeordneten Wolf Rüdiger
Fehrs, Serpil Midyatli, Professor Dr. Heiner
Dunckel, Ines Strehlau, Marlies Fritzen und Josch-
ka Knuth. - Wir wünschen gute Besserung!

(Beifall)

Wegen auswärtiger Verpflichtungen ist Minister
Dr. Garg beurlaubt.

Die Abgeordneten Ostmeier, Baasch, Waldinger-
Thiering, Harms, Dirschauer und von Sayn-Witt-
genstein haben nach § 47 Absatz 2 der Geschäfts-
ordnung des Landtages mitgeteilt, dass sie an der
Teilnahme an der heutigen Sitzung verhindert sind.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich dem Abgeordneten Peter Lehnert herzlich zum
Geburtstag gratulieren. - Alles Gute für das neue
Lebensjahr!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4, 13, 14, 16, 17,
36 und 50 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
über die Feststellung eines 4. Nachtrages zum
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2462

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses
Drucksache 19/2474

b) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
über die Feststellung eines Haushaltsplanes
für das Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz
2021)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2400

c) Erste Lesung des Entwurfs eines Haushalts-
begleitgesetzes 2021

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2401

d) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Regelung der Finanzanlagestrategie Nachhal-
tigkeit in Schleswig-Holstein

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2473

e) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
zur Umsetzung des Gesetzes zum Ausgleich
von Gewerbesteuermindereinnahmen der Ge-
meinden infolge der COVID-19-Pandemie
durch Bund und Länder

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2482

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen-
und Rechtsausschusses
Drucksache 19/2520

f) Erweiterung des Nothilfeprogramms Corona

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeord-
neten des SSW
Drucksache 19/2491

g) Für Schleswig-Holstein - In der Krise halten
wir zusammen!

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeord-
neten des SSW
Drucksache 19/2492

Kein Lockdown 2.0 in Schleswig-Holstein!

Alternativantrag des Abgeordneten Jörg Nobis
und der Abgeordneten der AfD
Drucksache 19/2534

h) Schuldentilgungsplan für das Land Schles-
wig-Holstein: Generationengerechtigkeit le-
ben

Bericht der Landesregierung
Drucksache 19/1373

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses
Drucksache 19/2334

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich erteile das Wort zunächst dem Berichterstatter
des Finanzausschusses, dem Abgeordneten Stefan
Weber.
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Stefan Weber [SPD]:

Frau Präsidentin, ich verweise auf die Vorlage.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Vielen Dank. - Ich erteile dann das Wort der Be-
richterstatterin des Innen- und Rechtsausschusses,
in Vertretung für die Abgeordnete Barbara Ostmei-
er Kathrin Bockey.

Kathrin Bockey [SPD]:

Auch ich verweise auf die Vorlage.

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Ich danke den Berichterstattern. - Wortmeldungen
zu dem Bericht? - Das ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Grundsatzberatung und erteile das
Wort der Finanzministerin, Monika Heinold.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In die-
sem Jahr ist alles anders. Wir beraten über einen
Haushaltsentwurf, wie es ihn in dieser Form in der
Geschichte des Landes noch nicht gegeben hat. Es
ist ein Haushaltsentwurf, der darauf angewiesen ist,
dass das Parlament vorher mit Zweidrittelmehrheit
Notkredite bewilligt. Wir beraten über diesen Ent-
wurf in einer Zeit, in der wir uns mitten in einer
weltweiten Pandemie befinden, verbunden mit der
Unsicherheit, dass wir nicht wissen, wie es weiter-
geht, wann es einen Impfstoff gibt.

Meine Damen und Herren, all das ist für die Men-
schen in unserem Land eine maximale Herausfor-
derung. Sie müssen mit vielen Einschränkungen le-
ben, teilweise auch mit geringerem Einkommen
oder der Ungewissheit, ob ihr Arbeitsplatz, ob ihr
Betrieb die Krise übersteht.

Gerade deshalb ist es so wichtig, dass wir als Staat
Orientierung geben; dass wir die Sicherheit geben,
dass unser Land handlungsfähig bleibt; dass es un-
ser Ziel ist, Kitas, Schulen und die Wirtschaft am
Laufen zu halten; dass wir bereit sind, Geld in die
Hand zu nehmen, viel Geld, um Härten und Risiken
abzufedern, unser Gesundheitssystem stabil zu hal-
ten und den Zusammenhalt unserer Gesellschaft zu
wahren.

Meine Damen und Herren, mit einem gewissen
Stolz können wir sagen: In Schleswig-Holstein ge-

lingt das, was bei Weitem nicht in allen Bundeslän-
dern gelingt: Wenn die Lage ernst ist, stehen die de-
mokratischen Parteien zusammen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Meine Damen und Herren, mit der Vereinbarung
zwischen der Landesregierung und den Fraktionen
von CDU, SPD, Grünen und FDP sowie den Abge-
ordneten des SSW haben wir alle gemeinsam ge-
zeigt, dass unsere Demokratie funktioniert. Wir
wollen gemeinsam Verantwortung übernehmen,
weil uns das Ziel verbindet, eine unkontrollierte
Ausbreitung der Pandemie zu verhindern, den Men-
schen und der Wirtschaft in unserem Land zu hel-
fen und unsere Kommunen zu unterstützen, damit
wir als Land die Chance haben, die Krise zu meis-
tern.

Im Namen der Landesregierung möchte ich mich
bei allen Fraktionsvorsitzenden bedanken: bei Tobi-
as Koch, bei Ralf Stegner, bei Eka von Kalben, bei
Christopher Vogt. Ein Gruß ins Homeoffice, lieber
Lars Harms: Auch du hast mitgeholfen, dass es
klappt, gemeinsam voranzuschreiten. - Allen vielen
Dank dafür!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Meine Damen und Herren, bereits mit den ersten
beiden Nachtragshaushalten hatte das Parlament die
Kreditermächtigung um 1 Milliarde € erhöht; jetzt
kommen noch einmal 5,8 Milliarden € hinzu. Da-
von dienen bis zu 1,3 Milliarden € zum Ausgleich
von Steuermindereinnahmen in diesem Jahr.
4,5 Milliarden € sind eine Notkreditermächtigung
zur Abwendung der Corona-Folgen. In welcher Hö-
he diese Notkreditermächtigung letztlich in An-
spruch genommen werden muss, wird die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung der nächsten Jahre zei-
gen.

Bisher sind für die jeweiligen Bereiche die folgen-
den Ausgabevolumina vorgesehen: rund 1,4 Milli-
arden €, um die strukturellen Defizite in den Jahren
2021 und 2022 vollständig sowie 2023 und 2024
hälftig auszugleichen; 150 Millionen € für Impf-
und Testkapazitäten, für Infektionsprävention und
den Gesundheitsschutz und die Aufstockung des
Härtefallfonds; 425 Millionen € für die Unterstüt-
zung unserer Kommunen; und 2,5 Milliarden €, die
wir für die zwingend notwendige Modernisierung
und Sanierung unserer Infrastruktur reservieren
wollen, weil dies ohne Notkredit nicht mehr zu fi-
nanzieren wäre.
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(Jörg Nobis [fraktionslos]: Das sind doch
dann keine Notkredite! Das hat doch mit der
Notlage nichts zu tun!)

Meine Damen und Herren, das sind gigantische
Summen. Und natürlich stellt sich die Frage der
Generationengerechtigkeit; denn es sind unsere
Kinder, es sind unsere Enkel, die wir mit dem dazu-
gehörigen Tilgungsplan verpflichten, diese Kredite
zurückzuzahlen, und zwar ab 2024 über 40 Jahre
lang, beginnend mit 50 Millionen €. 

Aber in der Abwägung, jetzt mit Notkrediten zu
handeln oder nicht zu handeln, entscheidet sich das
Parlament für Handeln, für neue Schulden. Aus
Sicht der Landesregierung sage ich: Diese politi-
sche Entscheidung ist richtig. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Ja, der Rechnungshof äußert Kritik. Es gibt auch
Gutachten aus anderen Ländern, die sich mit der
Frage beschäftigen, ob Notkredite überjährig ver-
wendet werden dürfen, die dieses in Teilen auch als
problematisch einstufen. Aber, meine Damen und
Herren, gerade in dieser unsicheren Zeit, in der
Konjunkturprognosen wie Steuerschätzungen eine
länger andauernde Wirkung auf die Einnahmesitua-
tion des Staates vorhersagen, gerade in dieser Zeit
ist es richtig, nicht gegen die Krise anzusparen, son-
dern zu investieren, Sicherheit zu geben und die
Daseinsvorsorge des Staates aufrechtzuerhalten. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Es ist auch verantwortbar, gerade auch gegenüber
der zukünftigen Generation, weil wir die Mittel nut-
zen, um die gravierenden Folgekosten der Krise ab-
zumildern und weil wir sie einsetzen, um die Zu-
kunft des Landes zu sichern. Wir bauen Kranken-
häuser und Hochschulen, stärken den sozialen
Wohnungsbau, sanieren Schulgebäude; wir inves-
tieren in Innovationen und Mobilität sowie in die
Modernisierung unseres Landes. 

Zudem schichten wir auch innerhalb des Haushaltes
noch mit dem Nachtragshaushalt um, stocken das
Sondervermögen Ausgleichsausgabe auf und stellen
damit sicher, dass Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber auch weiterhin Unterstützung bei der Inklusion
von Menschen mit Behinderung erhalten können.
Wir stellen 15 Millionen € für die Rücklagenfinan-
zierung der Hochschulen bereit und 100 Millio-
nen € für Baumaßnahmen des UKSH. Auch diese
Investitionen, meine Damen und Herren, sind gene-
rationengerecht. 

Haushaltspolitik muss sich immer am Maßstab der
Generationengerechtigkeit messen lassen und damit
natürlich auch an der Frage, ob die eingeplanten
Mittel insbesondere dazu beitragen, unsere Klima-
ziele zu erreichen. Und ja, es gibt in der Jamaika-
Koalition unterschiedliche Auffassungen darüber,
welche Dynamik, welchen Nachdruck es braucht,
um die Klimaziele zu erreichen. Aber es gibt auch
die klare Verabredung, dass wir die Klimaziele er-
reichen müssen, dass wir ökologisch klug und da-
mit ökonomisch wirksam handeln müssen. Das ist
die Grundlage unseres Koalitionsvertrages. Deshalb
ist Haushaltspolitik der Jamaika-Koalition auch im-
mer Klimapolitik. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit dem Nachtragshaushalt bringen wir 35 Millio-
nen € für den Radverkehr und 10 Millionen € für
erneuerbare Energien an Schulgebäuden auf den
Weg. 

(Beifall Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Mit dem Haushalt 2021 setzen wir die Reihe von
Klimaschutzmaßnahmen fort mit rund 14 Millio-
nen € für die Sanierung von Gebäuden und für die
Erzeugung von regenerativer Energie in Landeslie-
genschaften, mit 9 Millionen € für kommunale
Wärmeplanung, mit 5 Millionen € für Elektromobi-
lität. Hinzu kommen weitere Haushaltsmittel für
den Klimaschutz, für Wasserstoffstrategie, für eine
emissionsarme Fähre, für unser Förderprogramm
„Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das ist nachhaltige Fi-
nanzpolitik, ebenso, lieber Lasse Petersdotter, wie
unser Gesetzentwurf FINISH, mit dem wir die An-
wendung von Nachhaltigkeitskriterien für alle we-
sentlichen Finanzanlagen des Landes ausweiten und
gesetzlich verankern. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Landesregierung stellt Ihnen heute einen Haus-
haltsentwurf vor, 13 Milliarden € schwer. Mit den
bereinigten Einnahmen sind vorerst 403 Millio-
nen € aus den Notkrediten veranschlagt, um die
pandemiebedingten Folgekosten abzufedern. Wir
überführen 287 Millionen € Altschulden HSH in
den Landeshaushalt und planen mit einer zusätzli-
chen Nettokreditaufnahme von 346 Millionen €.
Somit betragen die bereinigten Einnahmen rund
13,3 Milliarden €, die bereinigten Ausgaben ohne
die HSH rund 13,6 Milliarden €. 
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Den größten Teil dieser Ausgaben, rund 35 %, pla-
nen wir für unsere Beschäftigten ein. Mit rund
4,8 Milliarden € für Gehälter, für Besoldung, für
Pension, Beihilfe und Heilfürsorge, davon allein
rund 1,5 Milliarden € für die 23.000 Lehrerstellen
und die fast 28.000 Lehrkräfte in unseren Schulen.
Damit, meine Damen und Herren, sichern wir die
Unterrichtsversorgung, damit schaffen wir Kapazi-
tät für spezifische Unterstützungsangebote. 

Unser gemeinsames Jamaika-Ziel ist eine Verbesse-
rung der Chancengerechtigkeit in unseren Schulen.
Deshalb ist es gut, dass wir dafür 2021 rund
9,7 Millionen € für die PerspektivSchulen bereit-
stellen; denn gerade die letzten Monate haben ge-
zeigt, wie sehr wir auf ein gutes Bildungssystem,
wie sehr wir auf einen handlungsfähigen Staat an-
gewiesen sind, auf eine gut aufgestellte Verwaltung,
die ihre originären Aufgaben angemessen wahrneh-
men kann.

Deshalb ist es richtig, dass wir mit dem Haushalt
2021 zusätzlich 327 Stellen insbesondere für Poli-
zei, die Justiz, für die Steuerverwaltung und für die
Nachwuchskräfte schaffen. Es ist richtig, dass wir
rund 15 Millionen € für die Besoldungsstruktur in
die Hand nehmen, um die Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes zu verbessern, gerade im Einstiegs-
bereich. 

Wir brauchen dringend gut ausgebildete qualifizier-
te Fachkräfte. Deshalb sind 69 zusätzliche Nach-
wuchskräfte die richtige Antwort in dieser Zeit. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Meine Damen und Herren, neben den Personalaus-
gaben ist der kommunale Finanzausgleich mit rund
1,88 Milliarden € der zweitgrößte Ausgabeposten.
Mit der Weiterentwicklung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs hat Jamaika ein klares Signal ge-
setzt. Wir stärken unsere Kommunen; denn sie sind
es, die vor Ort die Daseinsvorsorge sichern und un-
sere Gesellschaft zusammenhalten - mit ganz viel
Ehrenamt, mit Engagement, mit Nachbarschaftshil-
fe. 

Auch mit unserer Mammutreform des Kindertages-
stättengesetzes haben wir Nägel mit Köpfen ge-
macht. 2021 planen wir 535 Millionen € für unsere
Kitas ein: für Bildungsqualität, für die Entlastung
der Eltern und für die Unterstützung der Kommu-
nen.

Natürlich ist es richtig und notwendig, dass Bund
und Land die Kommunen auch in dieser schwieri-

gen Coronazeit unterstützen, dass sie mithelfen,
dass es gelingen kann.

Das Land nimmt bis zu 92 Millionen € in die Hand,
um die Wirkung der Steuermindereinnahmen 2020
auf den kommunalen Finanzausgleich abzufedern,
und übernimmt noch einmal 165 Millionen €, um
50 % der Gewerbesteuerausfälle auszugleichen. Die
anderen 50 % trägt der Bund. Das entsprechende
Landesgesetz soll heute verabschiedet werden.

Für die Jahre 2021 und 2022 planen wir bis zu
110 Millionen € für Steuerausfälle unserer Kommu-
nen ein.

Zusätzlich stellen wir mit dem Notkredit noch ein-
mal 460 Millionen € für die kommunale Infrastruk-
tur bereit: für Krankenhausmodernisierung, Klima-
schutz, Schulbau, Mobilität, soziale Wohnraumför-
derung und für die Entwicklung von Innenstädten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
vereinzelt SPD und FDP)

Meine Damen und Herren, wie sehr der Jamaika-
Koalition die Kommunen am Herzen liegen, zeigt
sich auch beim dritten großen Ausgabeblock, bei
der Infrastruktur. 1,4 Milliarden € für Investitionen
im Jahr 2021. Auch hiervon profitieren unsere
Kommunen kräftig mit noch einmal rund 156 Mil-
lionen € für Krankenhausbau, Kindertagesstätten,
Schulen, Sportstätten und kulturelle Einrichtungen. 

Meine Damen und Herren, es fühlt sich verdammt
gut an zu sehen, dass wir in Schleswig-Holstein bei
der Sanierung und Modernisierung unseres Landes
mit Siebenmeilenstiefeln vorankommen, dass IM-
PULS wirkt. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Es ist richtig, das IMPULS-Programm mit den Not-
krediten abzusichern, damit wir im Bereich der In-
vestitionen nicht auf eine Vollbremsung zusteuern
müssen. Unser Land braucht diese Investitionen in
Hochschulen, in die Verkehrsinfrastruktur, in die
Barrierefreiheit, in den Küstenschutz, in den Klima-
schutz, in die Innovation, in Kultur und Sport und
insbesondere natürlich auch in die Digitalisierung.
Denn auch hier hat uns die Coronakrise eine klare
To-do-Liste geschrieben. Wir müssen unser Land
mit Hochdruck weiter digitalisieren. 

Es ist richtig, aus dem Notkredit 25 Millionen € für
die Digitalisierungsmaßnahmen bereitzustellen. Es
ist richtig, den Digitalisierungshaushalt mit dem
Haushalt 2021 um rund 30 Millionen € aufzusto-
cken. Es ist richtig, noch einmal 10 Millionen € für
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den Ausbau des Glasfasernetzes in die Hand zu
nehmen, auch wenn wir im Bundesvergleich hier
schon überdurchschnittlich gut sind. Aber ob Wirt-
schaft, Verwaltung, Bildungseinrichtungen oder
Privathaushalte: Schnelles Internet gehört heute zur
notwendigen Grundausstattung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und vereinzelt CDU)

Meine Damen und Herren, die Entscheidung, in der
jetzigen Situation schuldenfinanziert zu investieren,
ist auch vor dem Hintergrund der anhaltenden
Niedrigzinsphase verantwortbar. Schauen Sie ein-
mal in die Finanzplanung aus dem Jahr 2011. Da
waren für 2021 rund 1,6 Milliarden € für Zinsen
eingeplant. Heute planen wir mit weniger als
500 Millionen €. Teilweise, und das ist schon eine
sehr eigenartige Situation, verdienen wir sogar an
unseren Schulden. In diesem Jahr haben wir
50 Millionen € eingenommen, die wir jetzt nicht für
Zinsen zur Bank tragen, sondern in unser UKSH in-
vestieren können, was natürlich großartig ist. 

Auch in den kommenden Jahren können wir die
Zinsausgaben nach der jetzigen Prognose relativ
stabil halten. Dafür ein dickes Dankeschön an das
Referat für Kredit- und Zinsmanagement im Fi-
nanzministerium, das mit hoher Expertise hervorra-
gende Arbeit leistet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Dennoch ist Vorsicht geboten. Natürlich führen
steigende Schulden mittelfristig zu steigenden Zins-
ausgaben. Die Schulden des Landes werden durch
die HSH und durch die Pandemie auf rund 38 Milli-
arden € steigen. Darauf werden und müssen wir uns
mit der Finanzplanung einstellen.

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holstein ist
es in den letzten zehn Jahren gelungen, den Haus-
halt zu konsolidieren, weil die Steuereinnahmen ge-
stiegen und die Zinsen gesunken sind, aber auch,
weil wir solide gewirtschaftet haben, weil wir jeden
Euro dreimal umdrehen. Hier im echten Norden sit-
zen die echten Schwaben und halten das Geld zu-
sammen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Und ja, es ist nicht immer einfach, den Betroffenen
zu erklären, warum wir in so vielen Bereichen we-
niger als andere Bundesländer machen können und
im unteren Ausgabedrittel liegen. Aber nur so ha-
ben wir es geschafft, den Haushalt zu konsolidie-
ren, so, wie es der Gesetzgeber vorgegeben hat. Nur

so konnten wir in den Jahren 2015 bis 2019 rund
1,3 Milliarden € Haushaltsüberschüsse erwirt-
schaften, für Sondervermögen verwenden und das
große Sanierung- und Modernisierungsprogramm
IMPULS auflegen - mit einer Planungssicherheit,
wie es sie vorher nicht gab und die uns auch in den
nächsten Jahren weiterhelfen wird. 

Gleichzeitig ist es mitten in der Haushaltskonsoli-
dierung gelungen, weitere große Herausforderun-
gen zu meistern. Das Land wurde und wird seiner
humanitären Verantwortung der Aufnahme und In-
tegration von Geflüchteten jederzeit mit Mitteln für
Unterbringung, Versorgung und Integration gerecht.

Wir haben es zusätzlich geschafft, mitten in dieser
Haushaltskonsolidierung unser Bildungssystem zu
stärken. Ich möchte den Kraftakt der Kita-Reform,
den Aufwuchs von Stellen für Lehrkräfte bis hin
zur Stärkung unserer Hochschulen, für die wir auch
im Jahr 2021 erneut zusätzlich 5 Millionen € ein-
planen, erwähnen. Durch diese Kraftanstrengungen
der letzten Jahre haben wir ein solides Fundament
geschaffen. Nach zehn Jahren Haushaltskonsolidie-
rung und Überwachung durch den Stabilitätsrat
konnten wir sagen: Wir haben es geschafft! 

Kaum war dieser Satz gesagt, kam die Pandemie.
Eine maximale Herausforderung, die es unumgäng-
lich macht, unseren Kompass neu zu justieren.
Blitzartig ist die Debatte eines Altschuldentilgungs-
plans Schnee von gestern, stattdessen planen wir
mit Milliarden neuer Schulden und müssen erst ein-
mal dafür einen Tilgungsplan aufstellen. Im Vorder-
grund steht in der Debatte heute nicht mehr die
schwarze Null, sondern das Ziel, unser Land sicher
durch die Krise zu führen - mit weniger Steuerein-
nahmen als bisher geplant, mit der Verpflichtung,
die Notkredite wieder zurückzuzahlen, mit dem
Wissen, dass wir nach der Krise einen Konsolidie-
rungsplan brauchen, mit der Auflage, dass wir
künftig in Zeiten guter Konjunktur vorerst nicht
vermehrt investieren können, weil wir auch die kon-
junkturell bedingten Schulden von rund 1,7 Milliar-
den € tilgen müssen, wenn die Zeiten wieder besser
sind.

Hinzu kommt, unabhängig von der Coronakrise,
dass wir noch eine Reihe weiterer großer Baustellen
haben. Zur Ehrlichkeit der Debatte gehört auch,
darüber zu reden. Wir haben Mehrausgaben durch
die Bundesgesetzgebung, durch den Ausbau der
Ganztagsbetreuung, durch Risiken in der Besol-
dung, wie im Finanzausschuss dargestellt, durch In-
vestitionsverpflichtungen des Landes, die wir ge-
genüber dem UKSH übernommen haben, durch die
Finanzierung von noch nicht finanzierten Rückla-
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gen und Resten sowie die Notwendigkeit, mit der
Digitalisierung Schritt zu halten. Meine Damen und
Herren, alles zusammen genommen ist das ziemlich
viel und klingt wie ein Kampf gegen die Windmüh-
len. Dennoch will ich Mut machen, dass wir es
schaffen können.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

In Schleswig-Holstein wissen wir, wie es ist, mit
schwerem Gepäck zu laufen, und wir haben immer
einen Weg gefunden. Wenn wir uns ein klares Ziel
stecken, die Kräfte bündeln und das Notwendige
mit dem Machbaren verbinden, wenn wir die Stär-
ken unseres Landes nutzen, wenn wir den Mut und
die Kraft haben, in unser Land zu investieren, uns
gegen eine wirtschaftliche Stagnation zu stemmen,
so wie wir es mit den Notkrediten machen - mit
Augenmaß und in großer gemeinsamer Verantwor-
tung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Meine Damen und Herren, dies ist eine ungewöhn-
liche Haushaltsdebatte in einer außergewöhnlichen
Zeit, in der es darum geht, Orientierung und Sicher-
heit zu geben - mit einem Nachtragshaushalt, dem
CDU, SPD, Grüne, FDP und SSW gemeinsam ver-
antworten wollen, um unser Land sicher durch die
Krise zu führen, mit einem Haushaltsentwurf für
2021, der das Ziel der Jamaika-Koalition abbildet,
Zukunft zu gestalten. 

Ich möchte mich bei allen Beteiligten für die inten-
sive vertrauensvolle Zusammenarbeit in den letzten
Wochen und Monaten bedanken, teilweise bis tief
in die Nacht haben wir viele Stunden miteinander
gesessen. Ich möchte mich insbesondere auch bei
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Finanz-
ministeriums bedanken, die unglaublich viel leisten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Beifall auf der Regierungsbank)

Ich freue mich auf die Haushaltsberatungen in den
nächsten Wochen. Lassen Sie uns intensiv über die
beste Antwort für unser Land in dieser schwierigen
Zeit diskutieren. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um
zwei Minuten überschritten. Diese Zeit steht jetzt

auch allen Fraktionen zur Verfügung. - Das Wort
für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Ole-
Christopher Plambeck.

Ole-Christopher Plambeck [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Frau Finanzministerin! Wir er-
leben derzeit eine historische Krise. Die Corona-
pandemie hat zu einem Einbruch der Wirtschaft und
damit zu einem erheblichen Rückgang der Einnah-
men - allein für 2020 von knapp 1 Milliarde € - ge-
führt, was Schleswig-Holstein so in seiner Ge-
schichte noch nicht erlebt hat. Spätestens bei einem
Blick auf das aktuelle Infektionsgeschehen sollte
allen klar sein, dass die Pandemie noch nicht über-
wunden ist. Solange es keinen Impfstoff gibt, wird
es die Pandemie geben, und sie wird uns begleiten.
Die aktuellen Inzidenzen zeigen es. Deshalb sind
die beschlossenen Maßnahmen auch für den Monat
November etwas, was wir auch finanziell spüren
werden. 

In dieser schweren Zeit ist das einzig Richtige, fi-
nanzpolitisch den Schulterschluss zu suchen, um
unser Land gemeinsam aus dieser Krise zu führen.
Mit dem vor uns liegenden 4. Nachtragshaushalt
2020 beschließen wir einen Kreditrahmen, der über
mehr als eine Generation zurückzuzahlen ist, näm-
lich über 40 Jahre, leider auch von einer Generati-
on, die jetzt erst geboren wird. Eine solche Ent-
scheidung kann und darf nur mit breiter Mehrheit
getroffen werden. Deshalb sage ich - auch als Mit-
glied einer regierungstragenden Fraktion - ganz
klar, dass es richtig gewesen ist, die Schuldenbrem-
se mit einer Zweidrittel-Regelung auszustatten.

Meine Damen und Herren, ich kenne keinen von
uns, dem diese Entscheidung über den Notkredit,
über den Rahmen von weiteren 4,5 Milliarden € auf
5,5 Milliarden €, zuzüglich der Kreditaufnahme für
konjunkturell bedingte Steuermindereinnahmen von
1,2 Milliarden €, leichtfällt. Wir fassen den Be-
schluss über diesen Rahmen nicht gern, aber fassen
ihn in vollem Bewusstsein über seine Notwendig-
keit und Tragweite und aus tiefster Verantwortung
für unser Schleswig-Holstein und seine Bürgerin-
nen und Bürger. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Denn am Ende geht es um nichts anderes als den
ökonomischen und damit auch den sozialen Zusam-
menhalt in unserer Gesellschaft und den Erhalt der
Daseinsvorsorge. Natürlich kenne ich die Kritik,
wir würden unter dem sogenannten Corona-Deck-
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mantel Projekte finanzieren, die nichts mit Corona
zu tun hätten. Aber von genau diesen Kritikern war-
te ich bis heute auf ernsthafte Alternativvorschläge,
wie denn mit dieser Krise umzugehen ist und wel-
che Haushaltstitel konkret zu streichen wären. 

Wir machen genau das, was in einer solchen Phase
nicht nur wichtig, sondern essenziell ist: Wir inves-
tieren in den Standort Schleswig-Holstein! Das ma-
chen wir, indem wir mit 2,5 Milliarden € der Not-
hilfe die Finanzierung der IMPULS-Investitionen
absichern. Es ist wichtig, dass wir als Wirtschafts-
und Arbeitsstandort für Unternehmen und für Bür-
gerinnen und Bürger nicht nur attraktiv bleiben,
sondern auch besser werden. Das kann nur gelin-
gen, wenn wir in Glasfaser, in Schulen, in Universi-
täten, in Straßen, Schiene, in Digitalisierung und ja,
auch in Radwege investieren. Das alles ist nicht
„nice to have“, sondern notwendige, zukunftsorien-
tierte Standortpolitik. Das ist nicht nur wichtig, son-
dern essenziell für den Standort Schleswig-Hol-
stein. 

Eine aktuelle Studie des Kieler Instituts für Welt-
wirtschaft hat zeigt, dass wir immer noch einen ho-
hen Nachholbedarf an hochwertigen Produkten und
Dienstleistungen haben. Daran können wir nur
durch Investitionen in unsere Infrastruktur etwas
ändern, um entsprechende Unternehmen und damit
Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu bekommen
und zu erhalten. Deshalb ist wirksame Standortpoli-
tik gerade in der Krise so wichtig.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Aber eines hat uns die Pandemie ganz klar vor Au-
gen geführt: Bei der Digitalisierung brennt es in al-
len Bereichen. Daher ist es richtig, dass wir hier ei-
nen Schwerpunkt setzen und massiv in Digitalisie-
rungsmaßnahmen wie Software, Endgeräte, aber
auch den Glasfaserausbau - wie die Finanzministe-
rin es eben beschrieben hat - investieren. 

Darüber hinaus finanzieren wir mit diesem Nach-
tragshaushalt weitere Testkapazitäten und Maßnah-
men für den Infektions- und Gesundheitsschutz.
150 Millionen € stehen dafür bereit. Die absolute
Notwendigkeit dieser Ausgaben brauche ich wohl
in Anbetracht dieses 4. Nachtragshaushalts nicht
weiter erläutern. 

Die Folgen der Pandemie treffen natürlich nicht nur
das Land. Der Einbruch der Wirtschaft sorgt auch
bei den Kommunen für erhebliche Steuerminder-
einnahmen. Auch hier bekennen wir uns zu unserer
Verantwortung und übernehmen gemeinsam mit
dem Bund je die Hälfte der im Mai geschätzten Ge-

werbesteuerausfälle von 330 Millionen €. Als Land
nehmen wir dafür entsprechend 165 Millionen € in
die Hand. Die Verteilung wird anhand der Differenz
zwischen dem Durchschnitt des einzelgemeindli-
chen Gewerbesteueraufkommens von 2017 bis
2019 und dem erwarteten Gewerbesteueraufkom-
men 2020 vorgenommen. Dabei wird maximal ein
Betrag von 1.000 € je Einwohnerin und Einwohner
ausgeschüttet. Die Mittel, die aufgrund dieser Kap-
pungsgrenze nicht ausgeschüttet werden, verfallen
selbstverständlich nicht, sondern werden auf Basis
der erwarteten Gewerbesteuerausfälle auf die übri-
gen Kommunen verteilt. Hierzu werden wir im
Rahmen der heutigen Plenarsitzung auch noch ein
weiteres Gesetz verabschieden.

Aber nicht nur die Gewerbesteuereinnahmen fallen
bei den Kommunen weg. Im Jahr 2021 werden wir
die Hälfte und im Jahr 2022 ein Viertel der Ausfälle
bei der Einkommensteuer übernehmen. Maximal
stehen dafür 110 Millionen € bereit. Den Abrech-
nungsbetrag aus dem kommunalen Finanzausgleich
für das Jahr 2020 teilen sich Land und Kommunen,
und der kommunale Anteil wird auf über zehn Jah-
re gestreckt. 

Ich habe gerade ausgeführt, wie wichtig in einer
Zeit wie dieser die Investitionen sind. Das gilt
selbstverständlich nicht nur für Investitionen des
Landes, sondern auch für die der kommunalen Ebe-
ne. Deswegen werden wir mit dem neu geschaffe-
nen Infrastrukturfonds 150 Millionen € bereitstel-
len, um dafür Sorge zu tragen, dass Investitionen
vor Ort gesichert und ausgebaut werden. Konkret
unterstützen wir die Kommunen damit beim Aus-
bau der Ganztagsbetreuung, was eine riesige Auf-
gabe vor Ort ist. Aber auch der Ausbau kommuna-
ler Radwege und der stärkere Einsatz erneuerbarer
Energien in Gebäuden sind wichtig und absolute
Zukunftsthemen. Zudem haben wir einen großen
Nachholbedarf bei den Investitionen in Kranken-
häuser vor Ort, wofür wir 124 Millionen € bereit-
stellen. Und der Schulbau darf auch nicht vergessen
werden. Deshalb werden wir dort das IMPULS-
Programm mit 120 Millionen € aufstocken.

Das sind alles Zukunftsthemen, die uns helfen, ge-
stärkt aus der Krise hervorzukommen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Neben dem 4. Nachtrag zum Haushalt 2020 beraten
wir heute in erster Lesung auch den Haushaltsent-
wurf 2021. Die Coronapandemie hat natürlich
ebenfalls große Auswirkungen auf die Planung
2021 und die Folgejahre. Die hieraus resultierenden
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Folgekosten der Pandemie von 403 Millionen €
werden durch den Notkredit aufgefangen. Hinzu
kommt die geplante Übernahme von Altschulden
aus der HSH finanzfonds AöR von 287,5 Millio-
nen €. Ja, auch die HSH gibt es leider immer noch,
und die wird uns auch noch eine Weile begleiten.
Eine weitere Kreditaufnahme gibt es für das Defizit
von 346 Millionen €.

Trotzdem begrüße ich es, dass die Landesregierung
mit 1,4 Milliarden € mehr als 10 % des Haushaltes
für Investitionen eingeplant hat. Auch auf die Ge-
fahr hin, mich zu wiederholen, aber gerade in der
Krise ist es richtig, massiv in Digitalisierungsmaß-
nahmen, Glasfaser, Straße, Schiene, Radwege, Bar-
rierefreiheit, Krankenhäuser oder energetische Ge-
bäudesanierung zu investieren. Denn der Weg aus
der Krise kann nur über eine gute Standortpolitik
mit Schwerpunkt auf eine gut ausgebaute und
moderne Infrastruktur führen, von der die kommen-
den Generationen auch profitieren werden. Das gilt
natürlich auch für den Haushalt 2021 und die Fol-
gejahre.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Mit Blick auf die kommenden Generationen geht
Jamaika auch beim Thema Finanzanlagen voran.
Mit dem heute vorgelegten Entwurf zur Regelung
der Finanzanlagestrategie Nachhaltigkeit in Schles-
wig-Holstein - FINISH - wollen wir eine stärkere
Einbeziehung von Nachhaltigkeitskriterien in die
Finanzanlagen des Landes erreichen und diese Kri-
terien auch gesetzlich verankern. Aus unserer Sicht
ist das Ganze auch sinnvoll, denn - ich habe es in
meiner Rede vor knapp einem Jahr bereits gesagt -
nachhaltiges Investieren und Wirtschaftlichkeit
schließen sich nicht aus. Konkret geht es um Fi-
nanzanlagen nach ESG-Kriterien, die neben Um-
weltschutz auch Sozial- und Ethik- beziehungswei-
se Unternehmensführungsaspekte beziffern. Was
hierunter genau zu verstehen ist, werden wir natür-
lich noch intensiv im Finanzausschuss beraten.

Ich komme zurück auf den Haushaltsentwurf 2021
und die Feststellung, dass Investitionen in die Infra-
struktur wichtig sind. Für den Haushalt 2021 gilt
ebenfalls: Wir sollten keine wesentlichen neuen
konsumtiven Ausgaben auf den Weg bringen, denn
auch wenn wir mit der Vereinbarung über den Not-
kredit unsere coronabedingten Mehrausgaben, In-
vestitionen und Steuerausfälle absichern, ist klar:
Jeder zusätzliche Euro, den wir ausgeben, ist kredit-
finanziert und stellt damit eine Belastung für die
kommenden Generationen dar. Darum ist absolute
Haushaltsdisziplin gefordert. Das wird uns die

nächsten Wochen und Monate bei den Beratungen
ganz klar begleiten.

Glücklicherweise haben wir derzeit eine günstige
Zinslage, sodass wir mit knapp 455 Millionen €
Zinsen auf dem niedrigen Niveau der Vorjahre blei-
ben. Das ist keine Selbstverständlichkeit, und uns
muss bewusst sein, dass diese niedrigen Zinsen un-
serem Haushalt ein Stück weit helfen. Bei einer
Zinslage wie vor zehn oder 15 Jahren hätten wir
auch ohne Corona und die HSH ganz klar große
Schwierigkeiten. In dieser Hinsicht sind die Zeiten
heute zum Glück andere.

Vor diesem Hintergrund haben wir uns im Finanz-
ausschuss intensiv mit dem Thema Altschulden
auseinandergesetzt, denn eben diese sind mit erheb-
lichen Zinsrisiken verbunden. Im Klartext heißt das,
dass schon kleine Zinserhöhungen starke Belas-
tungen für den Landeshaushalt zur Folge haben.
Grundsätzlich ist es beim Thema Schulden wichtig,
über den Tellerrand zu schauen und nicht nur die
Kapitalmarktschulden, sondern die Gesamtver-
schuldung zu sehen. 

Die Kapitalmarktschulden werden bis 2024 auf cir-
ca 38 Milliarden € - inklusive corona- und HSH-be-
dingter Schulden - ansteigen und damit circa
13.000 € je Einwohnerin und Einwohner von
Schleswig-Holstein betragen. Hinzu kommt die ver-
deckte Verschuldung von über 6 Milliarden € in
Form des Investitionsstaus, und wir dürfen bei un-
serer Betrachtung auch nicht unsere Verpflichtun-
gen gegenüber unseren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, also die Pensionsverpflichtungen, verges-
sen, die bei einem Barwert von 35 Milliarden € lie-
gen.

Die Gesamtverschuldung ist also wesentlich höher,
als auf den ersten Blick zu vermuten ist, und das bei
einem Haushalt von bereinigt rund 13 Milliarden €
je Jahr, wobei ein Großteil der Ausgaben fix ist.
Wir müssen uns also genau überlegen, wann und
wie wir diese Verschuldung in den Griff bekommen
und wie wir die vorhandenen Spielräume am besten
nutzen. Ein Altschuldentilgungsplan ist absolut
sinnvoll, um das Zinsrisiko zu minimieren. Aber die
Pandemie hat uns hier ganz klar einen Strich durch
die Rechnung gemacht, denn wir bauen derzeit lei-
der keine Kapitalmarktschulden ab, sondern auf.
Daher müssen wir immer sehen: Wo erreichen wir
mit einem Euro in der Hand die größte Wirkung für
unser Land? In der aktuellen Situation schließt sich
meiner Meinung nach wieder der Kreis, und wir
landen bei den Investitionen in die Infrastruktur und
in den Abbau der verdeckten Verschuldung.
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Das bedeutet nicht, dass wir keine Sparanstrengun-
gen unternehmen müssen. Das bedeutet nur, dass
sie wohlüberlegt und zur richtigen Zeit unternom-
men werden müssen, und wir müssen uns vor allem
über die Folgen im Klaren sein. Die aktuelle Lage
zeigt leider, dass das Land weiterhin gefragt ist, zu
unterstützen und vor allem in den Infektionsschutz
zu investieren. Ich sage aber auch: Je länger die
Pandemie andauert, desto enger werden die finanzi-
ellen Möglichkeiten.

Vor diesem Hintergrund ist die Entscheidung über
diesen Kreditrahmen keine leichte Entscheidung,
und auch die Haushaltsberatungen für 2021 werden
nicht einfach sein. Aber wir alle sind bereit, diese
Verantwortung zu tragen, und dafür bedanke ich
mich nicht nur bei der Landesregierung, sondern
auch bei allen Kolleginnen und Kollegen der demo-
kratischen, der bestehenden Fraktionen in diesem
Haus und auch bei den Kollegen des SSW. - Vielen
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Beate Raudies [SPD])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die Abgeordneten der SPD hat die
Abgeordnete Beate Raudies.

Beate Raudies [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen, ich weiß nicht, wie es
Ihnen geht. Mich treibt im Augenblick vieles um:
die Angst um die Gesundheit meiner Familie und
meiner Freunde, die Sorgen der Gewerbetreibenden
und der Selbstständigen, aber auch die der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, ihre Existenzangst
und die Furcht vor einer Rezession, die Sorge vor
den wirtschaftlichen und vielleicht auch gesell-
schaftlichen Verwerfungen, die die gerade be-
schlossenen Kontaktbeschränkungen mit sich brin-
gen könnten. Warum also reden wir jetzt über
Geld? - Wir reden über Geld, weil Geld zwar nicht
alle Probleme löst, aber uns dabei hilft, Menschen
zu unterstützen und ihre Ängste wenigstens zu min-
dern. 

Meine Damen und Herren, der Entwurf der Landes-
regierung für den 4. Nachtragshaushalt sieht vor,
Notkredite bis zu einer Höhe von weiteren 4,5 Mil-
liarden € aufzunehmen, um unter anderem die Steu-
erausfälle der kommenden vier Jahre zumindest
teilweise auszugleichen und die Investitionsfähig-
keit des Landes bis 2030 zu sichern. Die Planungen
gehen damit weit über die aktuelle Legislaturperi-

ode hinaus. Sie erleichtern der Landesregierung in
den nächsten Jahren die Arbeit, egal von welchen
Fraktionen sie bis 2030 getragen wird. 

Eine Opposition muss sich gut überlegen, ob sie so
weitreichenden Maßnahmen zustimmt, und Sie
können sich sicher sein, das haben wir getan. Wir
sind als Opposition bereit, Jamaika die Hand zu rei-
chen, denn jetzt steht die Bewältigung der Krise im
Vordergrund. Wir stehen zu unserer Verantwortung
für Schleswig-Holstein.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Aber für uns war auch klar: Wir gehen mit eigenen
Vorschlägen in die Gespräche, denn angesichts der
gewaltigen Kreditaufnahme kann es nicht nur dar-
um gehen, kurzfristig Haushaltslöcher zu stopfen.
Schleswig-Holstein muss nach unserer Auffassung
von dem Finanzpaket langfristig und nachhaltig
profitieren, und diesem Anspruch wurde der Vor-
schlag der Landesregierung nach unserer Auffas-
sung nicht gerecht. 

In den Verhandlungen standen für uns deshalb drei
Kriterien im Fokus: 

Erstens. Unser Anspruch, dass Schleswig-Holstein
durch dieses Programm einen Schritt in eine solida-
rische Zukunft macht. 

Zweitens. Wir wollten für nachhaltiges Wachstum
sorgen und dabei die Erkenntnisse aus der aktuellen
Krise unmittelbar einbeziehen. 

Drittens. Wir nehmen - wie schon seit mehreren
Monaten - diejenigen in den Blick, die es besonders
schwer hatten oder noch haben.

Wir freuen uns, dass es gelungen ist, sich hier auf
wichtige Punkte zu einigen: Durch die Aufstockung
der bislang vorgesehenen Hilfen für die Kommunen
stehen in den kommenden drei Jahren insgesamt
120 Millionen € für ein schlagkräftiges Schulbau-
programm bereit, denn da gibt es noch viel Nach-
holbedarf. 

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Lasse
Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das IMPULS-Schulbauprogramm der Landesregie-
rung war mehrfach überzeichnet, und damals haben
wir noch nicht einmal an pandemiebedingte Um-
baumaßnahmen gedacht. Wir stellen noch einmal
14 Millionen € zur Verfügung, damit jedes Kind,
das es braucht, einen Laptop oder ein Tablet für den
Unterricht bekommt. Schade, dass die Koalitions-
fraktionen sich immer noch nicht dazu durchringen
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konnten, die Kommunen vom Eigenanteil beim Di-
gitalpakt zu befreien,

(Beifall SPD)

aber, Herr Ministerpräsident, wir helfen Ihnen gern,
so Ihr Versprechen zu halten, allen Schülerinnen
und Schülern in Schleswig-Holstein bis 2022 ein
Gerät zur Verfügung zu stellen. Ihre Koalition hatte
leider nicht daran gedacht, aber der Bund und wir
unterstützen da gern. 

Damit die Innenstädte in unserem Land auch nach
der Krise noch attraktive, lebendige Zentren sind,
legen wir einen Entwicklungsfonds in Höhe von
10 Millionen € auf. Ab 2021 sollen aus diesem
Fonds Fördermittel fließen für Innenstädte und
Ortszentren zur Umsetzung des Programms „Neue
Perspektive Wohnen“. Ziel ist es, neue Konzepte
und Ideen zu entwickeln für Wohnen und Arbeiten
im Zentrum, kinder- und familienfreundlich und
barrierefrei. Darum wird auch der Fonds für Barrie-
refreiheit um weitere 5 Millionen € aufgestockt. 

Wir konnten uns mit der Regierung über zusätzliche
Investitionen in die soziale Infrastruktur verständi-
gen: Die Krankenhäuser haben nach den Verhand-
lungen insgesamt 128 Millionen € mehr zur Verfü-
gung. Damit sichern wir die Gesundheitsversorgung
in der Fläche, coronabedingte Umbauten und auch
die Kofinanzierung der Bundesprogramme.

Im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus sowie des
studentischen Wohnens werden ab 2021 insgesamt
60 Millionen € in vier Tranchen zu je 15 Millio-
nen € für nicht rückzahlbare Zuschüsse bereitge-
stellt. Die werden dafür sorgen, dass der Woh-
nungsbau in Schleswig-Holstein ordentlich in
Schwung kommt. Rund 10 Millionen €, darüber ha-
ben wir gestern bereits lang und breit diskutiert,
stellen wir für den Ausbau von solitären Kurzzeit-
pflegeplätzen zur Verfügung.

Last but not least war es uns wichtig, Nachbesse-
rungen am bestehenden Landesnothilfeprogramm
durchzusetzen. Innerhalb des Mittelstandsiche-
rungsfonds werden 15 Millionen € zugunsten bran-
chenübergreifender Stabilisierungsmaßnahmen um-
geschichtet. Zudem werden 5 Millionen € aus dem
Darlehensprogramm in den MBG-Härtefallfonds
Mittelstand umgeschichtet. Damit können dann zu-
sätzliche Beteiligungen zur Stabilisierung der
schleswig-holsteinischen Wirtschaft erworben wer-
den. 

Ferner werden die Stornokosten für alle Klassen-
fahrten übernommen, die bis zum 13. März 2020
gebucht wurden, und das Unterstützungsprogramm

für die Schaustellerbetriebe wird bis zum 30. Juni
2021 verlängert. Im Rahmen der bereits aufgelegten
Corona-Nothilfe haben wir rund 42 Millionen € für
neue Maßnahmen umgeschichtet. Meiner Fraktion
waren dabei besonders wichtig: 15 Millionen € zur
Errichtung eines Fonds für Digitalisierungsmaßnah-
men im Bereich der sozialen Infrastruktur, der Kul-
tur und des Sports.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Was nützen die schönen Breitbandanschlüsse, wenn
am Anschluss kein Gerät hängt! Und 1,5 Millio-
nen € für die Aufstockung des Programms zur För-
derung der dualen Ausbildung, also zur Übernahme
von Auszubildenden aus Betrieben, die der Corona-
pandemie nicht standhalten.

Jetzt liegt also ein gemeinsamer Vorschlag auf dem
Tisch, der dafür sorgt, dass unsere Kommunen
deutlich besser dastehen als nach dem ersten Vor-
schlag. Wir haben nicht alles erreicht, was wir uns
gewünscht hätten, aber das Ergebnis wird für viele
Menschen im Land einen echten Unterschied ma-
chen. Dieser gemeinsame Antrag ist auch ein Para-
debeispiel dafür, dass wir als Parlament an der Ge-
staltung der Krisenbewältigung in unserem Land
selbstbewusst mitwirken. Darauf können wir alle
ein bisschen stolz sein.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir übernehmen gemeinsam Verantwortung, damit
unser Land und die Menschen, die hier leben, die
Krise gut überstehen. Mit einer Zweidrittelmehrheit
einen solchen Haushalt zu beschließen, das gab es
in der Geschichte unseres Landes in dieser Form
noch nie. Gut, dass unsere Verfassung dieses Ver-
fahren so vorsieht, denn es nimmt uns alle in die
Pflicht, Regierung und Opposition. Das ist auch im
Ländervergleich etwas ganz Besonderes.

Ein Ziel, auf das wir uns bei den Gesprächen über
den Nachtragshaushalt verständigt haben, ist, den
unvermeidbaren Einsparpfad durch die pandemie-
bedingten Mindereinnahmen und Mehrausgaben
abzufedern. Nach der letzten Steuerschätzung feh-
len dem Land in den nächsten Jahren Einnahmen in
Millionenhöhe. Dafür erteilen wir der Landesregie-
rung jetzt eine Kreditermächtigung.

Dass wir in diesem Jahr auf einen Schlag eine der-
art große Summe einplanen, liegt an der Logik der
Schuldenbremse. In diesem Jahr dürfen wir vorsor-
gen, im kommenden Jahr dürften wir es vielleicht
auch noch, wenn ich die Pressemitteilung des Stabi-
litätsrats richtig interpretiere - seit gestern wissen

7522 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 98. Sitzung - Freitag, 30. Oktober 2020

(Beate Raudies)



wir, dass wir das vielleicht dürfen -, aber ab 2022
wohl nicht mehr. Natürlich wissen wir heute noch
nicht, ob wir die gesamte Summe tatsächlich benö-
tigen oder ob sie vielleicht zu gering ist. Über die
Konstruktion der Schuldenbremse wird zu sprechen
sein, wenn die Krise bewältigt ist.

Für uns ist aber auch klar: Gegen die enormen Ein-
nahmeausfälle - 2021 fehlen laut Steuerschätzung
vom September mehr als 750 Millionen €, dazu hat
Herr Koch gestern viel gesagt - kann man nicht an-
sparen, schon gar nicht von heute auf morgen. For-
derungen nach Einstellungsstopps oder Haushalts-
sperre erteilen wir eine klare Absage.

(Beifall SPD, Ole-Christopher Plambeck
[CDU] und Burkhard Peters [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen die Wirtschaft stützen, Investitionen fi-
nanzieren und besonders Betroffenen Unterstützung
geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 5,5 Milliarden €
sind eine enorm große Summe, die uns noch lange
begleiten wird. Die Verschuldung des Landes er-
höht sich signifikant. Die Menschen in Schleswig-
Holstein müssen diese Schulden über 40 Jahre zu-
rückzahlen. Die Tilgung wird unsere künftigen
Haushalte belasten und unsere Möglichkeiten ein-
schränken. Über Zinsen reden wir im Moment zum
Glück nicht, aber auch das wird sich innerhalb der
nächsten 40 Jahre vermutlich ändern.

Unseren mit großer Sorgfalt erarbeiteten Schulden-
tilgungsplan können wir - ich bitte um Nachsicht
für die rüde Formulierung - in die Tonne treten.
Dennoch, in der ausführlichen Anhörung zum
Schuldentilgungsplan haben wir alle viel gelernt. Ir-
gendwie haben wir jetzt auch einen neuen Plan, zu-
mindest für die Kreditaufnahme, die wir heute be-
schließen.

Wir werden künftig alle gut daran tun, bei jeder
Ausgabe sorgfältig zu prüfen, ob sie wirklich erfor-
derlich ist. Der erste Blick in den Haushaltsentwurf
2021 lässt zumindest den Eindruck zu, dass die
Landesregierung dieses Prinzip bei der Aufstellung
beachtet hat. Viele Titel wurden überrollt, es findet
sich neben den auch mithilfe der Notkredite finan-
zierten Projekten nur wenig Neues.

Bis zur Beschlussfassung im Februar 2021 werden
sich diese Zahlen sicher noch mehrfach ändern, und
zwar nicht nur durch unsere Entscheidungen, son-
dern auch durch die Entwicklung der Pandemie. So
erfordern die vorgestern beschlossenen Maßnahmen
sicherlich neue finanzielle Mittel, zumal wir immer

noch Nachsteuerungsbedarf sehen, etwa in der Kul-
tur- und Veranstaltungsbranche. Wenn es zusätzli-
che Mittel braucht für eine Kofinanzierung der neu-
en Bundesprogramme oder gegebenenfalls landes-
eigene Ergänzungen, werden sie unsere Unterstüt-
zung finden.

Ich persönlich bin nach wie vor dafür, im besonders
notleidenden Kultur- und Veranstaltungsbereich,
vor allem bei Solokünstlerinnen und Solokünstlern,
mit Direktzahlungen zu helfen; sie brauchen das
dringend.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

- Ich freue mich, dass so viele diese persönliche
Einschätzung teilen.

Damit hier kein falscher Eindruck aufkommt: Eine
der wichtigsten Herausforderungen der Zukunft
wird sein - das macht die Krise deutlich -, die dau-
erhafte Stärkung der Solidargemeinschaften und der
sozialen Systeme zu erreichen. Hier nenne ich an
erster Stelle die Bürgerversicherung. Schade, dass
sich die Koalition immer noch nicht dazu durchrin-
gen kann, in Schleswig-Holstein wenigstens eine
pauschale Beihilfe für unsere Beamtinnen und Be-
amten einzuführen. Aber auch die Idee, die Künst-
lersozialkasse so weiterzuentwickeln, dass sie künf-
tig Kurzarbeitergeld zahlen kann, finde ich prüfens-
wert.

Wir begrüßen ausdrücklich die beschlossene Ent-
schädigungsregelung für von den temporären
Schließungen betroffene Unternehmen, Betriebe,
Selbstständige, Vereine und Einrichtungen. Für sie
wird der Bund eine außerordentliche Wirtschaftshil-
fe gewähren - in Höhe von 75 % des entsprechen-
den Umsatzes des Vorjahresmonats für Unterneh-
men bis 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, für
größere Unternehmen in gestaffelter Weise. 10 Mil-
liarden € sieht Bundesfinanzminister Olaf Scholz
dafür vor. Das ist eine Menge Geld.

Wenn man den sozialen Netzwerken glauben darf,
gibt es Überlegungen, von der Monatsbemessungs-
grundlage möglicherweise woanders hin zu gucken.
Dazu hat es gestern offensichtlich Kommunikation
über Twitter gegeben. Wir werden sehen; ich warte
sehr zügig auf die Gesetze.

Nicht verstehen kann ich allerdings die Bedenken
von Gewerbetreibenden und Selbstständigen, die
Angst haben, Hilfen zu beantragen, weil sie Kon-
trollen und Rückforderungen fürchten. Dazu möch-
te ich sagen: Wir nehmen hohe Kredite auf, wir ver-
schulden uns auf viele Jahrzehnte, um Wirtschafts-
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betrieben zu helfen. Das ist gut, und das muss auch
sein. Das ist auch eine Frage der Solidarität. Das
tun wir aber auch, damit diese Unternehmen irgend-
wann wieder Gewinn erwirtschaften und mit ihren
Steuern zur Finanzierung des Staates und damit zur
Rückzahlung der Schulden beitragen. 

Für die Rückzahlung nutzen wir aber auch die Steu-
ern derjenigen, die das Land in der Pandemie am
Laufen halten. Ihnen allen sind wir es schuldig,
dass wir mit dem Geld sorgsam umgehen. Wir kon-
trollieren sicher nicht hinter jedem Cent hinterher,
aber Missbrauch oder gar Betrug dürfen und wer-
den wir nicht dulden.

(Beifall SPD)

Sonst reichen die gewaltigen Summen nämlich
nicht für alle, die es brauchen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, durch die Corona-
pandemie erleben wir in diesem Land eine Situati-
on, die noch niemand von uns erlebt hat. Gefragt ist
nicht nur die Solidarität in unserer Gesellschaft,
sondern auch ein starker und handlungsfähiger
Staat. Jetzt ist parlamentarisches Handeln gefragt -
über die Grenzen aller demokratischen Fraktionen
hinweg.

Für uns, die Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten, stehen dabei die Interessen der Menschen
im Land im Mittelpunkt. Sie dürfen nicht unter den
fiskalischen Auswirkungen einer Krise leiden, für
die sie selbst nichts können. 

Wir haben immer gesagt, dass wir alles Notwendige
dafür tun werden, um die Krise gemeinsam zu be-
wältigen. Besondere Zeiten bedürfen besonderer
Herangehensweisen. Deshalb werden wir dem
Nachtragshaushalt zustimmen und die Zweidrittel-
mehrheit im Hause sicherstellen. - Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Lasse Petersdotter.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Das Haushaltsjahr 2020 hat gezeigt, dass
Haushaltspolitik oft dynamischer als ihr Ruf ist und
dass es unsere Aufgabe ist, verantwortungsbewusst
wirksame Hilfen zu ermöglichen und darüber hin-

aus den finanziellen Rahmen für geeignete gesund-
heitspolitische Maßnahmen und deren Umsetzung
zu schaffen. Das haben wir in den letzten Monaten
gemacht, und es hat uns geprägt. Es hat aber auch
gezeigt, dass Haushaltspolitik in der aktuellen Lage
wenig planbar und immer herausfordernd ist. Sie
muss in einer Geschwindigkeit im Vollzug stattfin-
den, die wir so in der Vergangenheit nicht erlebt ha-
ben.

Deshalb gilt mein besonderer Dank - das möchte
ich an den Anfang stellen - an erster Stelle dem Fi-
nanzministerium, allen vorweg der Finanzministe-
rin Monika Heinold, aber eben auch dem gesamten
Haus, stellvertretend Frau Reese-Cloosters. Vielen
Dank für die herausragende Arbeit, die dort geleis-
tet wird!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Ich danke aber auch meinen Kolleginnen und Kolle-
gen Ole Plambeck und Annabell Krämer und insbe-
sondere Beate Raudies und Lars Harms. Wie wir im
Finanzausschuss zusammen diskutieren und um
bessere Möglichkeiten ringen, ist, glaube ich, in der
aktuellen Situation herausragend. Die parlamentari-
sche Kontrolle ist anders als in vielen anderen Bun-
desländern durch die Tatsache gewährleistet, dass
jede Veränderung des hier beschlossenen Haushal-
tes und jede weitere Verausgabung von Mitteln in
Schleswig-Holstein durch den Finanzausschuss be-
stätigt werden muss. Der Nachtragshaushalt und die
beschlossenen Ausgaben werden dadurch vom Par-
lament noch einmal ganz anders kontrolliert und le-
gitimiert.

Die Zusammenarbeit mit der Opposition ist eine der
wichtigsten Säulen der letzten Monate. Das ge-
schieht in der Kontroverse, aber auch im konstrukti-
ven Miteinander. Wenn es darauf ankommt, finden
wir eine Lösung. Der jüngste Höhepunkt dieser
Kultur war das gemeinsame Nothilfepaket.

150 Millionen € für Testkapazitäten, Infektionsprä-
vention und die Aufstockung des Härtefallfonds,
425 Millionen € für den Stabilitätspakt mit den
Kommunen, 2,5 Milliarden € für Infrastrukturinves-
titionen und vieles mehr: Schulbau, Digitalisierung
und Kultur, Bildung, UKSH, sozialer Wohnungs-
bau. Viele Schwerpunkte wurden gesetzt.

Mir sei die persönliche Anmerkung gestattet: Ich
finde, das Gesamtprogramm ist durch die Beteili-
gung der SPD nicht schlechter geworden. Es freut
mich sehr, dass SPD und SSW ihre Perspektiven
eingebracht haben.
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(Beifall SPD, Katja Rathje-Hoffmann [CDU]
und Oliver Kumbartzky [FDP])

Dieses Paket steht für Zusammenhalt und Solidari-
tät. Zu den von mir genannten Maßnahmen kom-
men noch rund 1,3 Milliarden € Steuerkompensati-
on und 1,4 Milliarden € Kompensation der struktu-
rellen Defizite der kommenden Jahre. Wir bewegen
hier Summen, die sonst in ganzen Haushalten einen
großen Anteil ausgemacht hätten.

Um einmal auf die Tilgung zu gucken, möchte ich
einmal ein kleines Beispiel bringen. Ich bin nicht
ein großer Fan davon, zu versuchen, es alles plasti-
scher zu machen. Wir müssen einmal gucken:
50 Millionen € jährliche Tilgung ab 2024. Es wird
dann aufsteigend mehr, das ist in einem wachsen-
den Haushalt auch sehr sinnvoll. Ein kleines Bei-
spiel hierzu: Mesut Özil wurde 2013 von Real Ma-
drid zum FC Arsenal für 50 Millionen € vergeben.
Das ist etwa die Größe, mit der wir hier arbeiten.
Daraus lässt sich entweder schließen, dass es sehr
gut machbar ist oder dass Fußballspieler viel zu
teuer gehandelt werden. Das können wir ein ander-
mal diskutieren.

(Zurufe)

In der Summe diskutieren wir hier einen sehr trag-
fähigen Haushalt, der durch diese Kredite über-
haupt erst ermöglicht wurde. Die Landesregierung
legt uns heute einen Haushaltsentwurf über 13 Mil-
liarden € vor. Das steht - wie der gesamte Haushalt
- für Verlässlichkeit. Der Haushalt ruft nicht die Re-
volution aus, er ist offensichtlich kein Haushalt für
den Wahlkampf, der sagt: Heute passiert das, und
übermorgen passiert jenes. Es ist ein Haushalt der
Solidität, der das Maß an Verlässlichkeit bieten
möchte, das in diesen Tagen überhaupt versprochen
werden kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und FDP)

Bisherige Schwerpunkte werden fortgesetzt: Digita-
lisierung, Klimaschutz und Bildung. Es ist sinnvoll,
diese Schwerpunkte fortzusetzen, denn hier zu kür-
zen, zu sparen oder sich zurückzunehmen, wäre für
die kommenden Generationen ein großes Problem.

Es macht mich natürlich besonders froh, wie viel
Geld durch diesen Haushalt erneut in die Hoch-
schulen dieses Landes fließt, und wie diese Mittel
ungeachtet von Corona durch die unterschiedlichen
Verträge und Pakte, die geschlossen wurden, aufge-
stockt wurden. Hier ein großer Dank an unsere Wis-
senschaftsministerin Karin Prien: Es ist wichtig,
dass wir starke Hochschulen im Land haben. Wir

haben in den letzten Monaten gesehen, dass Wis-
senschaft nicht im Elfenbeinturm passiert, sondern
alltäglich unser Leben beeinflusst und besser ma-
chen kann.

(Beifall Ole-Christopher Plambeck [CDU]
und Annabell Krämer [FDP])

Die Koalition kommt in ihrem Kurs voran, auch
wenn zurzeit keine großen Sprünge möglich sind,
aber: Nützt ja nix! Wir sind im Land schon oft in
der Situation gewesen, weniger Geld zur Verfügung
zu haben, als wir es gerne gehabt hätten. Wir sind
die Situation der engen finanziellen Spielräume
durchaus gewohnt. Die Finanzministerin hat eben
ein bisschen die schwäbische Haushaltsdisziplin an-
gesprochen, von der ich persönlich kein Fan bin.

(Zuruf Ole-Christopher Plambeck [CDU])

Ich glaube aber, dass wir mit wenig Geld viel mehr
erreichen können, als man uns manchmal zutraut.
Dieses Talent können wir in den kommenden Jah-
ren einmal erneut unter Beweis stellen. Genau das
werden wir tun: Wir werden den engen Spielraum
nutzen. Er wird enger, trotz Kredite und freiwerden-
der Mittel, die wir durch IMPULS anders verwen-
den können, trotz der kommenden Handlungsbedar-
fe, die noch offen und nicht beantwortet sind. Wir
werden trotzdem handlungsfähig sein.

Wer kann schon sagen, was überhaupt in den kom-
menden Jahren passiert? - Allein in den letzten 48
Stunden hat sich wieder alles verworfen. Wir haben
vorher so viel geplant und überlegt. Mal sehen, was
jetzt in den nächsten 48 Stunden passiert! Allein
das neue Bundesprogramm, das ankündigt, 75 %
des Umsatzes auszugleichen: Ich hoffe, dass der
Bund die 10 Milliarden € noch aufstockt, um die-
sem Versprechen wirklich Taten folgen lassen zu
können. Ich erwarte eine schnelle Reaktion des
Bundesfinanzministers und eine schnelle Zusage,
dass es gelingt.

Darüber hinaus verändert sich aber auch die Logik
der Hilfen. Man möchte jetzt Umsätze ausgleichen
und nicht wie bisher Kosten. Peter Altmaier fordert
darüber hinaus auch, den Unternehmerlohn auszu-
gleichen. Das bedenkend muss man schon sagen,
dass sich auch die Bewertung der Hilfen für Kultur-
schaffende und Soloselbstständige verändert, die
natürlich auch von diesen Mitteln in gleichem Ma-
ße profitieren können wie andere Unternehmen.

Ich möchte bei den Unternehmen dringend appel-
lieren, dass diese Kompensation von 75 % nicht nur
eine Hilfe für das Unternehmen als Institution und
für den Unternehmer als verantwortlicher Person zu
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verstehen ist, sondern explizit auch für die Beschäf-
tigten, die in diesen Betrieben arbeiten. Sicherlich
ist es nicht so, dass Angestellte mit guten Arbeits-
verträgen in Sorge geraten müssen. Aber gerade
Angestellte, die zu den geringfügig Beschäftigten
gehören und keine Arbeitsverträge mit festen Lohn-
zusagen haben, die mit ihrem Stundenlohn das er-
wirtschaften, was sie am Ende des Monats bekom-
men, müssen von diesen Maßnahmen berücksich-
tigt werden. Dort sind anständige Unternehmer in
der Verantwortung und Politiker in der Pflicht, die
Rahmenbedingungen richtig zu setzen.

Haushalte berücksichtigen oft das, was man für das
kommende Jahr vermuten und relativ sicher voraus-
sagen kann. Das ist jetzt in dieser Lage, wie be-
schrieben, sehr schwierig. Wir berücksichtigen bei-
spielsweise im Haushaltsentwurf keine etwaige
zweite Welle oder einen Impfstoff. Es wäre unseri-
ös gewesen zu versuchen, das zu antizipieren. Die
in den letzten Tagen beschlossenen Einschränkun-
gen werden aber dazu führen, dass sich die Steuer-
einnahmen an der einen oder anderen Stelle noch
weiter verschlechtern können. Auf der anderen Sei-
te sehen wir an den in diesen Minuten von Peter
Altmaier veröffentlichten Konjunkturerwartungen
für das dritte Quartal, dass einiges vielleicht doch
etwas besser läuft, als wir es vermutet haben.

Es ist nicht einfach vorherzusagen, was uns im
kommenden Jahr erwartet und wie wir einen soli-
den, planbaren Haushalt aufstellen können. Wir
werden eben aber auch in den kommenden Mona-
ten nicht mehr Gewissheit haben können als in den
vergangenen Monaten. Wir haben aber gezeigt, dass
wir damit umgehen können.

Es besteht dadurch aber auch viel Raum für Debat-
ten über den besten Weg. Diese Debatten möchte
ich sehr gern führen. Beim selbsternannten Bund
der Steuerzahler bin ich mir nicht immer sicher, in
welchem Interesse der Steuerzahler er spricht, aber
das einmal dahingestellt. Ich richte mich daher lie-
ber an den Debattenbeitrag des Landesrechnungs-
hofes, den ich sehr respektiere. Der Landesrech-
nungshof hat angeregt, wieder einen Personalabbau
oder zumindest eine Nichtbesetzung von auslaufen-
den Stellen in den Blick zu nehmen.

Ich warne vor dieser Logik. Als Reaktion auf die
Börsen- und Finanzkrise 2008 und 2009 haben wir
diese Debatte sehr intensiv geführt. Was dabei am
Ende herauskam, hat sich nicht gelohnt. Es war
rückblickend nicht sinnvoll. Ich kann die Entschei-
dung von damals sehr gut nachvollziehen, aber wir
merken gerade jetzt an vielen Stellen, dass Perso-
nal, welches man eingespart hat, fehlt.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Bei der Forderung nach Personalabbau wird immer
gesagt, hier könne man sparen, aber natürlich nicht
in den wirklich wichtigen Bereichen. Ich finde es
nicht einfach, im staatlichen Geflecht zwischen
wichtigen und unwichtigen Bereichen zu differen-
zieren. Manchmal weiß man von den unwichtigen
Bereichen nicht genug. Zumindest geht es mir oft
so.

Nehmen wir einmal das Argument, das auch Herr
Alois Altmann in der Anhörung, die wir im Aus-
schuss dazu gemacht haben, angesprochen hat, man
solle nicht Personalabbau in den wichtigen Berei-
chen wie Gesundheit, Sicherheit, Steuerverwaltung,
Bildung, Wissenschaft und so weiter vollziehen.
Was bleibt denn dann noch? - Wenn wir UKSH, die
Polizei, die Schulen, die Hochschulen, die Kran-
kenhäuser, die Feuerwehr und die Steuerverwaltung
vor die Klammer ziehen, dann bleibt nicht mehr
viel. Dann sind vielleicht einzelne Bereiche übrig,
von denen wir nicht immer alle gleichzeitig betrof-
fen sind, zum Beispiel Forstwirtschaft oder schieß-
michtot.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Ich warne sehr davor anzunehmen, dass die Perso-
nalabbaudebatten hier irgendeine Lösung mit sich
bringen würden. Wir werden anders mit diesem
Problem umgehen müssen.

Ja, die Tilgung wird in den kommenden Jahren hart
sein. Das ist aber vornehmlich eine Vorgabe der
Schuldenbremse, zu der ich gleich gern noch kom-
men möchte.

(Unruhe - Glocke Präsidentin)

Sparen statt Kreditaufnahme in einer Niedrigzins-
phase während einer ökonomischen Krise - das wä-
re mehrfach absurd, und wir wären schlecht bera-
ten, wenn wir das täten. Ein kleines Beispiel - das
ist nur ein Modellbeispiel, weil reale Beispiele zur-
zeit kaum funktionieren, man hat es bei dem Mesut-
Özil-Beispiel gerade gemerkt -: Wenn wir die Ver-
schuldung zurzeit ins Verhältnis zu unseren Einnah-
men setzen, dann sind wir etwa doppelt so stark
verschuldet wie wir Geld einnehmen, teilweise so-
gar noch ein bisschen mehr, und es wird auch noch
mehr. Aber nehmen wir das Doppelte. Bei einem
normalen wirtschaftlichen Verlauf entspräche das
2075 nur noch 50 % im Verhältnis zu unseren Ein-
nahmen und 2100 nur noch 25 % im Verhältnis zu
unseren Einnahmen. Dabei ist kein Euro getilgt.
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Das hat damit zu tun, dass am Ende die Wirt-
schaftskraft und damit auch die Staatseinnahmen
für dieses Land gewachsen sind. Das haben wir in
der Vergangenheit gesehen, und das werden wir
auch in der Zukunft sehen. So zuversichtlich bin ich
auf jeden Fall. Ein Staat kommt nicht wirklich
durch Tilgung aus seinen Schulden heraus, sondern
wächst aus seinen Schulden heraus. Auch dieser
Realität müssen wir uns stellen.

Damit das allerdings gelingt, brauchen wir eine
funktionierende Wirtschaft, und dabei möchte ich
sehr klar sagen: Es gibt in der Coronapandemie kei-
nen Widerspruch zwischen Gesundheit und Wirt-
schaft. Das beste Konjunkturpaket ist eine Bewälti-
gung der Pandemie.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und vereinzelt CDU)

Trotzdem gibt es natürlich Härten und auch Kon-
flikte im Alltag. Es wird in der jetzigen Situation
viele Anpassungen geben müssen, aber es wird
auch viele strukturelle Anpassungen geben müssen.
Das gilt meiner Auffassung nach eben auch für die
Schuldenbremse. Warum sollte diese Regelung aus
dieser Krise unverändert herauskommen, wenn sich
doch so viel verändern wird? Sie darf bei der Erho-
lung nach der Pandemie nicht im Weg stehen. Ge-
nau diese Sorge habe ich, wenn wir uns die Regeln
der Tilgung ansehen, die wir - womöglich nach den
ersten Jahren wieder positiver Haushaltsergebnisse
- zu erwarten haben, wenn wir uns ansehen, dass
Mittel der konjunkturellen Tilgung sofort wegfal-
len, wenn dann die ersten Mittel auch wieder direkt
in die Tilgung gehen müssen.

Ich habe Sorge vor einem Stillstand nach der Pan-
demie. Das wird uns wirtschaftlich auf jeden Fall
nicht voranbringen. Das gilt auch für den Bund. Er
hat einen der niedrigsten Schuldenquoten aller in-
dustrieller Länder. In einer Zeit gleichzeitig negati-
ver Zinsen für Bundesanleihen ist doch sehr absurd,
sich gerade nur zu große Sorgen um Schuldenberge
zu machen; denn wir haben auch noch andere He-
rausforderungen, vor denen wir stehen.

Es wird Sie nicht wundern, welche ich anspreche:
Wir können auf die Klimakrise nicht erst dann mit
Krediten reagieren, wenn das Wasser in unseren
Städten und Dörfern steht. Das ist zu spät. Das ist
eine Schwäche der Schuldenbremse. Wir werden so
nicht vor die Krise kommen und werden auch so
die Krise nicht bewältigen können. Wir werden al-
lerdings alle aus den unterschiedlichen Krisen, die
wir so im Laufe unseres Lebens - die Coronakrise

gilt als eine der großen politischen und Staatskrisen
- so erleben werden, lernen müssen.

Denn eines ist klar trotz aller Ungewissheit, die wir
dieser Tage erleben: Wir sind krisenfest, handlungs-
fähig und entschlossen, und wir werden ermögli-
chen, was es braucht, um gut durch diese Zeit zu
kommen. Das gilt finanzpolitisch, gesundheitspoli-
tisch, wirtschaftspolitisch. Unsere Aufgabe als
Haushälter ist, den Rahmen dafür zu schaffen und
zu ermöglichen, was es braucht. Wir sind hand-
lungsfähig und krisenfest. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
FDP, Martin Habersaat [SPD] und Regina
Poersch [SPD])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat die Abgeordnete
Annabell Krämer.

Annabell Krämer [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Coronapandemie wirft
ihren Schatten auf unser wirtschaftliches und auch
immer mehr auf unser gesellschaftliches Leben.
Das geht auch an den öffentlichen Kassen natürlich
nicht spurlos vorüber. Es ist eigentlich die bittere
Ironie, dass wir im ersten Jahr der Schuldenbremse
bereits ihre temporäre Aussetzung beschließen
müssen. Es ist bitteres Schicksal, dass wir nach jah-
relanger Rosskur in unserem Land wieder in die ro-
ten Zahlen rutschen, weil uns hohe Steuerausfälle
und finanzielle Verpflichtungen mehr als hart tref-
fen. Wir haben uns diese Herausforderung beileibe
nicht ausgesucht, aber wir nehmen sie selbstver-
ständlich an.

Mit der vorliegenden Fassung zur Erweiterung des
Nothilfeprogramms Corona stellen wir die haus-
haltspolitischen Weichen nicht nur für das nächste,
sondern für die nächsten Jahre. Wir stellen in die-
sem Land erstmals die Weichen dafür, dass Land
und Kommunen in dieser Krise handlungsfähig
bleiben.

(Beifall FDP und Ole-Christopher Plambeck
[CDU])

Wir stellen zweitens die Weichen für einen verbind-
lichen Einsparpfad, der sich über mehrere Jahre er-
streckt und dadurch brachiale Haushaltskürzungen
vermeidet.

Drittens stellen wir die Weichen, dass der Abbau
des Sanierungsstaus planmäßig voranschreiten kann
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und unsere Infrastrukturinvestitionen über Jahre
hinaus gesichert sind.

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Aber Wasser in den Wein: Diese elementaren Ziele
erkaufen wir uns mit weiteren Notkrediten von bis
zu 4,5 Milliarden €. Hinzu kommt natürlich auch
noch die erste Coronamilliarde, die wir bereits vor
dem Sommer beschlossen haben, sowie weitere
konjunkturelle Kredite bis 2024 in Höhe von rund
1,7 Milliarden €, wenn sich die September-Steuer-
schätzung bewahrheiten sollte. In der Summe wird
sich unser Schuldenberg also um bis zu 7,2 Milliar-
den € erhöhen. Umgerechnet auf jeden Schleswig-
Holsteiner sind das 2.500 €. Damit hat die Corona-
krise für unser Land die finanzielle Dimension des
Kapitels HSH Nordbank erreicht. Das ist eine mehr
als bittere Erkenntnis, aber doch unterscheiden sich
die beiden Sachverhalte grundlegend.

Mit den HSH-Milliarden mussten die Steuerzahler
für Größenwahn und Inkompetenz bluten. Kein
Cent dieses Geldes ist bei den Menschen in unse-
rem Land angekommen. Ganz anders jetzt bei die-
sen Coronamilliarden, die wir heute beschließen:
Dieses Geld kommt unseren Bürgern tatsächlich zu-
gute, denn es stärkt die Konjunktur, sichert Arbeits-
plätze und ermöglicht es uns, weiter in Bildung und
Infrastruktur zu investieren. Und doch hoffen wir,
dass wir am Ende so wenig Volumen dieser Kredite
wie irgend möglich in Anspruch nehmen müssen.
Dieses Ziel hat auch den uns vorliegenden Antrag
mitgeprägt. Der Beschlusstext beschränkt die Kre-
ditaufnahme auf bestimmte Zeiträume und - was
noch wichtiger ist - auf konkrete Zwecke. Wir Par-
lamentarier - das ist mir ganz wichtig - erteilen heu-
te dieser und auch folgenden Regierungen - das
möchte ich wirklich einmal betonen - keinen Blan-
koscheck über 4,5 Milliarden €.

(Beifall FDP, Hans Hinrich Neve [CDU] und
Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

Da erzähle ich allen nichts Neues, denn das gibt be-
reits unsere Landesverfassung nicht her: Die Ver-
wendung von Notkrediten muss in Bezug zu einer
außergewöhnlichen Notlage stehen. Deshalb bin ich
froh, dass wir hier präzise Regelungen gefunden ha-
ben, die einer Inanspruchnahme der Notkredite
wirksam Grenzen setzen.

Wie sieht nun diese Regelung konkret aus? - Die
1,425 Milliarden € zur Abfederung der Steuermin-
dereinnahmen dienen ausschließlich dazu, die
strukturellen Defizite der Jahre 2021 und 2022 voll-
ständig und für die beiden Folgejahre hälftig zu fi-
nanzieren. Dieses hat zwangsläufig zur Folge, dass

die andere Hälfte der strukturellen Defizite bereits
in den Jahren 2023 und 2024 durch Einsparungen
ausgeglichen werden muss. Ich finde, das ist noch
gar nicht so richtig deutlich geworden, gerade bei
denen, die uns immer vorwerfen, dass wir keinen
Einsparpfad wollen oder einschlagen werden.

Außerdem - das ist sehr wichtig - legen wir heute
verbindlich fest - auch das ist meines Erachtens bei
den Vorrednern noch nicht deutlich genug zutage
getreten -, dass strukturelle Verbesserungen zukünf-
tiger Steuerschätzungen die erlaubte Inanspruch-
nahme der Notkredite in derselben Höhe eins zu
eins reduzieren. Einfacher ausgedrückt: Sind die
Steuereinnahmen besser als geplant, stehen entspre-
chend weniger Kreditmittel zur Verfügung.

Strukturelle Mehreinnahmen, die sich in den Jahren
2021 bis 2024 ergeben sollten, verringern somit die
erlaubte Kreditaufnahme. Folglich kann der Lan-
deshaushalt nicht kreditfinanziert aufgebläht wer-
den, wenn sich die Einnahmesituation strukturell
aufhellen sollte, wie uns viele zu erzählen versu-
chen. Etwaige Mehreinnahmen fließen dann zwin-
gend in die Haushaltskonsolidierung.

Kommen wir zu den 2,5 Milliarden € zur Absiche-
rung unserer geplanten Investitionen bis 2030. Wo-
für stehen diese Mittel konkret zur Verfügung? Die-
se Mittel dürfen ausschließlich zur Absicherung des
IMPULS-Programms sowie die konkret in Um-
druck 19/4606 festgestellten zusätzlichen Investiti-
onsbedarfe in Anspruch genommen werden. Um
auch hier deutlich zu werden: Auch diese Mittel
sind eindeutig zweckgebunden.

Selbstverständlich steht es zukünftigen Parlamenten
frei, auf die Umsetzung dieser geplanten Investitio-
nen zu verzichten. Sollten diese Parlamente auf die-
se Investitionen verzichten, erlischt die Krediter-
mächtigung in der Höhe, in der sie für diese Maß-
nahmen vorgesehen war. Es ist ganz wichtig, dass
wir das heute nach außen tragen.

(Beifall FDP)

Ferner stellen wir 150 Millionen € für den Infekti-
ons- und Gesundheitsschutz zur Verfügung. Diese
Mittel dienen überwiegend der Sicherstellung aus-
reichender Impf- und Testkapazitäten sowie der Fi-
nanzierung weiterer im Moment sehr großer He-
rausforderungen unseres Gesundheitswesens. Die
425 Millionen € für den Stabilitätspakt mit unseren
Kommunen sind unser Beitrag, damit auch unsere
Städte und Gemeinden in der Krise leistungsfähig
bleiben.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, dass Ja-
maika gut mit Geld umgehen kann, hat es bereits in
den letzten drei Jahren bewiesen. Dank der genann-
ten Regelungen ist ein verantwortungsvoller Um-
gang mit den riesigen Kreditermächtigungen auch
rechtlich abgesichert. Dafür haben wir uns als Freie
Demokraten im Vorfeld ganz besonders eingesetzt.

Mit dem Beschluss über die Notkredite schlagen
wir einen verbindlichen Einsparpfad ein. Dieser
Einsparpfad erstreckt sich vernünftigerweise über
mehrere Jahre, um die konjunkturelle Erholung
nicht sofort wieder abzuwürgen. Spätestens 2025
wollen wir wieder zu strukturell ausgeglichenen
Haushalten zurückkehren.

Durch die ab 2024 einsetzende Tilgung der Notkre-
dite wird das Land dann sogar wieder im Plus sein.
Doch so einfach auch die Theorie ist, so schwierig
wird die Umsetzung. Mittelfristig werden wir ge-
genüber der Finanzplanung rund eine halbe Milliar-
de Euro im Landeshaushalt einsparen müssen, und
das trotz aller Notkredite. Der Konsolidierungs-
druck bleibt also hoch, und der Spielraum für zu-
sätzliche Wünsche ist praktisch nicht vorhanden.
Daraus ziehen wir Freie Demokraten zwei Schlüs-
se.

Erstens fühlen wir uns in unserer Position bestärkt,
dass sich der Staat auf seine Kernaufgaben konzen-
trieren sollte, anstatt sich allzuständig zu fühlen und
eigenverantwortliche Bürger zu entmündigen. Das
muss sich dann auch im Haushalt in Form einer kla-
ren Priorisierung auf Bildung, Infrastruktur, Digita-
lisierung, Polizei und Justiz widerspiegeln.

(Beifall FDP)

Zweitens müssen wir Wirtschaftswachstum wieder
als zentrales Politikziel in unserem Land definieren,
zumal wir nur dann Kraft und Mittel haben werden,
um drängende Probleme wie Altersarmut oder den
Klimawandel anzugehen. Mittlerweile sollten auch
die, die Wachstum verteufelt haben, erkannt haben,
dass wir unsere sozialen und - ganz wichtig - unsere
ökologischen Standards auf Dauer ohne Wachstum
nicht aufrechterhalten oder steigern werden können.

(Beifall FDP)

Umverteilungskämpfe würden zwangsläufig gesell-
schaftliche Gräben in unserem Land ziehen oder
vertiefen. Der wirtschaftliche Einbruch in diesem
Jahr ist unmittelbare Folge der Pandemie; daran be-
steht kein Zweifel. Als Mitglied einer optimisti-
schen Partei bin ich jedoch überzeugt: Sobald wir
die Einschränkungen unseres Alltags und die große
Unsicherheit überwunden haben, wird sich unsere

Wirtschaft schnell wieder erholen. Das sagen uns
auch die Wirtschaftsforschungsinstitute.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Einen Moment, Frau Abgeordnete! - Ich bitte Sie
wirklich darum, etwas ruhiger zu sein und der Red-
nerin hier vorn zuzuhören.

Annabell Krämer [FDP]:

Aber wir dürfen nicht verdrängen, dass die deutsche
Industrie bereits vor Corona in einer Rezession
steckte. Das hat mit strukturellen Problemen zu tun,
die sich auch nach der Pandemie nicht in Luft auf-
lösen werden.

Ich nehme zunehmend Kritik aus unserer Wirt-
schaft wahr, die zu Recht eine aberwitzige Regulie-
rungswut der Großen Koalition beklagt und Vorha-
ben wie beispielsweise das Lieferkettengesetz an-
führt, das an sich schon ein Irrweg ist, aber jetzt
wirklich zur Unzeit kommt.

Was unsere mittelständischen Unternehmen jetzt
brauchen, sind keine weiteren Knüppel zwischen
den Beinen, sondern mehr Freiheiten, damit sie die
Kraft darauf verwenden können, im Wettbewerb zu
bestehen und ihre Beschäftigten in Lohn und Brot
zu halten. Das ist eine Forderung, die weit über die
hier einmütig beschlossene Stabilisierung in Not
geratener Betriebe und Branchen hinausgeht.

(Beifall FDP, CDU, Dr. Frank Brodehl [frak-
tionslos], Jörg Nobis [fraktionslos] und Vol-
ker Schnurrbusch [fraktionslos])

Nur eine wachstumsfreundliche Politik sichert auf
Dauer gute Steuereinnahmen und kann unsere Ein-
sparzwänge in den Folgejahren lindern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, blicken
wir nun auf den Haushaltsentwurf 2021. Selbstre-
dend sind hier keine großen Sprünge zu erwarten.
Umso erfreulicher ist es - das sagten auch meine
Vorredner -, dass wir den Ansatz für Investitionen
noch einmal auf knapp 1,4 Milliarden € erhöhen
konnten. Bereits im Ist des Jahres 2018 haben die
Investitionen die Marke von 1 Milliarde € über-
schritten. Wir halten also unsere Versprechen und
gehen den Abbau des Sanierungsstaus tatkräftig
weiter an.

Noch liegt eine lange Wegstrecke vor uns. Viele
Verkehrsprojekte, aber auch andere Infrastruktur-
vorhaben benötigen eine jahrelange Vorlaufzeit,
was unsere Geduld immer wieder auf die Probe
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stellt. Deshalb bleibt die Vereinfachung des Pla-
nungsrechtes eine drängende Aufgabe, der sich die
Bundesregierung endlich stellen muss.

(Beifall FDP und Volker Schnurrbusch [frak-
tionslos])

Auch dem Letzten in unserem Land sollte bewusst
sein, dass unser Planungsrecht mittlerweile zu ei-
nem richtigen Planungsverhinderungsrecht verkom-
men ist.

(Beifall FDP und Volker Schnurrbusch [frak-
tionslos])

An der Mittelbereitstellung auf Landesebene wird
die Modernisierung unserer Infrastruktur nicht
mehr scheitern, denn mit dem Beschluss über die
Notkredite stellen wir bis zu 2,5 Milliarden € zur
Absicherung des IMPULS-Programms und für wei-
tere Investitionen bereit. Wie wichtig dieser Be-
schluss ist, zeigt sich auch daran, dass sich IM-
PULS in den letzten Jahren aus Haushaltsüber-
schüssen speiste, die uns in absehbarer Zeit nicht
mehr zur Verfügung stehen werden.

Dank der Notkredite sind die heute festgestellten
Sanierungsbedarfe bis zum Jahr 2030 auch ohne
Haushaltsüberschüsse in der Zukunft ausfinanziert.
Das ist ein starkes Signal für die Bürger und Unter-
nehmen in Schleswig-Holstein: Corona tut der
Modernisierung unseres Landes keinen Abbruch.

(Beifall FDP und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

In den letzten Jahrzehnten haben Bund, Länder und
Kommunen viel zu wenig investiert. Während unse-
re europäischen Nachbarn im Durchschnitt rund
3 % ihrer jährlichen Wirtschaftskraft für öffentliche
Investitionen aufwenden, investiert Deutschland nur
etwas mehr als 2 %, also rund ein Drittel weniger,
als international üblich ist. Diese Investitionslücke
bestand übrigens schon vor Einführung der Schul-
denbremse und hat sich danach - wenn überhaupt -
eher leicht verringert. Das Problem war also nicht
die Schuldenbremse, sondern eine falsche Prioritä-
tensetzung der Politik, die viel zu lange und teilwei-
se bis heute Konsumausgaben den Vorzug gegeben
hat.

Den Verschleiß unserer Infrastruktur und einen
wachsenden Modernisierungsrückstand können und
wollen wir uns nicht länger erlauben. Jamaika hat
das Problem vom ersten Tag an erkannt und steuert
kräftig dagegen.

(Beifall FDP und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die ersten Erfolge dieser kontinuierlichen Arbeit
werden sichtbar, etwa bei den Landesstraßen, die
wir sukzessive wieder in einen guten Zustand ver-
setzen, auch wenn uns - das gebe ich zu - die vielen
Baustellen im Land manchmal etwas nerven. Sie er-
innern uns dennoch jeden Tag immer wieder daran:
Es geht vorwärts in unserem Land.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch die Modernisierung der Hochschulen oder der
Ausbau des Glasfasernetzes schreiten voran. Die
Kommunen unterstützen wir übrigens mit 275 Mil-
lionen € zur Kompensation von Steuerausfällen
auch deshalb, damit sie an ihren geplanten Investiti-
onsvorhaben festhalten können und ein verlässli-
cher Partner für die schleswig-holsteinische Wirt-
schaft bleiben.

Auch für unsere Städte und Gemeinden ist der Ab-
bau des Sanierungsstaus eine drängende Aufgabe,
um funktionsfähig und lebenswert zu bleiben. Wir
dürfen uns in diesem Land keinen Stillstand erlau-
ben.

Deshalb begrüßen wir, dass den Kommunen zusätz-
lich 150 Millionen € Infrastrukturmittel für Investi-
tionen in den Bereichen Schule, Klimaschutz und
Mobilität bereitgestellt werden. Hieraus finanzieren
wir zum Beispiel den bisherigen Gemeindeanteil
am Bundesprogramm für Ganztagsbetreuung in
Schulen.

Auch von Umschichtungen innerhalb der ersten Co-
ronamilliarde profitieren unsere Kommunen. So
stehen 2021 bis 2023 insgesamt 120 Millionen €
Landesmittel für den Schulbau zur Verfügung.

Der Haushaltsentwurf 2021 knüpft im Übrigen
nahtlos an den Haushalt des letzten Jahres an. So
setzen wir den geplanten Stellenaufwuchs in der
Justiz und bei der Polizei fort. Bei der Polizei inves-
tieren wir weiter konsequent in die Verbesserung
der Aus- und Fortbildung, insbesondere natürlich,
um die Anwärterinnen und Anwärter angemessen
und zeitgemäß auf den Polizeidienst vorzubereiten.

(Beifall FDP)

Eine gut ausgebildete Polizei ist eine Grundvoraus-
setzung für die Gewährleistung von Sicherheit und
den Erhalt des Vertrauens in die Schutzfunktion des
Staates.

Jetzt komme ich zu einem anderen Thema: Insge-
samt mehr Qualität, ein verlässliches und faires Fi-
nanzierungssystem sowie ein bezahlbarer Beitrags-
deckel - das war von Anfang an der Dreiklang für
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unsere Kita-Reform. Mit dem Haushalt 2021 wer-
den wir auch hier Fakten schaffen und die Reform
jetzt trotz der pandemiebedingten Verzögerung
vollständig umsetzen. Allein zur Umsetzung des
Standardqualitätskostenmodells stellen wir im
Haushalt insgesamt über eine halbe Milliarde Euro
für diesen Zeitraum zur Verfügung.

(Beifall FDP und Lasse Petersdotter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem
Beschluss über die Notkredite geben wir haushalts-
politisch den Weg für die nächsten Jahre vor. Es ist
gut, dass wir hier einen fraktionsübergreifenden
Konsens gefunden haben, ja finden mussten, weil
der heutige Beschluss eine Bindungswirkung über
die aktuelle Legislaturperiode hinaus entfaltet, so-
wohl, was die Verfügbarkeit der Kreditmittel be-
trifft, als auch hinsichtlich der Ausgestaltung des
unvermeidbaren Einsparpfades und der verpflich-
tenden Tilgung, die sich vermutlich über einen Zeit-
raum von bis zu 40 Jahren erstrecken wird.

Der heutige Beschluss fällt uns nicht leicht; denn
wir schränken künftige Haushaltsgesetzgeber durch
Zins und Tilgung in ihren Gestaltungsmöglichkei-
ten erheblich ein; das muss uns allen bewusst sein.
Und doch: Auch wenn wir uns über einzelne Maß-
nahmen, die wir aus der Nothilfe finanzieren wollen
oder bereits finanziert haben, streiten können, ist
aus meiner Sicht das Paket im Großen und Ganzen
notwendig, sinnvoll und verantwortbar.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist zwingend erforderlich, Land und Kommunen
in dieser Krise handlungsfähig zu halten. Wir ver-
schaffen uns die erforderlichen Mittel, um die Infra-
struktur in unserem Land weiter auf Vordermann zu
bringen, damit Schleswig-Holstein lebenswert
bleibt und weiterhin wirtschaftlich aufholen kann.
Wir setzen uns allen das klare Ziel, die Haushalts-
defizite nach der Krise wieder abzubauen. Wir sor-
gen dafür, dass Steuermehreinnahmen nicht ver-
frühstückt werden, sondern die Neuverschuldung
reduzieren. Es ist ein vernünftiger Kurs, den wir
heute gemeinsam einschlagen. Hoffen wir, dass
sich die wirtschaftliche Erholung fortsetzen kann
und sich im nächsten Jahr verstärkt! Vertrauen wir
auf die Stärke und die Innovationskraft unserer Un-
ternehmen, sich aus dieser Krise wieder herauszuar-
beiten!

(Beifall FDP, Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Lasse Petersdotter
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Neue Chancen zu ergreifen und Arbeitsplätze zu
schaffen - wenn die Politik unsere Unternehmen
darin bestärkt, statt ihnen Steine in den Weg zu le-
gen, bin ich mir sicher, dass unsere Steuerquellen
schon bald wieder sprudeln und wir das alles hier
schaffen werden. - Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Bernd Heinemann [SPD])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort hat der fraktionslose Abgeordnete Jörg
Nobis.

Jörg Nobis [fraktionslos]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Frau Heinold, die Kombi-
nation aus Ihrem 4. Nachtragshaushalt und dem
Haushaltsentwurf für das kommende Jahr ist wahr-
lich eine explosive Mischung. Sie legen die Lunte
an dieses Pulverfass, wohl wissend, dass Sie längst
über alle Berge sind, wenn die finanzpolitische
Bombe hochgeht.

(Zuruf CDU: Blödsinn, was Sie da erzählen!)

Sie missbrauchen die Feststellung der Corona-Not-
lage, um sich mit frischem Geld einzudecken, und
das nicht nur für dieses und das nächste Jahr - was
noch in Ordnung wäre -, sondern auch für die kom-
menden Jahre.

Es stellen sich daher hier und heute einige wichtige
verfassungsrechtliche Fragen, und zwar zuallererst
die Frage, ob denn die Ausgaben, die mit den Not-
krediten finanziert werden sollen, überhaupt etwas
mit der Pandemiesituation, also der aktuellen Notsi-
tuation, zu tun haben.

(Zuruf CDU: Haben wir doch gerade alles er-
klärt!)

Notkredite auch für Klimaschutzprojekte ausgeben
zu wollen, ist verfassungsrechtlich fragwürdig;
denn Klimaschutz hat mit der Corona-Notlage ge-
nau gar nichts zu tun.

Es stellt sich weiter die Frage, ob es denn von unse-
rer Verfassung gedeckt ist, sich aufgrund der jetzi-
gen Notlage mit Geld einzudecken, das erwartbare
Einnahmeausfälle in den kommenden Jahren de-
cken soll. Ich bin der Meinung, dass Sie jedes Jahr
aufs Neue das Parlament darüber entscheiden lassen
müssen und ein solcher Blankoscheck für die kom-
menden Jahre ebenfalls verfassungsrechtlich mehr
als fragwürdig ist.
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Und es stellt sich die Frage, ob denn der Tilgungs-
plan für die Notkredite, der die Rückzahlung in ei-
nem „angemessenen Zeitraum“ vorsieht - so, wie es
unsere Landesverfassung zwingend vorschreibt -,
verfassungskonform ist. „Angemessener Zeitraum“
bedeutet natürlich, dass es ein politisches Ermessen
gibt. Aber auch dieses ist nicht grenzenlos. Das Er-
messen endet dort, wo Sie die Handlungsfähigkeit
zukünftiger Politikergenerationen unzulässig ein-
schränken, indem Sie die Rückzahlung in homöo-
pathischen Dosen auf viele Jahrzehnte verteilen.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Auf diese Fragen liefern Sie bislang keine überzeu-
genden Antworten. Sie nutzen hier und heute die
Gunst der Stunde, um sich mit Krediten ein „Weiter
so!“ auf Pump zu finanzieren, und zwar nicht nur
für dieses Jahr, sondern für die kommenden Jahre
gleich mit.

Meine Damen und Herren, im Haushalt gibt es
wirklich Spielräume, die ohne weitere Auswirkun-
gen auf die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes
oder das Wohl und Wehe der Bürger gestrichen
werden könnten, weil sie ausschließlich teure, ideo-
logiegetriebene Klientelpolitik sind.

Ihr Kurs, Frau Heinold, führt das Land geradewegs
in das finanzpolitische Verderben. Sie rauben zu-
künftigen Generationen den letzten haushalteri-
schen Spielraum. Deswegen sage ich Ihnen: Diesen
unverantwortlichen und potenziell verfassungswid-
rigen Kurs tragen wir nicht mit. Wir stimmen weder
Ihren Notkrediten zu

(Thomas Hölck [SPD]: Das beruhigt aber!)

noch später Ihrem schuldenbasierten Haushalt. -
Vielen Dank.

(Beifall Claus Schaffer [fraktionslos] und
Volker Schnurrbusch [fraktionslos])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Die Fraktionen haben noch Restredezeiten, das
heißt, wir kommen jetzt in die zweite Runde. Ich
verlese einmal die Restredezeiten: Die CDU-Frakti-
on hat noch 10 Minuten, die SPD-Fraktion 7,5 Mi-
nuten, die Grünen 7 Minuten und die FDP 4 Minu-
ten.

Das Wort hat jetzt der Vorsitzende der CDU-Frakti-
on, Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Anstelle

eines Redebeitrags im Rahmen der Restredezeit
hätte ich mich jetzt im Grunde auch zu einer per-
sönlichen Erklärung melden können, um den Span-
nungsbogen ein bisschen aufzubauen. - Der Ein-
satz, der Kampf gegen eine ausufernde Staatsver-
schuldung gehört für mich zum politischen Grund-
verständnis. So, wie sich junge Menschen heute ge-
gen den Klimawandel engagieren, war für mich in
meiner Schulzeit der Einsatz für Generationenge-
rechtigkeit und gegen zusätzliche Belastungen der
jungen Generation das entscheidende politische
Motiv, mich politisch zu engagieren. Das habe ich
zunächst auf kommunaler Ebene getan. 2005 war
dann mein erster Landtagswahlkampf. Ich kann
mich gut daran erinnern, dass wir in vielen Wahl-
kampfveranstaltungen einen aufblasbaren Schul-
denberg der Jungen Union dabeihatten, um gegen
die Verschuldungspolitik der damaligen Landesre-
gierung zu demonstrieren.

(Vereinzelter Beifall CDU - Lukas Kilian
[CDU]: Der war super!)

Kaum war ich 2005 im Landtag angekommen, war
das Allererste, was wir tun mussten, einen verfas-
sungswidrigen Haushalt mit 1,5 Milliarden € Defi-
zit zu beschließen. Das war schon damals nicht ein-
fach; aber auch damals war es notwendig und rich-
tig.

(Zuruf Lasse Petersdotter [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Umso erfüllender beziehungsweise befriedigender
war es, anschließend, 2009/2010, die Schulden-
bremse in unserer Landesverfassung zu verankern.
Das war kein Regierungsentwurf, sondern darüber
durfte ich als finanzpolitischer Sprecher meiner
Fraktion mit Monika Heinold, Katharina Loedige
von der FDP und Lars Harms verhandeln. Ich glau-
be, wir können wirklich für uns in Anspruch neh-
men: Es waren wir vier finanzpolitischen Sprecher,
die das damals gemacht haben. Das mag mir die
SPD jetzt nachsehen.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Na ja, leider nicht wirklich. Es waren diese vier
Fraktionen, die damals über eine Zweidrittelmehr-
heit verfügten. Die entscheidenden Verhandlungen
haben wir durchaus in dieser Vierergruppe geführt.
Am Ende hat die SPD zugestimmt, und es war ein
gemeinsamer Beschluss.

(Zurufe Beate Raudies [SPD] und Martin Ha-
bersaat [SPD])
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Das war also wirklich eine Parlamentsinitiative, das
damals in die Verfassung hineinzuschreiben; das
war damals der große Wurf.

Die Schuldenbremse ist bislang ein absolutes Er-
folgsmodell. Sie hat sich bewährt. Wir haben wäh-
rend der zehn Jahre, in denen die Schuldenbremse
in Kraft ist, zunächst die vorhandenen Defizite ab-
gebaut. Wir haben dann die schwarze Null erreicht
und haben in den letzten Jahren sogar Haushalts-
überschüsse erzielt, mit denen wir zum Teil Schul-
den tilgen konnten, mit denen wir vor allem auch
investieren und Sanierungsstaus beseitigen konnten.

(Beifall CDU)

Dann kam die HSH Nordbank. Das war ein ganz
schwerer Schlag ins Kontor, wenn man eigentlich
Schulden abbauen will und dann auf einmal in die-
ser Dimension neue Schulden hinzukommen. Die
heutigen Kreditaufnahmen erreichen ziemlich ge-
nau - das ist paradox - das gleiche Niveau wie bei
der HSH Nordbank. Wir haben die 4,5 Milliarden €
Notkredit, wir haben die 1 Milliarde € Notkredit,
die wir schon im Laufe des Jahres beschlossen hat-
ten, und wir haben die 1,2 Milliarden € konjunktu-
rell bedingte Kreditaufnahmen, um die Steueraus-
fälle auszugleichen. Zusammengerechnet liegen wir
damit bei 6,7 Milliarden €. Das ist, glaube ich, ex-
akt die gleiche Zahl wie damals bei der HSH Nord-
bank. Weil uns das damals maximal, als Worst-Ca-
se-Szenario, drohte, da wusste man bei der HSH
Nordbank wenigstens noch, dass anschließend ein
Schlussstrich darunter gemacht werden konnte.
Heute haben wir die gleiche Summe erreicht, aber
es kann immer noch mehr werden, weil wir nicht
wissen, wie das mit der Krise weitergeht.

Das ist also eine wirklich ganz schwere Entschei-
dung, die wir heute zu treffen haben, wenn man ei-
gentlich das Ziel vor Augen hat, Schulden abzubau-
en, um zukünftige Generationen zu entlasten.

Trotzdem ist auch die heutige Entscheidung richtig
und notwendig. Auch das will ich gerne noch ein-
mal mit drei Punkten begründen.

Es gibt realistischerweise keine Alternative. Zu
glauben, dass wir das mit Haushaltskürzungen dar-
stellen können, ist nicht realistisch. Ich durfte
2009/2010 in der legendären Haushaltsstrukturkom-
mission mitwirken, in der wir damals die Kürzun-
gen beraten und beschlossen hatten.

(Beate Raudies [SPD]: Sagen Sie doch ein-
mal, wem Sie das zu verdanken haben!)

- Genau. Das wissen Sie jetzt. - Das war auch schon
damals nicht einfach. Im Übrigen ist noch eine gan-

ze Reihe der damals beschlossenen Kürzungen in
Kraft. Das Thema Kürzung des Weihnachtsgelds
für Landesbedienstete gilt nach wie vor. Auch die
Heraufsetzung der Unterrichtsverpflichtung für
Lehrkräfte ist nach wie vor in Kraft. Die Lehrkräfte
müssen nach wie vor mehr unterrichten und arbei-
ten. Auch das Blindengeld ist nach wie vor gekürzt;
es stand damals sehr stark in der Kritik, weil das
zur Disposition stand.

Sie sehen: Eine ganze Reihe von Kürzungen ist
nach wie vor in Kraft. Wenn man den Vergleich mit
anderen Bundesländern zieht, dann stellen wir fest,
dass wir in fast allen Politikfeldern pro Kopf der
Bevölkerung deutlich weniger ausgeben als andere
Bundesländer.

Wir haben gar nicht den Speck auf den Rippen; erst
recht haben wir keine unnötigen oder überflüssigen
Ausgaben, die man mal eben so einsparen und weg-
streichen könnte. Das würde nicht funktionieren.

Selbst dort, wo wir in den letzten Jahren die Kür-
zungen wieder rückgängig gemacht haben - Gott sei
Dank konnten wir bei guter Haushaltslage Kürzun-
gen wieder rückgängig machen -, sind die Zu-
schussempfänger jetzt gerade mal wieder auf dem
Niveau, auf dem sie 2010 waren, von dem aus wir
runtergekürzt hatten. Jetzt haben wir das lediglich
wieder ausgeglichen. Aber es ist eben nur der Stand
von 2010, obwohl wir jetzt zehn Jahre weiter sind
und das Jahr 2020 schreiben. Erster Punkt sind also
die Kürzungen. Damit ließe sich das nicht umset-
zen.

Der zweite wichtige Punkt, der auch bereits deut-
lich geworden ist, ist dieser: Mit dieser Kreditauf-
nahme sichern wir unsere Investitionen ab. Es war
aus meiner Sicht der Kardinalfehler in den 90er-
Jahren, als uns damals sinkende Steuereinnahmen
zu Haushaltseinsparungen dazu gezwungen hatten
und wir zuallererst den Rotstift bei den Investitio-
nen angesetzt hatten. Darunter leiden wir heute
noch doppelt und dreifach; denn der massive Sanie-
rungsstau, den wir haben, resultiert gerade aus den
Investitionskürzungen in den 90er-Jahren. Alles,
was wir heute an Neubauten oder Grundsanie-
rungen machen müssen, ist um Längen teurer, als
wenn man regelmäßig Instandsetzungsarbeiten
durchgeführt hätte, die notwendig gewesen sind,
was damals aber unterlassen worden ist.

Weil unsere öffentliche Infrastruktur derartig verfal-
len war, haben wir auch beim Wirtschaftswachstum
hinter dem Süden hinterhergehinkt. Unsere Einnah-
mesituation ist dadurch schlechter geworden, weil
in die öffentlichen Rahmenbedingungen, in die öf-
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fentliche Infrastruktur nicht ausreichend investiert
wurde. Auch auf der Einnahmeseite haben wir heu-
te darunter zu leiden. Deswegen finde ich es gut,
dass wir mit den jetzigen Kreditaufnahmen Investi-
tionen nicht nur für ein Jahr, sondern auch für die
kommenden Jahre absichern, damit wir diesen Sa-
nierungsstau weiter abbauen können und den Hoch-
lauf der Investitionsquote trotz der Krise unverän-
dert fortsetzen können.

(Beifall CDU)

Der dritte Punkt ist die Schuldenbremse selbst;
denn die gilt ja nach wie vor. Dass die Schulden-
bremse uns dazu zwingt, hier mit einer Zweidrittel-
mehrheit zu einer gemeinsamen Lösung zu kom-
men, ist, glaube ich, ein ganz großer Wert an sich.
Man stelle sich einmal vor, wir würden uns hier wie
die Kesselflicker darüber streiten, ob wir diese Kre-
dite aufnehmen. Was wäre das für ein Signal mitten
in dieser Krise? Wie würden die Menschen auf die-
sen Landtag schauen?

Deswegen noch einmal mein ganz großer Dank an
die Opposition, dass wir es gemeinsam hinbekom-
men haben, dass wir diese Kreditaufnahmen mit ei-
ner Zweidrittelmehrheit oder sogar mit einem fast
einstimmigen Beschluss hier im Landtag tätigen
können. Das zeigt Verantwortung von allen Fraktio-
nen hier im Hause.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Die Schuldenbremse ist schon erwähnt worden. Wir
beschließen zugleich aber auch einen Tilgungsplan.
Das kennt jeder Häuslebauer. Wenn ich einen Kre-
dit aufnehme, habe ich auch einen Tilgungsplan.
Trotzdem ist es in diesem Jahr das allererste Mal in
70 Jahren schleswig-holsteinischer Landesge-
schichte oder auch bundesdeutscher Geschichte,
dass wir Kredite aufnehmen und gleichzeitig eine
Tilgung vereinbaren. Das klingt trivial, hat es aber
tatsächlich noch nie gegeben. Bisher wurden immer
nur neue Schulden gemacht. Jetzt vereinbaren wir
einen festen Tilgungsplan. Auch das ist doch ein
guter Grund, weshalb man den heutigen Kreditauf-
nahmen zustimmen kann.

(Beifall CDU)

Für mich und meine Fraktion kann ich hier nur sa-
gen: Wir werden das heute tun. Ich bedanke mich
noch einmal bei allen Fraktionen in diesem Hause
für die erzielte Übereinstimmung.

Wir werden im Anschluss und damit am Ende des
Tages auch den Leitantrag zur gestrigen Regie-
rungserklärung „Coronapandemie wirksam eindäm-

men“ als einen interfraktionellen Antrag gemein-
sam beschließen. Auch das ist ein ganz großes Sig-
nal der Geschlossenheit. Es geht hier um Maßnah-
men, die alle Menschen draußen im Land schwer
treffen. Es ist toll, dass wir das als Landtag gemein-
sam so beschließen wollen. Dafür bedanke ich mich
ganz herzlich und auch dafür, dass Sie mir zugehört
haben.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Fraktions-
vorsitzende Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben in diesem Hause viele Haushaltsdebatten
geführt mit großer Leidenschaft, mit sehr vielen
Unterschieden in den unterschiedlichsten Rollen.
Ich habe hier als Oppositionspolitiker gesprochen,
ich habe hier als Finanzminister gesprochen, und
ich habe viele Debatten verfolgt.

Wir tun das auch in durchaus unterschiedlicher Er-
innerung. Ich bin vom Studium her ja Historiker,
Herr Kollege Koch. Deshalb weiß ich, dass die
Quellen manchmal doch präzise Quellen sein müs-
sen und nicht nur die subjektive Erinnerung. Aber
so ist das manchmal.

Wer das Buch von Herrn Kubicki, für den ich jetzt
keine Werbung machen möchte, liest, der kann auch
sehen: Der Teil, der da über die Niederlage der
schwarz-gelben Regierung geschrieben steht, ist
sehr knapp geraten. Auch damals gab es schon
Gründe, warum es so war, wie es ist und warum
man eben nicht nur sagen kann, wir hätten weniger
bei den Investitionen sparen sollen; man hätte dra-
matische, drastische soziale Kürzungen machen
müssen. Wenn man das übertreibt, wird man auch
abgewählt.

Ich will damit nur sagen: Man kann dazu eine ganz
unterschiedliche Haltung haben. Auch bei der
Schuldenbremse kann man sie haben. Ich will aber
doch festhalten, weil das eben ein bisschen gefehlt
hat, dass die Sozialdemokratie der Beschlussfas-
sung hier nicht nur zugestimmt hat, sondern auch
an der Erarbeitung beteiligt war. Eben entstand ein
bisschen der Eindruck, als ob die Zweidrittelmehr-
heit ohne uns zustande gekommen wäre. Nein,
nein, wir waren schon dabei.

(Zurufe CDU: Oh!)
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Man kann dazu doch unterschiedliche Haltungen
haben. Wir sind ja auch unterschiedliche Parteien.
Im Gegensatz zu anderen Leuten gehöre ich zu de-
nen, die sagen, die Demokratie wird durch unter-
schiedliche Profile und unterschiedliche Beschlüs-
se, die wir fassen, gestärkt. Das hilft meiner Mei-
nung nach auch gegen die rechten Ideologen.

(Beifall CDU und FDP)

Das müssen wir nicht machen. Trotzdem sind das
Entscheidende nicht die Unterschiede.

Natürlich hat die Zweidrittelmehrheit dazu beige-
tragen, dass wir in sehr ernsthafte Verhandlungen
gegangen sind. Ich glaube, inhaltlich ist dabei
durchaus etwas sehr Gutes entstanden. Ich will gar
nicht verhehlen, dass dabei natürlich auch das Ver-
trauen gegenüber der Kollegin und Finanzministe-
rin Monika Heinold geholfen hat, mit der wir in der
Küstenkoalition gemeinsam etwa IMPULS entwi-
ckelt haben, damals noch unter anderer Betrachtung
durch die damalige Koalition. Wenn man sich lange
kennt, dann ist man auch in der Lage, das Vertrauen
aufzubringen, dass wir alle miteinander brauchen,
damit das auch klappt, was wir hier machen.

Deswegen glaube ich, sind die Unterschiede, die
hier deutlich geworden sind, okay. Aber das Ent-
scheidende ist, dass es uns gelungen ist, diesen
Kraftakt hier zu vollziehen.

Wir stimmen natürlich nicht dem Haushalt 2021 zu.
Das ist auch nicht unsere Aufgabe, zumal wir davon
ganz andere Vorstellungen haben. Aber da, wo es
nötig ist, etwas gemeinschaftlich auf den Weg zu
bringen, insbesondere was den Nachtragshaushalt
angeht und die Aufnahme doch erheblicher Kredit-
mittel, ist das, glaube ich, eine gute Sache.

Konsens ist in wichtigen Krisenzeiten, in denen es
um die Handlungsfähigkeit des Staates geht, auch
ein wichtiges Signal gegenüber der Bevölkerung,
dass wir das hinbekommen.

(Beifall SPD, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da wir, wie die Finanzministerin zu Recht gesagt
hat, diese Debatte, die wirklich etwas mit der Krise
zu tun hat, führen, müssen wir noch ein paar Sätze
zu den Konsequenzen aus der gestrigen Debatte sa-
gen. Anhand der Reaktionen kann man feststellen,
dass auf der einen Seite gesagt wird, dass viele Din-
ge, die wir vereinbart haben, ungerecht, wider-
sprüchlich und für manche enttäuschend seien. Das
stimmt. Natürlich ist es für manche enttäuschend,
dass jetzt Geschäfte geschlossen werden, obwohl
sie ein Hygienekonzept haben. Natürlich ist es nicht

einsehbar, warum man nicht Sport treiben darf, oh-
ne Kontakt zu den anderen zu haben. Ich warne uns
allerdings davor, zu glauben, dass wir in der Abar-
beitung dieser Punkte vorankommen. Ein Teil be-
steht auch hier in der Fähigkeit zum Konsens, und
zwar zwischen dem Bund und 16 Ländern, gemein-
sam einen Kraftakt zu vollziehen, dass wir es im
November schaffen, um die größere Katastrophe zu
vermeiden, die sonst unvermeidbar kommt, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Weil das so ist, ist es auch wichtig, dass das, was
zugesagt wird, auch eingehalten wird, dass das
Geld vom Bund fließt, dass sich nicht die Herren
Altmaier und Scholz und wer auch immer noch lan-
ge streiten, sondern dass das Geld fließt. Die Ent-
schädigungen sind nämlich eine der Grundvoraus-
setzungen dafür, dass man das so mit den Ein-
schränkungen machen kann, ansonsten ist das nicht
vertretbar, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD und Kay Richert [FDP])

Ich finde es schwierig, wenn wir gemeinsam Dinge
tragen, die wir in schweren Kompromissen ent-
schieden haben, die Bürger aufzufordern, gegen das
zu klagen, was wir gemeinsam entschieden haben.
Das ist kein Beitrag dazu, der Handlungsfähigkeit
des Staates zu vertrauen.

Die Gewaltenteilung funktioniert ja, die Gerichte
entscheiden ja. Wir sollten uns das aber nicht wün-
schen und schon gar nicht die Leute dazu auffor-
dern, das zu tun. Ich verstehe, dass Rechtsanwälte
Aufträge brauchen, aber das ist wirklich nicht das,
was wir uns wünschen sollten.

Parallel zu unserer Sitzung hat gestern der Deutsche
Bundestag beraten und über die Maßnahmen disku-
tiert. Die Haltung, die von einer rechtsradikalen
Partei vertreten wurde, genauso wie eben von dem
fraktionslosen Abgeordneten, ernsthaft zu meinen,
dass wir mehr Tote in Kauf nehmen sollten, geht
überhaupt nicht! Das können wir nicht hinnehmen.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Was wir hier miteinander machen, ist nicht, irgend-
welche Wünsche zu erfüllen oder Dinge umzuset-
zen, die wir eh schon immer mal machen wollten,
sondern wir versuchen, miteinander einen Weg aus
der Krise zu finden. Der Gesundheitsschutz und das
Leben von Menschen haben für uns auf jeden Fall
die allererste Priorität bei allem, was wir miteinan-
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der machen. Die Wirtschaft dient den Menschen
und nicht umgekehrt.

Deswegen, finde ich, darf man sich durchaus den
Artikel 1 des Grundgesetzes noch einmal ins Ge-
dächtnis rufen, denn auch für die Haushaltsdebatte
und alles, was wir in Verbindung damit beschlie-
ßen, gilt Artikel 1:

„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“

Das gilt für alle Menschen in Deutschland, und sie
haben es verdient, dass wir uns in der Weise dem
auch nähern, wenn wir solche Beschlüsse fassen.

(Beifall SPD, Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Kay Richert [FDP])

Das ist der Grund - Herr Kollege Koch, Sie haben
es erwähnt -, warum die SPD-Fraktion auch der Re-
solution zustimmen wird. Wir hatten angeregt, eine
kleine Änderung einzubringen, die sich darauf be-
zieht, dass wir uns bei den Bürgerinnen und Bür-
gern einerseits dafür bedanken, dass sie sich bisher
soweit vorbildlich verhalten haben, dass wir ande-
rerseits aber noch einmal Verständnis dafür erbitten,
dass man sich an die schmerzliche Einschränkung
hinsichtlich der privaten Kontakte auch hält. Diesen
Punkt haben wir in der Resolution ergänzt. Ich den-
ke, dass das wichtig und notwendig ist, das zu tun,
auch wenn wir unterschiedliche Regelungen in den
Ländern, was den privaten Bereich betrifft, haben.
Das ist zwar auch nicht immer gut, aber so ist es
nun mal. Ich denke, das ist ein wichtiges Signal,
und deswegen stimmen wir dem zu.

Lassen Sie mich noch etwas Drittes sagen. Wir ma-
chen jetzt etwas, von dem wir hoffen, dass es hilft,
dass wir Ende des Monats November die Infekti-
onsdynamik gebrochen haben. Es kann aber auch
sein, dass das noch nicht das Ende war und dass wir
noch mehr Anstrengungen brauchen und dass wir
uns noch einmal zusammensetzen müssen, um mit
einer Zweidrittelmehrheit weitere Maßnahmen zu
beschließen. Es kann sein. Das wünschen wir uns
nicht, es kann aber passieren. Deswegen ist es auch
da wichtig, dass wir uns die Konsensfähigkeit er-
halten, dass wir da streiten, wo gestritten werden
muss, dass wir versuchen, wo wir vorbildlich sein
können, ein gutes Beispiel zu geben, dass wir nicht
selbst das Vertrauen erschüttern bei dem, was wir
selbst den Bürgerinnen und Bürgern abverlangen.
Ich habe viel Kritik gehört, auch aus den Medien,
die das kritisch kommentiert haben.

Daher möchte ich eines sagen: Glücklich ist ein
Land, was in der Lage ist, mit solchen Mitteln die-
ser Krise entgegenzutreten. Das können viele ande-

re Länder nicht. Wir sind da bedeutend besser dran
als andere. Ich finde, unsere Generation - meine je-
denfalls -, die Jahrzehnte Frieden und Wohlstand
hat erleben dürfen, ist in einer deutlich besseren La-
ge als Menschen in anderen Teilen der Welt oder in
anderen Teilen Europas oder auch andere Genera-
tionen vor uns. Wir sollten darüber nicht klagen,
sondern sollten dafür dankbar sein, dass wir diese
Gestaltungschance haben. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Fraktionsvorsitzende Eka von
Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Gäste auf der Tribüne! Zuallererst, Frau
Heinold, möchte auch ich mich im Namen meiner
Fraktionen sowohl bei Ihnen als auch bei Ihrem
Haus ganz herzlich bedanken. Ich denke, dass es für
uns alle gut ist, dass wir eine Finanzministerin ha-
ben, die uns in dieser schwierigen Zeit sicher
durchs Fahrwasser fährt, und das gelingt Ihnen,
Frau Ministerin, immer sehr gut. Das haben wir be-
reits bei der HSH-Krise gemerkt, und das ist auch
jetzt in der Coronakrise wieder ein Pfund. Vielen
Dank dafür.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt CDU)

Meine Damen und Herren, wir haben hier heute
wirklich über unglaubliche Summen gesprochen,
über Summen, die man sich im Grunde genommen
wenig vorstellen kann. Was bedeuten 4,5 Milliar-
den € mehr Schulden? Der Bund schlägt vor,
10 Milliarden € für den Ausgleich der fehlenden
Umsätze zu zahlen. Eventuell fehlt da auch eine
Null. Expertinnen und Experten sind sich noch
nicht so ganz einig, ob es wirklich 10 Milliarden
sind.

Eigentlich können sich die meisten Menschen über-
haupt nicht vorstellen, was 4,5 Milliarden € sind.
Ich auf jeden Fall kann mir das für meinen Alltag
schwer vorstellen. Für viele Menschen macht es
schon einen Unterschied, ob sie 50 € oder 100 €
mehr Gehalt im Monat haben. Da sind diese Zahlen
sehr abstrakt. Ich hätte jetzt auch diese 4,5 Milliar-
den € in Butter umrechnen können, dann hätten wir
hier einen Butterberg, der so groß wäre, dass man
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ihn sich kaum vorstellen kann und vorstellen möch-
te.

Deshalb sage ich: Diese 4,5 Milliarden € sind mehr
als ein Drittel eines Landeshaushaltes. Das ist dann
schon etwas, was man sich vorstellen kann. Das
würde rein theoretisch bedeuten, dass, wenn wir das
jetzt nicht als Kredit aufnehmen würden, wir alles
für ein Drittel des Jahres, also für vier Monate, still-
legen müssten. Es gäbe dann keine Schulen, keine
Polizei, keine Mitarbeiter in der Verwaltung, keine
Sozialleistungen, wir würden Gebäude verrotten
lassen und so weiter - vier Monate kompletter Still-
stand. Das ist das, was wir jetzt sozusagen an
Schulden aufnehmen. Das ist die Theorie. Praktisch
ist das natürlich Quatsch.

Selbstverständlich ist die Schuldenaufnahme den-
noch richtig und wichtig. Das haben auch fast alle
meine Vorredner betont, und dem schließe ich mich
an. Aber seien wir ehrlich: Das, was wir heute an
Schulden beschließen, ist eine Vorfestlegung für zu-
künftige Generationen, und zwar nicht nur, weil sie
das tilgen müssen, sondern auch, weil 50 Millio-
nen € zum Beispiel 1.000 Polizisten und Polizistin-
nen, 700 Lehrerinnen und Lehrer oder zum Beispiel
das Volumen des Haushalts dieses Hauses, der ein-
gespart werden muss, bedeuten.

Aber das ist nicht das einzige. Das andere ist, dass
wir, wenn eine weitere Krise kommt - Herr Peters-
dotter hatte es ja bereits angesprochen - sehenden
Auges vor der Klimakrise stehen. Wir sehen, dass
sie uns einholen wird. Dieser Meinung sind auf je-
den Fall fast alle hier im Hause. Dann muss unter
Umständen noch einmal geprüft werden, inwiefern
noch einmal eine Kreditaufnahme erfolgen kann,
um diese Problematik zu lösen. Wir legen schon
sehr viel für die zukünftigen Generationen, für un-
sere Kinder und Enkelkinder fest.

Generationengerechtigkeit bedeutet aber nicht nur
ein schuldenfreier Haushalt, sondern Generationen-
gerechtigkeit bedeutet vor allem auch, dass wir den
folgenden Generationen ein intaktes und lebenswer-
tes Leben hinterlassen, ein Land mit intakten
Schulen und Kitas, mit einer intakten Wirtschaft,
Verwaltung, Infrastruktur und natürlich auch einer
intakten Umwelt. Ohne all das hat unser Land keine
Zukunft. Generationengerechtigkeit erreichen wir
nur, wenn wir unsere Investitionstätigkeit auch nach
der Krise aufrechterhalten und nicht das Gemein-
wohl kaputtsparen. Generationengerechtigkeit
schaffen wir auch nur dann, wenn wir in eine CO2-
freie Zukunft investieren, also in den Klimaschutz.

Frau Krämer, Generationengerechtigkeit ist nicht
nur eine Frage von Investitionen, sondern auch von
konsumtiven Ausgaben. Ich denke, wir sind uns re-
lativ einig, dass Investitionen in die Bildung unserer
Kinder, in die Kita und in die Schule natürlich eine
Zukunftsinvestition sind. Denn was nützt es den
Kindern, denen wir jetzt diese Schulden auflasten,
wenn sie in ihrer Kindheit nicht den Grundstein für
eine gute Bildung bekommen, um genug Innovatio-
nen für die Zukunft entwickeln zu können? Das ist
aus meiner Sicht dringend eine Ausgabe, die man
unter dem Investitionsbegriff fassen und tätigen
muss, und nicht nur Dinge, die man anfassen kann.

(Beifall Lasse Petersdotter [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aminata Touré:

Frau Abgeordnete von Kalben, erlauben Sie eine
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Krämer?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gerne.

Annabell Krämer [FDP]: Werte Kollegin,
ich glaube, Sie haben mich missverstanden.
Auch ich fasse den Investitionsbegriff weiter.
Ich habe die Priorisierung auf konsumtive
Ausgaben in der Vergangenheit kritisiert.
Ausgaben für Bildung sind für mich ganz
klare Investitionen in Humankapital. Insofern
liegen wir da gar nicht auseinander. Selbst-
verständlich ist alles, was in Bildung geht, ei-
ne Art von Investition, die auch in der Zu-
kunft einen Mehrwert generiert. Insofern lie-
gen wir hier nicht auseinander.

(Beifall FDP)

- Ich möchte darauf noch antworten, Frau Krämer. -
Selbstverständlich kann man das politisch so beur-
teilen. Ich freue mich, dass Sie das auch so sehen.
Aber trotzdem: Ihre Partei möchte auch immer gern
eine Investitionsquote. Wir sind uns darin einig,
dass im Haushalt investive Maßnahmen, also nach
den Titelgruppen beginnend mit der 8, im Gegen-
satz zu konsumtiven Ausgaben stehen. Bei den kon-
sumtiven Ausgaben stehen zum Beispiel Personal-
kosten auch als Ausgaben. Wenn Sie sagen, dass
wir die konsumtiven Ausgaben kritisiert haben,
dann frage ich: Welche sind denn das? Das können
Investitionen in die Polizei sein - da bin ich mir
aber auch nicht so sicher, ob das wirklich etwas ist,
was Sie kritisieren - und andere Dinge, zum Bei-
spiel Zuschüsse, auch Sozialausgaben, die zum
ganz großen Teil auch in den Bildungsbereich ge-
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hen. Ein Kind, das zum Beispiel vom Jugendamt
keinen Schutz bekommt, kann unter Umständen
auch keine Bildung in Anspruch nehmen. Insofern:
Ich finde diese Unterscheidung sehr problematisch,
weil sie den Eindruck erweckt, dass es unnötige
Ausgaben gibt, die für die Zukunft weniger wichtig
sind als der Bau von Straßen, Brücken, Kranken-
häusern.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Danke, Frau Abgeordnete. - Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage der Abgeordneten Krämer?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, selbstverständlich. 

Annabell Krämer [FDP]: Dann sind wir nun
doch ein wenig weiter auseinander, als ich
gehofft hatte. Mir fiele schon ein großer Ka-
talog an konsumtiven Aufgaben ein, die nicht
unbedingt als Investitionen in die Zukunft zu
sehen sind. Wenn wir die Coronakrise und
das Bundesprogramm betrachten, dann bin
ich bei Ihnen, dass sämtliche Sachen wie die
Digitalisierung, Homeschooling - ich hoffe,
dass wir das vermeiden können -, sollte es
noch einmal erforderlich sein, gestärkt wer-
den, damit wir das Desaster vom ersten Halb-
jahr nicht wieder erleben müssen.

Aber ich muss Ihnen ehrlich sagen: Dieses
zusätzlich gezahlte Kindergeld, auch die Um-
satzsteuerreduktion, sind für mich eher kon-
sumtive Ausgaben. Ich bin der Meinung, dass
wir das Geld zielführender ausgeben können.

- Genau. Deshalb, Frau Krämer, glaube ich, dass
die Diskussion, was Investitionen in die Zukunft
sind und was nicht, eine sehr schwierige, von politi-
schen Prioritäten löszulösende ist.

(Zuruf SPD)

Ich glaube zum Beispiel, dass Sie den Straßenbau
als eine wichtigere Investition in die Zukunft emp-
finden als zum Beispiel meine Partei. Während wir
zum Beispiel Klimamaßnahmen als sehr wichtige
Investitionen in die Zukunft ansehen, sind diese
vielleicht bei Ihnen weniger wichtig.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Deshalb ist das eine Debatte, die man anders führen
sollte und nicht über den sogenannten Investitions-
begriff, sondern man muss eine Aussage treffen,
was die politischen Ideen für die Zukunft sind, die
man gehen will. Das war mein Anliegen und ist in-

sofern sehr relevant, weil wir für die Schuldenauf-
nahmen sehr häufig auf Investitionen begrenzen.
Das ist eine schwierige Debatte, solange die Frage
„Was ist eine Investition in die Zukunft?“ nicht ein-
deutig geklärt ist.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, der vorliegende Haus-
halt, Frau Heinold, zeigt, dass Sie und Ihr Ministe-
rium auch in Krisenzeiten einen Gestaltungshaus-
halt vorlegen. Wir können aus voller Überzeugung
sagen: Mit diesem Haushalt sind wir auf dem richti-
gen Weg. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Ich stelle fest, dass weitere Wortmeldungen nicht
vorliegen. Ich schließe die Beratung.

Bevor wir in den Abstimmungsprozess eintreten,
möchte ich daran erinnern, dass sich der Ältestenrat
verständigt hat, Tagesordnungspunkt 37, der ges-
tern im Rahmen der Regierungserklärung debattiert
wurde, heute im Zusammenhang mit der Haushalts-
debatte abzustimmen. Ich lasse daher zunächst ab-
stimmen über Tagesordnungspunkt 37 „Für Schles-
wig-Holstein in der Krise halten wir zusammen“,
Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeordneten des
SSW, Drucksache 19/2492, sowie Alternativantrag
des Abgeordneten Jörg Nobis und der Abgeordne-
ten der AfD, Drucksache 19/2534. 

Ich lasse zunächst über den Alternativantrag des
Abgeordneten Jörg Nobis und der Abgeordneten
der AfD, Drucksache 19/2534, in der Sache abstim-
men. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Damit ist der An-
trag gegen die Stimmen der Abgeordneten Volker
Schnurrbusch, Jörg Nobis, Klaus Schaffer und
Dr. Frank Brodehl abgelehnt.

Ich lasse nunmehr über den Antrag der Fraktionen
von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und der Abgeordneten des SSW, Drucksache
19/2492, in der Sache abstimmen. Wer zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt
es Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Dan-
ke. Damit ist dieser Antrag mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Abge-
ordneten Volker Schnurrbusch, Jörg Nobis und
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Claus Schaffer bei Enthaltung des Abgeordneten
Dr. Frank Brodehl angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über „Erweite-
rung des Nothilfeprogramms Corona“, Antrag der
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und der Abgeordneten des SSW,
Drucksache 19/2491. Ich lasse über den Antrag
Drucksache 19/2491 abstimmen. Ich weise darauf
hin, dass nach Artikel 61 Absatz 3 der Landesver-
fassung eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist.
Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Damit ist der
Antrag mit den Stimmen von CDU, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen vier Gegen-
stimmen mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit
angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über a), Zweite
Lesung des Entwurfs eines Gesetzes über die Fest-
stellung eines 4. Nachtrags zum Haushaltsplan für
das Haushaltsjahr 2020, Gesetzentwurf der Landes-
regierung, Drucksache 19/2462. Der Ausschuss
empfiehlt, den Gesetzentwurf Drucksache 19/2462
unverändert anzunehmen. Ich lasse über den Ge-
setzentwurf einschließlich des soeben angenomme-
nen Antrags abstimmen. Wer zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP bei vier Gegenstimmen
angenommen.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und Claus Schaffer [frakti-
onslos])

Wir kommen zur Abstimmung der Gesetzentwürfe
der Landesregierung, das sind die Drucksachen
19/2400, 19/2401 und 19/2473. Es ist beantragt
worden, die Gesetzentwürfe der Landesregierung,
Drucksachen 19/2400, 19/2401 und 19/2473, an
den Finanzausschuss zu überweisen. Wer so be-
schließen will, den bitte ich um sein Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist das bei
einer Enthaltung so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung zu e), Zweite Le-
sung des Entwurfs eines Gesetzes zur Umsetzung
des Gesetzes zum Ausgleich von Gewerbesteuer-
mindereinnahmen der Gemeinden in Folge der Co-
vid-19-Pandemie durch Bund und Länder, Gesetz-
entwurf der Landesregierung, Drucksache 19/2482.
Ich lasse über den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung, Drucksache 19/2482, in der vom Ausschuss
empfohlenen Fassung abstimmen. Wer zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-

stimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Ge-
setzentwurf in der Fassung der Drucksache 19/2520
angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Bericht der
Landesregierung „Schuldentilgungsplan für das
Land Schleswig-Holstein: Generationengerechtig-
keit leben“, Drucksache 19/1373. Der Ausschuss
empfiehlt, den Bericht der Landesregierung, Druck-
sache 19/1373, zur Kenntnis zu nehmen. Wer so be-
schließen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Enthaltungen sehe ich nicht, dann
ist das einstimmig so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 und 8 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2156

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen-
und Rechtsausschusses
Drucksache 19/2477 (neu)

b) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des
kommunalen Finanzausgleichs

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2119

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen-
und Rechtsausschusses
Drucksache 19/2478

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/2536

Ich erteile der stellvertretenden Berichterstatterin
des Innen- und Rechtsausschusses, der Abgeordne-
ten Kathrin Bockey, das Wort.

Kathrin Bockey [SPD]:

Frau Präsidentin! Ich verweise auf die Vorlage.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Frau Berichterstatterin, ich danke für Ihren Bericht.
Gibt es Wortmeldungen zu dem Bericht? - Das ist
nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die
Ministerin für Inneres, ländliche Räume, Integrati-
on und Gleichstellung, Dr. Sabine Sütterlin-Waack.
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Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Inne-
res, ländliche Räume, Integration und Gleichstel-
lung:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Der kommunale Finanzausgleich mag für Außen-
stehende manchmal wie ein Zahlenmonster wirken:
Verbundsatz, Vorwegabzüge, Teilschlüsselmassen -
das alles klingt sehr technisch. Auch als ehemalige
Bürgermeisterin einer kleinen Gemeinde mit 1.100
Einwohnerinnen und Einwohnern kann ich Ihnen
aber sagen: Da steckt ordentlich Musik drin, denn
es geht um die Frage, ob unsere Kommunen ausrei-
chend Geld zur Verfügung haben, um ihre Aufga-
ben erfüllen zu können.

Meine Damen und Herren, mit dem Gesetz zur be-
darfsgerechten Weiterentwicklung des kommunalen
Finanzausgleichs setzen wir die Vorgaben des Lan-
desverfassungsgerichts um. Wir richten die Finanz-
ausgleichsmasse, also sozusagen die Größe des Ku-
chens, an den tatsächlichen Bedarfen von Land und
Kommunen aus. Wir konnten uns im September mit
unseren Kommunen auch darauf einigen, wie die
einzelnen Kuchenstücke innerhalb der Familie ver-
teilt werden sollen. Ich freue mich sehr über diesen
Durchbruch.

Mit unserer nun vorliegenden Reform benachteili-
gen wir kein Mitglied aus der kommunalen Familie,
und wir versetzen alle in die Lage, ihre Aufgaben
erfüllen zu können.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Wir halten also nicht nur an unseren bisherigen Zu-
sagen fest, wir stocken die Finanzausgleichsmasse
sogar noch einmal um weitere 11 Millionen € auf.
Zusätzlich übernehmen wir die Hälfte des negativen
Abrechnungsbetrags aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich 2020. Nach der September-Steuerschät-
zung sind das voraussichtlich 92 Millionen €. Da-
von fließen 27,6 Millionen € entsprechend der Sep-
tember-Steuerschätzung sogar schon 2021 den
Kommunen zu. Das führt zu stabileren Mitteln und
glättet die Coronadelle. Mit diesem Beitrag und
dem Ausgleich der Gewerbesteuermindereinnah-
men nehmen wir unseren Kommunen eine große fi-
nanzielle Last der Coronapandemie von den Schul-
tern.

Meine Damen und Herren, mit unserer FAG-Re-
form haben unsere Kreise, Städte und Gemeinden
eine langfristige Planungssicherheit. Im Folgenden
werfe ich kurze Schlaglichter auf die wesentlichen
Änderungen: Bereits 2021 vergrößert sich der Ku-
chen um 65 Millionen €. In den Jahren 2022 bis

2024 kommen noch einmal jeweils 5 Millionen €
dazu. 2024 stehen insgesamt 80 Millionen € an zu-
sätzlichen Mitteln zur Verfügung. Wir behalten zu-
dem die drei sogenannten Teilschlüsselmassen. Die
Anteile verändern sich nur sehr leicht.

Kinderreiche Kommunen profitieren vom neuen
Kinderbonus. Wir belohnen Kommunen, die sich
viel um Familien mit Kindern kümmern und eine
kinderfreundliche Infrastruktur vorhalten.

(Beifall FDP)

Wir folgen den Empfehlungen des Gutachtens und
berücksichtigen bedarfstreibende Flächenlasten ge-
sondert. Gegenüber den bisherigen Planungen sto-
cken wir den Vorwegabzug für Infrastrukturmaß-
nahmen noch einmal um 9 Millionen € auf jetzt
68 Millionen € auf. Auf diese Weise unterstützen
wir auch den Straßenausbau unserer Kommunen.

Mit dem neuen Vorwegabzug für kommunale
Schwimmsportstätten in Höhe von 7,5 Millionen €
entlasten wir die Träger von Schwimmsportstätten
bei den Betriebskosten. Ich erhoffe mir, so langfris-
tig zu verhindern, dass weitere Schwimmhallen
schließen, schließlich brauchen wir Orte, an denen
unsere Kinder das Schwimmen lernen. Das ist gera-
de bei uns im Land zwischen den Meeren sehr
wichtig.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Als Gleichstellungsministerin freue ich mich beson-
ders, dass Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen
im Jahr 2021 zukünftig 7,5 Millionen € für ihre
wertvolle und wichtige Arbeit erhalten. Der Betrag
steigt jährlich um 2,5 % an. Auf diese Weise schaf-
fen wir für die Zukunft eine angemessene Finanzie-
rung für Frauen, die Schutz vor Gewalt suchen.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Meine Damen und Herren, das waren nur ein paar
Schlaglichter, aber die einzelnen Punkte verdeutli-
chen: Wir haben wirklich alles getan, damit unsere
Kreise, Städte und Gemeinden dauerhaft ausrei-
chend Geld für ihre Aufgaben zur Verfügung ha-
ben. Zum Schluss möchte ich mich bei allen Betei-
ligten, vor allem bei den kommunalen Landesver-
bänden, für die konstruktiven und sehr intensiven
Verhandlungen bedanken. Ich bin überzeugt, dass
wir zu einem guten Ergebnis gekommen sind. -
Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)
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Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Ole
Plambeck das Wort.

Ole-Christopher Plambeck [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Im Mai dieses Jahres haben wir erstmalig im Ple-
num über den Gesetzentwurf zur bedarfsgerechten
Weiterentwicklung des kommunalen Finanzaus-
gleichs, immerhin ein Volumen von knapp 2 Milli-
arden €, in diesem Hause debattiert. Vor der ersten
Lesung stand ein langer Diskussionsprozess mit
vielen Berechnungen und Debatten. Auch nach der
ersten Lesung haben wir viele Gespräche geführt
und Ende September die mündliche Anhörung im
Plenarsaal durchgeführt.

Bei der Diskussion um den kommunalen Finanz-
ausgleich muss allen klar sein, dass es auch um ei-
nen finanziellen Interessenausgleich geht. Das liegt
in der Natur der Sache und an den unterschiedli-
chen Strukturen unserer kommunalen Familie.

Wir haben es aber geschafft, dass alle Kommunal-
gruppen zu den Gewinnern gehören: Kreise, kreis-
freie Städte, Zentrale Orte, nicht zentrale Orte. Ja-
maika hat alle im Blick.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Das nicht genug: Im Rahmen der Vereinbarung zum
Stabilitätspakt ist es gelungen, mit den Kommunen
einen Konsens zum FAG hinzubekommen. Insbe-
sondere sagen die Kommunen, dass sie keine weite-
ren Forderungen mehr an das Land stellen bezüg-
lich Straßenausbaubeiträge, womit sich der Ände-
rungsantrag der SPD erledigt hat, der soeben einge-
reicht wurde und dem wir nicht zustimmen werden.

Den Gesetzentwurf der Landesregierung, der sehr
gelungen ist, haben wir im Rahmen der mündlichen
Anhörung debattiert. Der Gesetzentwurf enthält,
wie die Ministerin eben dargestellt hat, wichtige Pa-
rameter wie Flächenfaktor, Kinderbonus, Teil-
schlüsselmassen, Infrastrukturverteilung. Wir wer-
den den Gesetzentwurf durch unseren Änderungs-
antrag, den wir schon im Innen- und Rechtsaus-
schuss, im Finanzausschuss und im Bildungsaus-
schuss behandelt haben, noch besser machen.

Im Rahmen der Einigung zum Stabilitätspakt stellt
das Land pro Jahr 11 Millionen € mehr für das FAG
bereit. Inhaltlich richten wir einen neuen Vorwegab-
zug für Integrationsaufgaben ein und stocken die
hierfür umgeschichteten Mittel um 2 Millionen €
auf nun 11 Millionen € auf. Von diesen Mitteln sol-

len dann alle Bereiche, Kreise, kreisfreie Städte,
Zentrale Orte und nicht zentrale Orte, profitieren.
Wir halten das für richtig, weil in allen schleswig-
holsteinischen Kommunen Integrationsarbeit geleis-
tet wird.

Mit weiteren 9 Millionen € pro Jahr wird der Vor-
wegabzug Infrastruktur auf 68 Millionen € aufge-
stockt. Ein Teilbetrag in Höhe von 20 Millionen €
soll hälftig zwischen Kreisen und Gemeinden auf-
geteilt werden. Für die Mittelverteilung unter den
Kreisen werden die Einwohnerzahlen zugrunde ge-
legt. Die Verteilung des Gemeindeanteils richtet
sich sowohl nach Umsatzsteueranteilen als auch
nach Einwohnerzahl. Um einen einheitlichen Ver-
teilmechanismus für die Gemeinden zu gewährleis-
ten, werden auch die Umsatzsteueranteile für die
kreisfreien Städte berücksichtigt.

Man sieht, es geht ziemlich tief ins Detail. Neben
den dargestellten Punkten - wie könnte es auch an-
ders sein - gibt es auch coronabedingte Änderungen
im Gesetzentwurf. So soll der negative Abrech-
nungsbetrag aus dem kommunalen Finanzausgleich
2020 durch Land und Kommunen jeweils hälftig fi-
nanziert werden. Der kommunale Anteil wird dabei
bis in das Jahr 2031 gestreckt.

Dass Bund und Land pauschal die Gewerbesteuer-
ausfälle auf Basis der Mai-Steuerschätzung über-
nehmen, hat natürlich auch Auswirkungen auf das
FAG. Damit keine abschwächende Wirkung für die
Kommunen entsteht, regeln wir, dass im Zuge der
Maßnahme keine Gewerbesteuerumlage darauf an
das Land fällig wird. Um den Verteilmechanismus
innerhalb der kommunalen Familie zu erhalten und
zu gewährleisten, wird der Ausgleich auch in die
Steuerkraft einbezogen.

Für die Regelung des Schwimmstätten-Vorwegab-
zugs wird zunächst eine Verteilung nach Fläche
vorgenommen. Sobald die Pandemie vorbei ist, soll
die vereinbarte Verteilung nach gegebenen
Schwimmstunden erfolgen.

Auch das Thema Schulkostenbeiträge fassen wir
aufgrund der Anhörung noch einmal an. Wir wer-
den dort die Einführung der Spitzabrechnung für
die Investitionen auf das Jahr 2023 vorziehen.
Gleichzeitig erhöhen wir die Pauschalen für den
Übergangszeitraum auf 400 € für die Jahre 2021
und 2022.

Besonders freue ich mich, dass wir uns in der Ko-
alition auch aufgrund der Debatte zur mündlichen
Anhörung, in der insbesondere der Landrat des
Kreises Nordfriesland, Florian Lorenzen, hingewie-
sen hat, dafür entschieden haben, die differenzierte
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Kreisumlage einzuführen. Dazu hatte der SSW ei-
nen Änderungsantrag in den Ausschuss einge-
bracht, zu dem wir angekündigt hatten, dass wir
darüber debattieren und das aufnehmen werden.
Dieses sinnvolle Instrument kann zukünftig bei Be-
darf mit einer Zweidrittelmehrheit im Kreistag ein-
geführt werden und sorgt vor Ort für eine Art inter-
kommunalen Finanzausgleich innerhalb eines Krei-
ses. Damit kann der Kreis seine Ausgleichs- und
Ergänzungsfunktion stärker umsetzen, was wieder-
um die kommunale Selbstverwaltung stärkt.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, haben Sie bitte die Zeit im
Blick!

Ole-Christopher Plambeck [CDU]:

Selbstverständlich. Ich komme zu den zwei letzten
Sätzen. - Bereits im Jahr 2024 wird es eine Evaluie-
rung des FAG geben. Da werden wir uns die genaue
Wirkung der FAG-Instrumente ansehen; insbeson-
dere die Entwicklung der Nivellierungssätze und
deren Auswirkungen müssen wir im Blick behalten.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, das waren die letzten beiden
Sätze.

Ole-Christopher Plambeck [CDU]:

Ich komme zum letzten Satz.

(Heiterkeit)

Ich möchte mich noch bedanken, und zwar insbe-
sondere bei der Ministerin und der Staatssekretärin.
Mir ist es ganz wichtig, auch die Fachabteilung zu
nennen: Herr Nowotny, Herr Sievers und das Team.
Das waren für Sie keine einfachen Wochen und
Monate. Deswegen ein ganz großer Dank an dieser
Stelle für die geleistete Arbeit. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP - Zurufe)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Kai
Dolgner das Wort.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Heute wollen Sie im Schnelldurchlauf die Reform

des FAG beschließen und nicht den breiten Raum
zur Diskussion bieten, den wir als Küstenkoalition
geboten haben. Die damaligen schwarz-gelben
Hauptangriffslinien gegen das FAG der Küstenko-
alition waren die Einführung eines Soziallastenaus-
gleichs und die damit verbundenen Verschiebungen.
Sie haben damals behauptet, wir verschöben mit ei-
ner doppelten Anrechnung der Soziallasten willkür-
lich die Gelder zugunsten der kreisfreien Städte.

Was ist aus dieser beklagenswerten Benachteili-
gung der Kreise geworden? Sie ändern an den Teil-
schlüsselmassen faktisch nichts. Ehrlicherweise
müsste man die 29 Millionen € Kürzung bei Sozial-
und Eingliederungshilfe abziehen, denn die Kreise
haben das Geld nicht mehr, respektive die 25 Mil-
lionen €, die Sie großzügig als Kompensation ein-
gerechnet haben - von den 34 Millionen € Infra-
strukturmitteln des Bundes, die auch so gekommen
wären, die Sie auch einrechnen, ganz zu schweigen.

(Beifall SPD)

Wenn man das macht, stellt man fest: Robin Koch,
der Rächer der Enterbten, und Maid Kilian kom-
men mit leeren Händen in den Stormarn Forest zu-
rück. Eigentlich wollten sie 10 Millionen € holen.

(Tobias Koch [CDU]: Sie müssen einmal
richtig rechnen!)

- Ich habe Ihre Pressemitteilung gelesen. Ich rechne
richtig. Stellen Sie mir einfach eine Frage.

Bedarfe sollen unabhängig von den Ausgaben fest-
gestellt werden. Auch bei Ihnen waren die Grundla-
gen letztlich wieder die Ausgaben, die Sie nun noch
mehr durch die Statistikmühle gedreht haben, was
zu unglaublich mehr Transparenz geführt hat.

Zum Thema Korrelation und Kausalität habe ich
bereits alles ausgeführt. Ich grüße an dieser Stelle
alle schwer arbeitenden Störche in der Geburtshilfe.

(Beifall SPD)

Ihr eigenes Gutachten zeigt, dass die Kommunen
mit weit über 100 Millionen € stärker unterfinan-
ziert sind als das Land. Da ist die Lösung natürlich
nicht, diverse Zahlungen in die Verbundquote ein-
zurechnen, andere Zahlungen zu streichen und neue
Finanzbedarfe zu schaffen. Die fiskalische Nebel-
kerze des Jahrhunderts ist der Symmetriefaktor, mit
dem man den Kommunen 5 % des Bedarfs vorent-
hält.

Frau Heinold ist jetzt nicht da, aber sie liest sich das
Protokoll bestimmt durch. Darf ich das bei meiner
nächsten Steuererklärung auch so machen? Ich zah-
le nur 95 % und zahle nur dann mehr, wenn sich
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meine Einnahmen um mehr als 5 % erhöhen, weil
es sonst zu aufwendig wäre, für mich zu rechnen.
Das ist Ihre Begründung. Liebe FDP, wäre so eine
Vereinfachung nicht eher etwas für Ihr Parteipro-
gramm?

(Beifall SPD)

Sie glaubten damals ernsthaft - das ist nachzule-
sen -, mit der Nichteinbeziehung der Hebesätze der
kreisfreien Städte seien Sie auf eine weitere große
Ungerechtigkeit zugunsten der kreisfreien Städte
gestoßen. Da hat Robin Koch ein großes Ding ge-
funden. Dankenswerterweise widerlegten Ihre eige-
nen Gutachter dieses Märchen.

Ich hatte das zwar schon vor sechs Jahren völlig
kostenfrei vorgerechnet, aber vielleicht hätte ich ein
Honorar verlangen sollen, damit Sie mir das glau-
ben.

(Beifall und Heiterkeit SPD)

Denn den aus der Einbeziehung der kreisfreien
Städte resultierenden Druck zur Erhöhung der Ni-
vellierungssätze haben Sie sich selbst eingebrockt,
Frau Krämer, respektive Ihre Vorgänger. Übrigens
ist das Ganze gar nicht bei Ihnen entstanden, son-
dern die Regierung hat das bis zum Schluss ausge-
handelt. Am 20. Oktober gab es die Kabinettsvorla-
ge, am 9. Oktober wussten Sie, was Sie ändern
wollten. Sie haben uns nicht beteiligt; das müssen
Sie selbst wissen. Frau Krämer war die Einzige, die
parlamentarisch gearbeitet hat; sie hat nämlich die
kommunalen Landesverbände verunsichert, ob die
Einigung eigentlich noch so stehe.

Nebenbei wollten Sie noch den fiesen Vorwegabzug
und damit gleich die Theaterfinanzierung wegkla-
gen, auch wenn Sie das gar nicht mitbekommen ha-
ben. Das stand aber in Ihrer Klage drin. Nun wollen
Sie sich für die Dynamisierung dieser Abzüge und
die Einführung weiterer Abzüge feiern lassen. Das
ist Flexibilität. Im Gutachten ließen Sie die Gutach-
ter ausschließlich ein Zwei-Ebenen-Modell prüfen,
obwohl wir ein Drei-Ebenen-Modell haben und Sie
es gar nicht ändern wollten. Es ist natürlich schwie-
rig, aus einem Gutachten mit zwei Teilschlüssel-
massen ein bedarfsorientiertes Modell mit drei Teil-
schlüsselmassen herzuleiten. Zwei, drei, eigentlich
egal, die Bedarfe waren Ihnen komplett egal. Sie
wollten keinen Ärger, und die Regierung hat frei
verhandelt. Wir können mit Ihrer Aufteilung des-
halb gut leben, ist sie doch - was für ein Zufall! -
identisch mit der unsrigen.

(Beifall SPD)

In Korrekturen hätte ich früher geschrieben: Ergeb-
nis richtig, Rechenweg falsch, bei wem haben Sie
abgeschrieben?

(Heiterkeit und Beifall SPD)

Robin Koch ist also zu dem Schluss gekommen,
dass die derzeitige Vermögensverteilung im Dop-
pelherzogtum von Sheriff Heinold eigentlich doch
ganz okay ist, teilt das den Enterbten mit und reitet
mit Maid Kilian in den Sonnenuntergang. Zurück
bleibt ein Gesetz aus der sprichwörtlichen bis-
marckschen Wurstfabrik.

Nun wissen wir: Gute Serien sind immer eine Trilo-
gie, wobei der zweite Teil meistens der schlechteste
ist. Der Kritiker sagt: Inszenierung gut, inhaltlich
schwach, Fortsetzung folgt.

(Beifall SPD)

- Komisch, gar keine Frage mehr gestellt!

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Die trauen sich
nicht bei dir! - Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD]
- Dr. Ralf Stegner [SPD]: Du musst das dem
Protokollanten noch mal sagen, das hat er
nicht verstanden!)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Lasse Petersdotter.

(Zurufe)

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Die Reform des kommunalen Finanzaus-
gleichs gehört mit Sicherheit zu den komplizierte-
ren Herausforderungen jeder Legislatur. Das war
auch jetzt der Fall. Es war mit Sicherheit 2014 auch
der Fall. Zu den Abläufen werden wir bestimmt
noch ausführliche Debatten führen.

Der kommunale Finanzausgleich macht den zweit-
größten Titel des Landeshaushalts nach den Perso-
nalausgaben aus. Das zeigt, um wie viel es geht.
Mit knapp 2 Milliarden € haben wir hier einen gro-
ßen Posten zu verteilen, der auch gerecht verteilt
werden muss. Da gibt es natürlich diverse Interes-
sen, die auch hin und wieder einander gegenübers-
tehen.

Das Ganze hat im letzten Jahr, in den letzten Mona-
ten viel Arbeit und auch viel Streit bedeutet. Umso
froher bin ich, dass es uns gelungen ist, zu einem
Ergebnis zu kommen, hinter dem nicht nur die drei
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Koalitionspartner guten Gewissens stehen, sondern
eben auch die kommunalen Landesverbände stehen
können. Das ist ein wichtiger und sehr großer Er-
folg.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Es zeigt auch die Stärke einer Jamaika-Koalition.
Ich bin mit Sicherheit nicht der größte Fan dieser
Koalition in diesem Haus. Aber hier sehen wir, dass
diese Koalition in der Lage ist, Kompromisse zu
finden, die größere und breitere gesellschaftliche
Mehrheiten hinter sich finden können, gerade weil
wir viele Interessen und Perspektiven bereits auf
den vorherigen Ebenen vertreten konnten. Da ist es
überhaupt nicht verwunderlich, Herr Kollege Dolg-
ner, wenn Sie jetzt sagen: Der Soziallastenfaktor ist
noch drin. Ja, wir sind auch Teil der Koalition, und
uns war das ein ganz besonderes wichtiges Anlie-
gen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wenn Sie so schön
aus dem Nähkästchen plaudern, können Sie
uns dann sagen, wer den Soziallastenfaktor,
der ja vor Gericht völlig gehalten hat - die
doppelte Anrechnung gab es ja nicht -, trotz-
dem weghaben wollte?

- Ich berichte nicht aus internen Sitzungen, aber
man weiß ja, wer geklagt hat. Diese Gruppen waren
in den Diskussionen nicht die allergrößten Fans da-
von.

Wer hätte es gedacht, dass man zu so einem Ergeb-
nis kommt? - Es ist ein gutes Ergebnis für die Kom-
munen. Der Stabilitätspakt nennt diverse Maßnah-
men, die die Kommunen nachhaltig stärken werden.
Wir haben den Vorwegabzug für die Aufnahme und
Integration von Geflüchteten, insgesamt 11 Millio-
nen € und somit noch mehr, als die Kommunen ur-
sprünglich gefordert hatten. Wir haben die Mittel
für Infrastruktur und Straßenbau noch einmal um
9 Millionen € auf 68 Millionen € erhöht.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

- Sie merken es am Applaus, Herr Dolgner. Aus
dem Nähkästchen: Der FDP war das ganz beson-
ders wichtig, und das ist auch okay.

(Lebhafter Beifall FDP)

Wir werden die Entlastung beim Abrechnungsbe-
trag für das FAG 2020 berücksichtigen, ebenso wie
die Kompensation für die Lohn- und Einkommen-
steuer. Hier handelt es sich um Verfahren, die die
Kommunen ganz konkret stärken und entlasten wer-
den.

Darüber hinaus kommt die Schulgesetzänderung.
Durch die Einführung eines Kinderbonus ist es nur
logisch, dass man das Schulgesetz in § 111 anpasst,
um die konkrete Abrechnung von den Schulinvesti-
tionskosten einzuführen. Herr Kollege Dolgner, das
war übrigens etwas, das uns Grünen ganz besonders
wichtig war.

Bei den Schwimmstätten standen wir wieder einmal
zusammen. Wir alle haben in unserem Wahlpro-
gramm - ich habe vorhin geguckt: sogar die SPD -
festgehalten, dass das Lernen des Schwimmens in
einem Land zwischen den Meeren ganz besonders
wichtig ist. Da waren wir alle beieinander.

Wir haben den Flächenfaktor drin. Das Gerichtsur-
teil hatte zwar festgehalten, dass wir keinen Flä-
chenfaktor drin haben müssen, wir aber sehr gut be-
gründen müssten, wenn wir keinen drin haben. Das
Gutachten hat uns darauf hingewiesen. Aus dem
Nähkästchen: Das war der CDU ganz besonders
wichtig.

(Beifall Ole-Christopher Plambeck [CDU])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr gerne.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Haben Sie in Erin-
nerung, dass es auch in der Küstenkoalition
Fördermittel für Sport- und Schwimmstätten
gab, wir allerdings nicht auf die Idee gekom-
men sind, das in die Verbundquote einzurech-
nen, und nicht so getan haben, als wenn da-
mit die allgemeine Finanzkraft der Kommu-
nen gestärkt würde? Es hört sich so eher nach
etwas ganz Neuem an.

- Wir haben im Zusammenhang des Stabilitätspakts
entschieden, dass wir die Mittel für die Schwimm-
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stätten nicht aus der Gesamtverbundmasse nehmen,
sondern dass sie on top obendrauf kommen - wenn
das Ihre Frage war.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Dass die Küstenkoalition sich sehr für den Sport
eingesetzt hat, ist mir sehr bewusst, und ich befür-
worte es auch im Nachhinein.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Gestatten Sie eine weitere Zwischenbemerkung?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das ist gar keine
Frage, dass es zusätzlich ist. Das war unser
Geld übrigens auch. Wir haben es nur nicht
auf die Verbundquote angerechnet und so ge-
tan, als gäbe es 65 Millionen € frisches Geld.
Das ist der Unterschied.

- Okay. Das war keine Frage.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ich darf doch eine
Zwischenbemerkung machen!)

Dann haben wir noch die differenzierte Kreisumla-
ge, die jetzt auf den letzten Metern hineinkam. Es
ist ein wichtiges Ergebnis aus der Anhörung hier im
Haus und ein großer Erfolg natürlich für all die, die
das gerne wollten. Man muss es sagen: Das war ins-
besondere Nordfriesland, wo es von besonderem
Interesse ist. Dort gibt es einfach Gemeinden, die
unfassbar viel Geld haben. Der Kreis kann davon
profitieren. Mich freut das sehr. Einen großen Dank
an die Abgeordneten Lars Harms und Andreas Tiet-
ze und andere, die sich vor Ort sehr stark eingesetzt
haben.

(Vereinzelter Beifall FDP und Beifall Ole-
Christopher Plambeck [CDU])

Einen Punkt, den wir in diesem Gesetz nicht ausrei-
chend berücksichtigt haben, ist die Reduzierung des
Flächenverbrauchs. Einige fragen sich: Was ist
denn da los? - Das hatten wir uns vorgenommen,
sind aber zu der Entscheidung gekommen, dass das
kommunale Finanzausgleichsgesetz nicht der ideale
Ort ist, um es zu regeln. Wir wollen es über die
Landesplanung und über den Landesentwicklungs-
plan regeln. Das hat auch so seine Logik.

Da mir meine Zeit wegläuft - wenn Herr Dr. Dolg-
ner keine Fragen stellt: Wir haben sehr viel mehr
Geld für die Frauenhäuser ausgegeben. Das war uns

essenziell wichtig. Das ist ein Projekt dieser Koali-
tion.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
FDP und Martin Habersaat [SPD])

Wir haben die Frauenhäuser bereits investiv ge-
stärkt, nun stärken wir sie strukturell. Das sind zwei
gute Säulen, auf denen die Frauenhäuser ihre wich-
tige Arbeit leisten können.

Zur parlamentarischen Beteiligung, Herr Dolgner:
Sie haben sich da sehr echauffiert. Ich möchte daran
erinnern, dass es 2014, als der Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen einging - damals 17 Seiten, es
waren viele redaktionelle Änderungen, aber ein
bisschen auch inhaltliche Änderungen -, acht Tage
bis zur zweiten Lesung waren.

(Beate Raudies [SPD]: Aber nicht acht Stun-
den!)

Jetzt sind es zehn Tage. Ich weiß, das ist alles sehr
schnell und kurzfristig. Ich glaube aber, dass es zu-
mutbar ist. Die Umsetzung jetzt entspricht im We-
sentlichen dem, was der Stabilitätspakt gefordert
hat. Ich freue mich, dass wir endlich in dieser sehr
komplexen Frage zu einem Ergebnis gekommen
sind.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Herr Petersdotter,
haben Sie eigentlich einmal in die Protokolle
geguckt?

(Ausfall der Mikrofonanlage - Zurufe: Mi-
kro! - Zuruf CDU: Man hört und versteht ihn
nicht! - Heiterkeit - Zuruf SPD: Das ist scha-
de! - Weitere Zurufe)

Ist das Mikro jetzt an?

- Ich höre Sie.

- Das ist gut. - Ich wollte Sie an der Stelle
nur korrigieren, weil Sie offensichtlich nicht
richtig in die Protokolle geguckt haben. Der
Sachverhalt war wie folgt: Am 29. Oktober
2014, zwei Wochen vorher, haben wir alle
Änderungen vorgelegt. Wir haben uns die üb-
rigens nicht per Kabinettsbeschluss absegnen
lassen. Dann haben wir von uns aus gleich
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gesagt: einen ganzen Nachmittag extra Sit-
zung eine Woche später, um der Opposition
Gelegenheit zu geben, im Detail zu diskutie-
ren.

Die einzige Änderung, die wir innerhalb der
Woche gemacht haben, war die Anpassung
der Quoten als Folge unserer Änderungsvor-
schläge. Daraufhin hat sich Herr Koch em-
pört - das kann man alles in den Protokollen
nachlesen -, dass wir die Regierung wegen
der Berechnung der Quoten einspannen wür-
den.

Was haben Sie gemacht? - Sie haben die Re-
gierung die Verhandlungen führen lassen. Sie
wussten es seit dem 9. Oktober 2020. Da ha-
ben Sie ja schon herumgeschickt, was die
Regierung ändern lassen will. Sie wussten,
dass es am 20. Oktober 2020 eine Kabinetts-
befassung geben würde. Dann haben Sie uns
am 21. Oktober 2020 morgens 27 Seiten in-
klusive inhaltlicher Änderungen und Zah-
lungsstromänderungen - die Streichung des
§ 15 - kurzfristig serviert.

Sie meinen, dieses Verhalten können Sie
wirklich mit dem Verfahren 2014 verglei-
chen? Jetzt gab es eine Tischvorlage eine
Woche davor und eine ganze Stunde, um sich
damit zu beschäftigen.

- Mit Blick auf die Protokolle stelle ich fest, dass
wir 2014 am 17. September die mündliche Anhö-
rung durchgeführt haben. Dann gab es Änderungen
auf Grundlage der mündlichen Stellungnahmen,
wie wir das auch in dieser Legislatur erlebt haben.
Das waren die 17 Seiten. Am 7. November gab es
dann die Beschlussfassung im Ausschuss, und am
13. November fand die zweite Lesung im Plenum
statt.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Im Oktober des Jahres 2020 haben wir die mündli-
che Anhörung am 30. September durchgeführt, am
20. Oktober gab es die 27-seitige Änderung, die
viel mehr ist, weil wir eine Einigung mit den kom-
munalen Landesverbänden erzielt haben, die da-
mals nicht gelungen ist. Das ist natürlich ein him-
melweiter Unterschied, der sich auch in den Ände-
rungsanträgen niederschlagen wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Die Beschlussfassung im Ausschuss erfolgte dann
am 29. Oktober, das ist richtig. Die zweite Lesung
war dann am 30. Oktober 2020. Damit haben wir

die kalenderpolitische Debatte gelöst. Ja, ich habe
auch in den Protokollen gelesen, dass die CDU da-
mals eine Vertagung gefordert hat. Das ist etwas,
was Sie gern gleich noch die CDU fragen können -
abseits der Debatte, wie auch immer. Nichtsdesto-
trotz ist, so glaube ich, der große Unterschied: Wir
mussten hier die Einigung mit den kommunalen
Landesverbänden hineinbekommen. Das ist sehr
knapp, das ist auch ambitioniert, aber das Ergebnis
ist dadurch umso besser, weil wir endlich ein
rechtssicheres Finanzausgleichsgesetz haben. - Vie-
len Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die FDP-Fraktion hat die Abgeordnete Anna-
bell Krämer das Wort.

Annabell Krämer [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Am heutigen Tage
beschließen wir eine faire und bedarfsgerechte Neu-
ordnung der Finanzbeziehungen zwischen Land
und Kommunen. Der neue Finanzausgleich wird
die Finanzausstattung unserer Kommunen struktu-
rell verbessern, aber die aktuellen Herausforderun-
gen durch die Pandemie nicht lösen können. Des-
halb unterstützt das Land seine Kommunen im Rah-
men des Stabilitätspakts mit finanziellen Hilfen in
einem Gesamtumfang von 425 Millionen €. Wir
werden damit unserer Verantwortung gerecht und
halten die Kommunen auch in dieser Krise hand-
lungsfähig.

(Beifall FDP und Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zum Finanzausgleich: Die vom Landesverfassungs-
gericht kritisierten Bestandteile des bisherigen Ge-
setzes wurden vollständig überarbeitet. Erstmals
wird bei der Verteilung der Finanzmittel auf die tat-
sächlichen Bedarfe abgestellt. Die Gleichrangigkeit
der Aufgaben von Land und Kommunen wird durch
die Beachtung des Symmetriegebotes sichergestellt.
Jährliche Mittelaufstockungen ab 2021 führen zu
einer vollständigen Symmetrie. Der neue Finanz-
ausgleich enthält insbesondere einen Kinderbonus,
der die besonderen Infrastrukturbedarfe der minder-
jährigen Bevölkerung berücksichtigt, sowie einen
Flächenbonus, der die höheren Pro-Kopf-Ausgaben
in dünnbesiedelten Gebieten würdigt. Durch den
Erhalt der drei Teilschlüsselmassen - nämlich auch
für die Zentralörtlichkeit - tragen wir den besonde-
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ren Aufgaben Rechnung, die viele Gemeinden für
das Umland erfüllen.

Weiterhin waren uns folgende Punkte im neuen Ge-
setz besonders wichtig.

Erstens. Nach einer zweijährigen Übergangsphase
werden ab 2023 die tatsächlichen Investitionskosten
pro Schüler in die Berechnung der Schulkostenbei-
träge einbezogen.

(Beifall FDP und Tobias Koch [CDU])

Damit beenden wir genau die finanziellen Nachteile
für Städte und Gemeinden, die in Schulen investie-
ren und Schulplätze für Kinder anderer Kommunen
bereitstellen, und das ist gut so.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Ich danke insbesondere Ines Strehlau von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, die eng mit mir dafür ge-
kämpft hat.

Zweitens. Die vom Landesverfassungsgericht ge-
forderte Einbeziehung der kreisfreien Städte in die
Berechnung der Nivellierungshebesätze führt zu de-
ren flächendeckendem Anstieg. Das wurde heute
schon gesagt. Um diesen Anstieg zu dämpfen, war
es uns Freien Demokraten wichtig, dass zukünftig
nur noch 90 % statt 92 % der gewogenen Durch-
schnittshebesätze zugrunde gelegt werden. Diese
Dämpfung - das war unser Wille - sollte den Druck
vieler Gemeinden verringern, ihre Grund- und Ge-
werbesteuer erhöhen zu müssen. Bei den Grund-
steuern erreichen wir dieses Ziel.

Bei der Gewerbesteuer haben wir jedoch zusätzlich
das Problem, dass die durch die Ausfinanzierung
der deutschen Einheit gesunkene Gewerbesteuer-
umlage im Jahr 2022 zu einem sprunghaften An-
stieg des Nivellierungssatzes bei der Gewerbesteuer
führen wird. Wir Freie Demokraten - das sage ich
hier ganz deutlich - befürchten, dass in vielen Städ-
ten und Gemeinden der Druck steigen wird, die Ge-
werbesteuer aus diesem Grund zu erhöhen. Eine
höhere Gewerbesteuer behindert Gewerbeansied-
lungen und führt somit schlimmstenfalls sogar zur
Abwanderung von Unternehmen.

(Beate Raudies [SPD]: Binse! Binse!)

Wir vermuten, dass vielen Kämmerern zudem noch
gar nicht bewusst ist, wie stark die Kreisumlage
aufgrund der bestehenden Nivellierungssystematik
steigen wird.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Annabell Krämer [FDP]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Frau Kollegin Krä-
mer, ist Ihnen klar, dass das Landesverfas-
sungsgericht die Einbeziehung nur deshalb
angeordnet hat, weil Ihre Vorgängerfraktion
genau gegen diesen Punkt geklagt hat - gegen
meine Warnung, dass genau dieser Effekt
eintritt, den Sie jetzt gerade beschrieben ha-
ben? Wäre es nicht besser gewesen, dann
vielleicht auch einmal auf Hinweise von an-
deren zu hören?

- Herr Dr. Dolgner, Sie haben das eben schon ver-
sucht. Wenn ich mich recht entsinne - ich habe Ih-
nen auch gelauscht -, haben Sie sich darauf bezo-
gen, dass die kreisfreien Städte jetzt in die Nivellie-
rungssätze einbezogen werden. Hätten Sie mir eben
zugehört, wüssten Sie, dass ich gerade davon rede,
dass durch die Ausfinanzierung der deutschen Ein-
heit - es ist erschreckend, wie wenig Leute sich in
diesem Plenum anscheinend damit auseinanderge-
setzt haben -

(Martin Habersaat [SPD]: Hey! Hey!)

die Nivellierungssätze sprunghaft steigen werden,
nämlich - ich sage Ihnen das ganz deutlich - um
voraussichtlich 35 Basispunkte im Jahr 2022. Dass
der Nivellierungssatz da stark steigen wird, liegt
nicht an uns Freien Demokraten. Wir hätten hier
nämlich sehr gern diese Nivellierungssystematik
geändert. Aber leider konnten wir uns bei unserem
Koalitionspartner - das ist manchmal so - dahin ge-
hend nicht durchsetzen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenbemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Dolgner?

Annabell Krämer [FDP]:

Ja, klar!

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ich stelle also fest:
Ihnen ist offenbar nicht bewusst, obwohl das
in einem Gutachten steht, dass die Ursache
für den jetzigen Sprung, den die Nivellie-
rungssätze machen, einzig und allein die Kla-
gevorlage gewesen ist, wo Sie beklagt haben
- das können Sie alles nachlesen -, dass die
Hebesätze der kreisfreien Städte nicht einge-
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rechnet werden. Das Gericht hat darauf ent-
schieden, dass sie eingerechnet werden müs-
sen, und da diese einen erheblich höheren
Satz haben, haben Sie einen Sprung darin.

Das hat mit dem anderen Effekt, mit dem Sie
sich gerade versucht haben herauszureden,
gar nichts zu tun. Das ist die Folge Ihrer Kla-
ge gewesen, was übrigens in dem Gutachten
steht. Da sind die Tabellen H 11 und H 12.

(Vereinzelter Beifall SPD)

- Herr Dolgner, ganz ehrlich, ich weiß, Sie freuen
sich hier schon den ganzen Tag darauf, uns das Gut-
achten vorzuhalten, wahrscheinlich schon seit Wo-
chen. Aber ich möchte Ihnen ganz ehrlich sagen:
Das war bei den kommunalen Landesverbänden gar
kein Thema. Die haben einfach erkannt: Sie müssen
mit rein. Das wurde akzeptiert. Wir haben uns in
der Koalition jetzt dafür starkgemacht, dass wir den
Effekt dämpfen - von 92 % auf 90 %. Ich gehöre
zur Partei der Rechtsstaatlichkeit, und ich akzeptie-
re solche Dinge. Wenn das festgestellt wird, dass
das dazugehört, dann müssen wir die Kröte schlu-
cken.

(Zurufe Birgit Herdejürgen [SPD] und Beate
Raudies [SPD])

- Es wäre schön, wenn Sie mich ausreden ließen,
dann können Sie gern auch eine Frage stellen.

Mir wäre es wichtig gewesen, dass wir diese Dinge
ändern und den Steuererhöhungsdruck von den Ge-
meinden nehmen, wo wir ihn ändern können.

Herr Dr. Dolgner, wir dämpfen diesen Effekt, und
dass das einbezogen wird, wurde von niemandem
kritisiert. Sie können also noch zehnmal darauf her-
umreiten, das macht es nicht besser. Ich rede von
diesem wesentlichen Faktor, die Ausfinanzierung
der deutschen Einheit, die die Nivellierungssätze
2022 sprunghaft um 35 Basispunkte landauf, landab
bei der Gewerbesteuer in die Höhe treiben wird.
Das ist wirklich schlimm, da bin ich sehr traurig,
dass wir da keine Einigung finden. Das sage ich Ih-
nen auch ganz ehrlich. Bei den Grünen kann ich es
ein Stück weit verstehen. Lasse, du hast es mir
deutlich gesagt, ihr seht Steuererhöhungen nicht per
se als nachteilig oder als ungerecht an.

(Beifall Martin Habersaat [SPD])

Das ist so. Bei euch ist das Ideologie, das ist in
Ordnung.

Bei meinen Freunden von der CDU bin ich ein biss-
chen enttäuscht. Da sehe ich vielleicht eher, dass da
der Druck eines einzelnen Landrates vielleicht zu

groß war als dass man den Weg mit uns hätte gehen
können. Aber es ist, wie es ist.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Wir werden das Thema im Auge behalten. Wir wis-
sen um die Problematik bei den Kommunen, und
wir werden weiterhin dafür kämpfen, dass die Ni-
vellierungssätze nicht so weit steigen werden und
wir keinen Steuererhöhungsdruck in unseren Kom-
munen bekommen. Dafür stehen wir Freie Demo-
kraten.

(Beifall FDP und Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Beate Rau-
dies [SPD]: Doll!)

Drittens. Uns Freien Demokraten lag die Unterstüt-
zung von Gemeinden am Herzen, die Lehr-
schwimmbecken unterhalten und damit ein wichti-
ges Leistungsangebot zum Wohle aller bereitstellen.
Ich bin heute wirklich stolz darauf, dass wir Freie
Demokraten diesen Vorwegabzug in Höhe von
7,5 Millionen € durch frische Gelder in den Finanz-
ausgleich einbringen konnten. Damit wird nun erst-
malig der Betrieb kommunaler Hallen- und Freibä-
der dauerhaft seitens des Landes unterstützt.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt CDU)

Eka, ich weiß, dass du da sofort an meiner Seite
warst. Ganz herzlichen Dank dafür.

Wir wollen Sportland Nummer eins sein, wir erhof-
fen uns damit einen Impuls für den Erhalt von
Schwimmstätten in der Fläche, und wollen dazu
beitragen, dass in unserem Land zwischen den
Meeren wirklich jeder - ob Kind oder Greis - die
Chance hat, das Schwimmen zu erlernen. Ich finde
es einfach wichtig. Gerade wir in unserem Land ge-
hen da mit gutem Beispiel voran.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt CDU)

Viertens. Durch den neuen Vorwegabzug zur Stär-
kung der Investitionskraft für Infrastruktur und
Straßenbau werden die Kommunen aus Sicht der
Freien Demokraten mit der Erhöhung der unbefris-
teten Investitionsmittel von 30 Millionen € auf
68 Millionen € - das ist mehr als eine Verdoppelung
- jetzt flächendeckend in die Lage versetzt, auf die
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen zu verzich-
ten.

(Beifall FDP)

Wir freuen uns, dass das Land den Betrag gegen-
über dem ersten Gesetzentwurf nochmals um 9 Mil-
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lionen € aufgestockt hat. Wir als Freie Demokraten
hatten uns zudem dafür eingesetzt, dass der im ers-
ten Gesetzentwurf vorgesehene Verteilungsmodus
wieder geändert wird und wir zu dem bisherigen
zurückkehren, der dafür sorgt, dass ein höherer An-
teil dieser Mittel auf Gemeinde- und Städteebene
verbleibt. Ich bedanke mich bei den Koalitionspart-
nern, dass sie unserem Wunsch gefolgt sind, zu die-
sem Verteilungsschlüssel zurückzukehren, sodass
mehr Gelder dort landen, wo sie hingehören,

(Beifall FDP und Lasse Petersdotter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

nämlich bei den Städten und Gemeinden und nicht
auf der Kreisebene.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

An dieser Stelle möchte ich mich auch bei allen Be-
teiligten und insbesondere bei Herrn Nowotny aus
dem Innenministerium bedanken, den wir sehr ge-
quält haben. Wir haben hart um diesen kommuna-
len Finanzausgleich gerungen. Er hat manche
Nachtschicht für uns einlegen müssen, bis das Gan-
ze rund wurde. Ich danke ebenso meinen Koaliti-
onskollegen Ole Plambeck, Lasse Petersdotter, Ines
Strehlau und meinem Parteifreund Stephan Holo-
waty. Es war eine ausgesprochen nette, konstruktive
Teamarbeit, die auf Fachpolitikerebene bereits sehr
früh zu einer Einigung geführt hat. - Herzlichen
Dank dafür.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Beate Raudies.

Beate Raudies [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kollegin Krämer, ich finde Ihre Begeisterung im-
mer ganz großartig, aber ich kann mich nicht des
Eindrucks erwehren, Sie glaubten, wir hätten uns in
der letzten Legislaturperiode keine Gedanken ge-
macht. Ich finde es immer ein bisschen schwierig,
wenn man mit einem solchen Impetus an die Politik
herangeht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Regierungsko-
alition, ich möchte aus dem Bericht des Innen-
ministers Drucksache 19/565 zitieren, in dem ich
um einen Bericht über die Fortschreibung der Re-
form des kommunalen Finanzausgleichs gebeten
habe. Ich möchte einen Passus zitieren, in dem es

um das geht, was Sie mit Ihrem FAG erreichen
wollten. Mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin, zitie-
re ich:

„Für den kommunalen Schulbau und kom-
munalen Straßenbau sowie die Bezuschus-
sung eigener digitaler Endgeräte für Schüle-
rinnen und Schüler soll … eine ausreichende
Finanzierung der Kommunen erreicht wer-
den.“

Fakt ist erstens: Die Finanzierung von Schulbau
und digitalen Endgeräten machen wir auf vielen an-
deren Wegen, aber bestimmt nicht über das FAG.
Also sage ich: Ziel nicht erreicht. - Das könnten Sie
dann auch konstatieren. Wir haben eben beim
Nachtragshaushalt ganz viel über diese Themen ge-
redet.

Fakt zwei: keine ausreichende Kompensation der
Straßenausbaubeiträge für die Gemeinden bisher im
alten Verfahren und - wie ich finde - auch nicht im
neuen Verfahren. Liebe Kollegin Krämer, Sie kön-
nen offenbar nicht einmal die Gemeindevertreterin-
nen und Gemeindevertreter in Quickborn davon
überzeugen, dass es ausreichend Kompensation für
wegfallende Straßenausbaubeiträge gibt.

(Beifall SPD)

Auch wenn der Kollege Plambeck vorhin gesagt
hat, die Kommunen hätten keine weiteren Forde-
rungen, stelle ich fest: In der Anhörung am 30. Sep-
tember 2020 haben die kommunalen Landesverbän-
de sehr deutlich gemacht, dass sie keine ausreichen-
de Kompensation für den Verzicht auf die Erhebung
der Straßenausbaubeiträge sehen. Das Geld reicht
nicht. Jamaika bricht erneut ein Wahlversprechen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Deswegen konstatiere ich: Sie haben das Geld um-
verteilt. Neues Geld tun Sie bedingt dazu. 34 Mil-
lionen € Bundesmittel haben Sie einfach einmal mit
eingerechnet. Das hat der Kollege Dolgner schon
gesagt. Deswegen von uns gern ein Vorschlag zur
Verbesserung: 20 Millionen €, damit Kommunen
auf Straßenausbaubeiträge verzichten können

(Beifall SPD)

und wirklich einen finanziellen Ausgleich bekom-
men.

Wir haben aufgrund der großen Versprechungen,
die Sie machen, gedacht, von Ihnen kommt noch et-
was. Wir haben für unseren Gesetzesvorschlag das-
selbe Verfahren gewählt, wie Sie es von uns vor ein
paar Jahren zur Reform des FAG schon einmal ge-
sehen haben: Die, die auf eine Erhebung der Stra-
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ßenausbaubeiträge verzichten, können ihren Ein-
nahmeausfall beim Innenministerium geltend ma-
chen und abrechnen. - Ich finde, dass wäre ein Sah-
netüpfelchen für Ihr FAG. Stimmen Sie zu! Wir ha-
ben uns sehr viel Mühe gegeben, es in die Systema-
tik einzufügen. Das würde Ihren Gesetzentwurf ein
bisschen schöner machen. - Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dr. Kai Dolgner.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Krämer, Sie haben einfach das Pech, dass ich
alle Dokumente und den gesamten Schriftverkehr
aus der letzten Phase habe.

(Annabell Krämer [FDP]: Das habe ich hier!
- Dennys Bornhöft [FDP]: Und zwar im
Kopf!)

- Sie können sich selber überlegen, wie. - Es war
nicht die CDU-Fraktion, die das nicht wollte, nicht
ein einzelner Landrat, sondern es ging um die Ver-
teilung der Anteile im Rahmen eines Kompensati-
onsgeschäftes, auf der die Landkreise ultimativ be-
standen haben. Wenn die Nivellierungssatzerhö-
hung nicht gekommen wäre, wären die Kreise
schlicht und ergreifend die großen Verlierer Ihrer
Reform gewesen. Das ist die Wahrheit. Das ist doch
gut belegt, dazu gibt es Schriftverkehr.

Als Sie in Anhörung noch einmal mit Ihrer Hebe-
satzgeschichte anfingen, hat uns der Landkreistag
noch extra einen Brief geschrieben, in dem verklau-
suliert sehr deutlich stand: Wenn Ihr das anfasst, ist
der Kompromiss off.

(Demonstrativer Beifall Annabell Krämer
[FDP])

Das heißt also: Das war ein Teil Ihrer Kompromiss-
bildung, aber verursacht hat das trotzdem Schwarz-
Gelb. Dann beißt die Maus keinen Faden ab.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Herrn Abgeordneten Petersdotter?

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Ja.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Vielen Dank, Herr Kollege. - Ich
möchte nur sagen, dass es manchmal mehre-
re Seiten einer richtigen Wahrheit gibt. Auf
der einen Seite ist es richtig, dass die Kreise
nicht bereit waren, in Steuerfragen nachzu-
verhandeln. Auf der anderen Seite ist aber
auch richtig, was die Kollegin Krämer gesagt
hat, dass wir als Grüne bei einer noch stärke-
ren Dämpfung bei den Nivellierungssätzen
sehr, sehr skeptisch waren.

Wir haben ja weit vor dieser Debatte die Ni-
vellierungssätze ausführlich diskutiert. Sie
waren ein wesentlicher Bestandteil sowohl
des Gerichtsurteils als auch des Gutachtens.
Insofern haben Sie beide recht. Vielleicht
hilft das.

(Heiterkeit)

- Das hilft insofern, als dass Sie jetzt auch noch ein-
mal eingeräumt haben, dass es zum Schluss gar
nicht mehr um Bedarfsorientierung ging, sondern
dass es das Ergebnis einer Verhandlung war.

Die Innenministerin war sehr klug zu sagen, dass
die vertikale Verteilung dem Verfassungsgerichtsur-
teil entspricht. Ich habe genau auf die Semantik ge-
achtet. Ich glaube, alle Beteiligten wissen, dass Sie
eben zugegeben haben, dass die horizontale Vertei-
lung nicht bedarfsgerecht ist, sondern eine Frage
der Verhandlungen, an der verschiedene Personen
teilgenommen haben. Ich danke Ihnen ausdrücklich
noch einmal, dass Sie alle das in dieser Plenarde-
batte zur späteren gnädigen Verwendung schön do-
kumentiert haben. Danke schön dafür.

Zu Ihrem Vergleich, Herr Petersdotter: Ich habe be-
wusst die formale Kritik im Ausschuss gemacht
und in dieser Debatte aus Kollegialität nur von ei-
nem „Schnellverfahren“ gesprochen. Da Sie diesen
komischen Vergleich gezogen haben, weise ich dar-
auf hin: Es war nicht die CDU, die die Vertagung
beantragt hat, Herr Petersdotter. Es wäre übrigens
schön, wenn Sie mir zuhörten, Sie haben es näm-
lich falsch dargestellt.

„Abg. Dr. Dolgner weist auf den von den Re-
gierungsfraktionen vorgelegten Änderungs-
antrag … hin, der gerade erst vorgelegt wor-
den sei. Er schlage vor, die abschließende
Beratung auf die nächste Sitzung des Aus-
schusses zu verschieben, den Gesetzentwurf
jedoch für die zweite Lesung für das kom-
mende Plenum anzumelden und das Innen-
ministerium zu bitten, die finanziellen Aus-
wirkungen … darzustellen.“
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Ergebnis damals war, dass wir das Verfahren ein-
mütig beschlossen haben. Das war für die Oppositi-
on auch okay. Sie haben eine Woche Vorbereitungs-
zeit gehabt - nicht nur eine halbe Stunde vor dem
Plenum. Sie hatten einen ganzen Nachmittag Zeit,
und das Ministerium wurde zu den Auswirkungen
gefragt.

Wie war das das letzte Mal? Das war genau eine
Woche vorher. - Wir kriegen das Ding auf den Tisch
geknallt. Ich musste fragen und anfordern: Was be-
deutet das überhaupt? Was bedeutet das fiskalisch
überhaupt? - Zwei Tage vor der Parlamentstagung
ist eine Tabelle ohne großartige Erläuterungen
nachgereicht worden.

Sie erkennen anscheinend den Unterschied im par-
lamentarischen Verfahren nicht zwischen dem, dass
die regierungstragenden Fraktionen von sich aus
zwei Wochen vorher eine Sitzung anberaumen, und
der jetzigen Beratung.

Der Unterschied ist übrigens: Das ging dann 2014
in die November-Tagung. - Sie wissen ganz genau,
Sie haben gar keinen Druck, jedenfalls keinen for-
malen Druck. Das haben wir im Innenausschuss
und im Finanzausschuss geklärt. Sie wollten den
Knoten durchschlagen. Sie waren deshalb unter
Druck, weil zwischenzeitlich Einzelne bei den
kommunalen Landesverbänden durch die Interven-
tion von Frau Krämer Angst bekommen haben, dass
sich noch etwas ändern könnte.

Den Umdruck, der damals - 2014 - 17 Seiten um-
fasste, haben wir zusammen erarbeitet. Ganz ehr-
lich, mit unserem parlamentarischen Selbstver-
ständnis hätten wir das nie zu einer Kabinettsvorla-
ge gemacht. Was ist das überhaupt für ein Verfah-
ren! Die gesamten Verhandlungen mit den Kommu-
nen - die dokumentierten - sind vom 9. bis zum
20. Oktober 2020 von der Ministerin respektive
dem Beauftragten geführt worden, nicht etwa von
den Parlamentariern.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter - -

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Das heißt, das gesamte parlamentarische Verfahren
war ein erweitertes Regierungsverfahren. Das ist
der Unterschied!

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte jetzt zum En-
de.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Ich nehme jetzt einen von den „letzten“ Sätzen, die
der CDU-Kollege hier vorgetragen hat. - Das ist der
entscheidende Unterschied: Die Regierung wollte
mitnichten, dass die Kommunen den Vorwegabzug
für den Ausgleich für die Sozialpädagogen im kom-
munalen Finanzausgleich selber bestimmen dürfen.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, jetzt bitte der letzte Satz.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Danke.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Lukas Kilian.

Lukas Kilian [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Ich bin schon ein bisschen begeistert von
der Kreativität der SPD-Landtagsfraktion in dieser
Debatte und in der gesamten Diskussion.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Sie sprachen von „Sahnehaube“, „Robin Hood“ und
„schönen Störchen“. Das alles sind schöne Bilder,
und so kann man eine Debatte gern führen.

Unredlich - oder: etwas übersteigert mit der Kreati-
vität - wird es dann, wenn man in die Kommunen
im eigenen Wahlkreis Zahlen meldet, die so nicht
der ganzen Wahrheit entsprechen.

(Beifall Stephan Holowaty [FDP] und Anna-
bell Krämer [FDP])

Unredlich wird es, wenn man bewusst Informatio-
nen vorenthält. Zwar wird auf eine 680-seitige Vor-
lage verwiesen, aus der man die Informationen her-
ausbekommen könnte; aber dargestellt, zum Bei-
spiel auf Facebook, werden einzelne Zahlen, die im
Vergleich ein massives Minus für den eigenen
Wahlkreis vermuten lassen. Das ist unredlich. An
dieser Stelle hat die Kreativität ihre Grenze erreicht.

Aber zunächst zur Debatte. Herr Dr. Dolgner, wir
haben festgestellt: Sie wissen alles. Sie wissen so-
gar manches besser.

(Heiterkeit CDU)
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Insgesamt können wir feststellen, dass sich die SPD
immer noch an dem Thema Straßenausbaubeiträge
aufhängt. Wir müssen klarmachen - an dieser Stelle
möchte ich den Kollegen Habersaat direkt anspre-
chen -: Wenn die SPD regieren würde, dann wären
die Straßenausbaubeiträge noch verpflichtend. Je-
der müsste Straßenausbaubeiträge bezahlen.

(Beifall CDU und FDP)

Angesichts dessen ist es schon ein besonders küh-
nes Stück, sich in einem Wahlkreis, in dem es fünf
Orte gibt, in dem einen Ort, der sie noch nicht ab-
geschafft hat, hinzustellen und zu sagen: Die in
Kiel sind aber böse, weil ihr sie noch nicht abschaf-
fen könnt!

Ich stelle fest: Jede Kommune darf abschaffen. Sie
darf selbst entscheiden, ob sie das will oder nicht;
das nennt sich kommunale Selbstverwaltung. Wir
haben mit den kommunalen Landesverbänden einen
Deal ausgehandelt. Sie sagen nunmehr ausdrück-
lich, dass sie dem Land gegenüber keine Forderun-
gen mehr wegen der Straßenausbaubeiträge stellen.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Abgeordneten Dr. Stegner?

Lukas Kilian [CDU]:

Liebend gern.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Herr Kollege Kili-
an, darf ich mit Ihnen das kleine intellektuel-
le Experiment machen, Sie zu fragen, ob Sie
einen Unterschied erkennen können zwi-
schen einer Partei und Fraktion, die bestimm-
te Versprechungen nicht macht, weil sie sie
nicht für finanzierbar hält, und einer anderen
Partei und Fraktion, die solche Versprechun-
gen macht, aber nicht einhält? Bei unserer
Kritik legen wir also ausschließlich Ihre eige-
nen Maßstäbe zugrunde, nicht unsere. Wollen
Sie hier aussagen, dass die CDU an ihren ei-
genen Maßstäben zu messen übertrieben sei?
Wenn das die Aussage ist, dann haben wir
heute etwas gelernt.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall SPD)

- Herr Dr. Stegner, ich freue mich, dass Sie sich auf
einen intellektuellen Zweikampf mit mir einlassen
wollen. Aber Sie kommen unbewaffnet!

(Heiterkeit CDU und FDP)

Ich stelle fest, dass Sie auf einzelnen Veranstaltun-
gen immer wieder versuchen, dem Ministerpräsi-
denten einzelne Aussagen entgegenzuhalten, dass
Sie aber vollkommen ignorieren, dass die kommu-
nalen Landesverbände - alle! - in der Vereinbarung
mit der Landesregierung deutlich klargestellt ha-
ben: Wir stellen keine Forderungen mehr, was die
Straßenausbaubeiträge angeht. - Das ist ein Fakt,
um den auch Sie nicht herumkommen.

(Beifall CDU und FDP - Zuruf Beate Rau-
dies [SPD])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Gestatten Sie eine weitere Zwischenbemerkung des
Abgeordneten Dr. Stegner?

Lukas Kilian [CDU]:

Ja, das mache ich.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was immer die
Kommunen gesagt haben, Herr Kilian: Ich
bin ausschließlich bei dem, was Sie selbst ge-
sagt haben.

Ich bin Vater von drei erwachsenen Söhnen.
Ich kann mich erinnern, dass sie, als sie ganz
klein waren, gelegentlich argumentiert haben,
wenn die Hose voll war: „Ich war das nicht!“
- Ähnlich „überzeugend“ haben Sie heute
auch argumentiert.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall SPD -
Zurufe CDU: Oh!)

- Herr Dr. Stegner, dass die Hose bei den Sozialde-
mokraten manchmal voll ist, das kann ich mir vor-
stellen.

(Zurufe SPD: Ah!)

Sie behaupten jetzt, wir würden argumentieren:
„Wir waren es nicht!“ Sie müssen jetzt mit Polemik
kommen, weil Sie offensichtlich kein Sachargu-
ment mehr haben. Die kommunalen Landesverbän-
de haben es sehr klar gemacht.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung der Abgeordneten Annabell Krämer?

Lukas Kilian [CDU]:

Liebend gern.

Annabell Krämer [FDP]: Herr Abgeordne-
ter Kilian, ich habe gesehen, dass Sie gegen
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Herrn Dr. Stegner sehr gut das Florett ge-
schwungen und ihn richtig pariert haben.
Trotzdem hat mir das In-Sippenhaft-Nehmen
nicht gefallen. Sie haben zu Recht darauf
hingewiesen, dass ausschließlich der heutige
Ministerpräsident Daniel Günther mit dieser
Forderung in den Wahlkampf zog und dass
die Forderung nach flächendeckender Ab-
schaffung seitens der CDU nie fiel. Geben
Sie mir recht, dass es insofern ein ungerecht-
fertigtes In-Sippenhaft-Nehmen von Herrn
Dr. Stegner ist, wenn er Ihnen unterstellt, Sie
hätten sich immer dafür eingesetzt?

Hinsichtlich der Forderung, dass ein Wahl-
recht bestehen soll, haben Sie geliefert.

Die Einzigen, die sich dafür eingesetzt haben
- außer dem MP -, in Schleswig-Holstein flä-
chendeckend die Straßenausbaubeiträge ab-
zuschaffen, waren die Freien Demokraten.

Stimmen Sie mir darin zu?

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Frau Krämer, ich kann Ihnen sagen: Herr Günther
ist ja nicht irgendwer.

(Heiterkeit CDU)

Er ist unser Landesvorsitzender, war unser Spitzen-
kandidat und ist heute Ministerpräsident. Man kann
also auch die CDU an den Dingen messen, die Da-
niel Günther sagt.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Abgeordneten Dr. Dolgner?

Lukas Kilian [CDU]:

Liebend gern.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ich unterbreche den
Wettbewerb um die gebrochenen Wahlver-
sprechen nur ungern; aber sogar Frau Krämer
hat darauf Bezug genommen. - Damit wir
nicht wieder von den Quellen verwirrt sind,
Herr kluger Kollege Kilian, können Sie mir
sicherlich klar antworten - vielleicht komme
ich ja auch unbewaffnet -: Ist nach Ihrer Auf-
fassung das derzeitige FAG fiskalisch ausrei-
chend, damit alle Kommunen in Schleswig-
Holstein die Straßenausbaubeiträge abschaf-
fen können - ja oder nein?

- Herr Dr. Dolgner, ich stelle zunächst einmal fest,
dass Sie gesagt haben, dass Sie auch unbewaffnet
kommen.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ja oder nein?

Zu der fiskalischen Frage kann ich Ihnen sehr deut-
lich sagen: Die fiskalische Verantwortung liegt in
jeder Kommune bei der Gemeinde- beziehungswei-
se Stadtvertretung.

(Lachen Birte Pauls [SPD])

Dort werden die Entscheidungen getroffen. Dort
trifft man die Entscheidung, wie hoch der Gewerbe-
steuerhebesatz ist. Dort trifft man die Entscheidung,
ob es im Zweifel noch zusätzliche Maßnahmen bei
der Kita geben soll. Man trifft diverse weitere Ent-
scheidungen. Man kann Hebesätze anpassen. Man
kann einzelne Mitarbeiter einstellen. Man kann di-
verse Dinge tun. Ihr Gesetz - Ihr Gesetz! - hat die
Kommunen verpflichtet, Straßenausbaubeiträge zu
erheben.

Ich kann Ihnen aus meinem Wahlkreis ein Beispiel
nennen: Die Straßenbeleuchtung wurde auf LED
umgestellt, um Energie zu sparen. Das Ausrechnen
des Beitrags der einzelnen Anlieger für die LED-
Birnen hat einen Verwaltungsaufwand erzeugt, der
höher war als das Geld, das man am Ende wieder
hereinbekommen hat. Das war richtig „tolle“ Poli-
tik von Ihnen, wirklich!

(Beifall CDU und FDP)

Wir haben das abgeschafft. Jetzt gehen Sie in die
Orte, in denen das noch nicht abgeschafft ist, spie-
len sich dort als Ritter des Rechts auf und behaup-
ten, es sei eine Frechheit, dass es hier auch noch
nicht abgeschafft wurde.

(Beifall CDU und FDP)

Wenn Sie regieren würden, gäbe es überall Straßen-
ausbaubeiträge.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenbemerkung des Abgeordneten Dr. Dolgner?

Lukas Kilian [CDU]:

Ja, wenn das Ihre Zeit noch zulässt.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ich stelle fest, dass
Sie mir zumindest im Hinwegschwurbeln
überlegen sind. Das war nicht die Frage. Sie
haben im Koalitionsvertrag in Aussicht ge-
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stellt und auch sonst mehrfach gesagt, dass
Sie über das FAG die Städte und Gemeinden
in die Lage versetzen wollen, auf Straßenaus-
baubeiträge zu verzichten. „In die Lage ver-
setzen“ ist natürlich fiskalisch gemeint. Mich
wundert es, ehrlich gesagt, dass Sie hier das
Ja oder das Nein verweigern; auf Facebook
haben Sie noch anders geschrieben.

Also stelle ich noch einmal nur diese eine
Frage - ohne Vorgeschichte, ohne alles -:
Sind Sie der Auffassung, dass mit dem der-
zeitigen FAG, wie Sie es heute hier beschlie-
ßen wollen, die Städte und Gemeinden fiska-
lisch in die Lage versetzt werden, auf die
Straßenausbaubeiträge zu verzichten - ja oder
nein? Mehr will ich gar nicht von Ihnen.

- Das kann man nicht für alle Kommunen im gan-
zen Land über den Daumen gebrochen sagen.

(Lachen SPD)

Es gibt viele, die in die Lage versetzt werden, die es
vorher nicht waren.

(Beifall CDU)

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das war immer
noch nicht die richtige Antwort. Aber herzli-
chen Glückwunsch! Den Schwurbelpreis
heute gewinnen Sie.

(Heiterkeit SPD)

- Wenn Sie es nicht verstehen, Herr Dr. Dolgner,
dann tut es mir furchtbar leid. Aber dann fahre ich
fort in meiner Rede.

Wir haben gestern festgestellt, dass der Kollege Ha-
bersaat für meinen Wahlkreis die Beträge ausge-
rechnet und sich auf Spalte 13 berufen hat. Spalte
13 enthält keinerlei Mittelzuflüsse aus den Vorweg-
abzügen. 

Wenn man also meint, dass Kommunalpolitik vor
Ort ohne Infrastruktur, ohne Integration, ohne
Schwimmbäder, ohne Frauenhäuser, ohne Kultur
funktioniert, dann kann man so rechnen. Wenn man
aber in Wirklichkeit vielleicht nur ein eigenes FAG-
Trauma bewältigen will, dann weiß ich nicht, ob es
korrekt ist, mit falschen Zahlen eine derartige Ver-
unsicherung in der Region zu schaffen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insoweit muss ich Ihnen Folgendes sagen: Ich habe
damit eingeleitet, dass ich über Ihre Kreativität be-
geistert bin. Es gibt Möglichkeiten, Kreativität aus-
zuüben, dies aber trotzdem in einer gewissen Bahn

zu machen, damit am Ende ein schönes Bild dabei
herauskommt. Da hilft sogar der Landtag mit. Das
findet man hier im Foyer: „Mal doch mal den Land-
tag an“, ein Malbuch. Wenn Sie noch einmal kreativ
sein wollen, müssen Sie sich nur noch Buntstifte
besorgen. Den Rest können Sie dort vorne einfach
mitnehmen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Dr. Andreas Tietze. 

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Angesichts dieses rhetorischen Parforceritts bin ich
hierhergekommen, um noch einmal ganz schlicht
danke zu sagen, nämlich danke für den Kreis Nord-
friesland. Der Kreis Nordfriesland war nämlich sehr
unglücklich darüber, dass die Zusatzkreisumlage
seinerzeit abgeschafft worden ist.

Warum ist das so? Wir haben sehr unterschiedlich
finanzstarke Gemeinden. Das hat sicherlich auch
mit den verschiedenen Tourismusstandorten zu tun.
Wenn Sie einmal Orte wie Kampen auf Sylt ver-
gleichen mit Osterrönfeld oder Ostenfeld, dann
werden Sie sehr schnell feststellen, dass da exorbi-
tante Unterschiede in der Finanzkraft bestehen. 

Der Kreis Nordfriesland hat dann natürlich, wie
viele andere Kreise auch, unter der Änderung des
FAG so reagiert, dass er eine sehr hohe Kreisumla-
ge festgelegt hat. Das war fast deutschlandweit die
höchste Kreisumlage von allen Kreisen. Das musste
er machen, um seiner Ausgleichs- und Ergänzungs-
funktion gerecht zu werden. Sie wissen, das ist
nicht ganz einfach, wenn Sie so viele Inseln und
Halligen haben und das größte Straßennetz insge-
samt haben. Deshalb war das eine große Herausfor-
derung.

Als Landrat Lorenzen Herrn Jensen, Herrn Harms
und mich als nordfriesische Abgeordnete gebeten
hat, uns dafür einzusetzen, dass wir eine differen-
zierte Kreisumlage bekommen, hat er uns erklärt,
dass es in dem Fall ja nur eine Kann-Regelung ist.
Sie ist, wie ich finde, auch gut eingesetzt worden
mit einer Sperrminorität bei einer Zweidrittelmehr-
heit. Es ist durchaus wichtig gewesen, dass das
nicht einfach par excellence beschlossen werden
kann.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das kann mit einfacher Mehrheit mal wieder abge-
schafft werden, aber die Einführung konnte nur mit
einer Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. Ich
finde, das ist ein gelungener Kompromiss.

Ich möchte mich ganz herzlich bedanken bei Ole
Plambeck, bei Lasse Petersdotter und bei Annabell
Krämer, aber auch bei dem geschätzten Fraktions-
vorsitzenden der FDP, dem Kollegen Christopher
Vogt, der ebenfalls in die Kommunikation einge-
bunden war. Ich finde es gut für den Kreis Nord-
friesland. Vielen Dank, dass Sie das möglich ge-
macht haben. Ich spreche hier sicherlich auch im
Namen des Landrats und des Kreistags. - Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die
Abgeordnete Annabell Krämer.

Annabell Krämer [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Die SPD legt uns
heute einen Änderungsantrag vor und möchte
20 Millionen € zusätzliche Mittel für Kommunen
haben, die auf die Erhebung von Straßenausbaubei-
trägen verzichten. 

Liebe Genossen, wenn es nach mir ginge: 40 Mil-
lionen!

(Beifall FDP)

Ich sage dies nicht, weil ich der Meinung bin, dass
die 68 Millionen € nicht ausreichen, um die Kom-
munen flächendeckend in die Lage zu versetzen,
auf Straßenausbaubeiträge zu verzichten. Nein, die-
se Mittel könnten natürlich dazu beitragen, den Sa-
nierungsstau schneller abzubauen. Insofern würde
ich mich natürlich extrem darüber freuen, wenn wir
mehr Mittel hätten. 

Aber Sie wissen, dass wir Freien Demokraten in ei-
ner Koalition sind. Ich muss Ihnen ehrlich sagen:
Gerade die Grünen haben sich so etwas von fair
verhalten bei der Bereitstellung dieser Infrastruktur-
mittel. Das war bestimmt nicht einfach. Es muss
schon schwer gewesen sein, diese Erhöhung mitzu-
tragen. 

Wir haben insgesamt in kollegialer und freund-
schaftlicher Weise zusammengearbeitet. Wir haben
auf diese Weise ein kommunales Finanzpaket zu-
sammengeschnürt, in dem wir uns alle wiederfin-
den, und zwar durchaus nicht nur auf dem kleinsten

gemeinsamen Nenner, sondern jede Partei sieht sich
als Koalitionspartner in irgendeiner Weise berück-
sichtigt.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Annabell Krämer [FDP]:

Gern.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Frau Krämer, ich
finde es, nebenbei bemerkt, gut, dass Sie of-
fensichtlich diejenige sind, die sich mit dem
ganzen Zahlenwerk beschäftigt. Das kann ich
leider nicht allen in der Koalition attestieren. 

(Zurufe)

Ich verteile aber wenigstens keine Malbü-
cher.

Habe ich Sie eben richtig verstanden, dass
Sie der Auffassung sind, dass die jetzigen In-
frastrukturmittel im FAG ausreichen, um die
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge zu
kompensieren, ja oder nein? Das ist ja eine
ganz einfache Frage.

- Sie sind ja immer ein Fan des genau gewählten
Wortes. Sie haben deshalb bestimmt genau gehört,
was ich gesagt habe. Ich habe gesagt: „flächende-
ckend in die Lage versetzt“. 

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ja, flächende-
ckend!)

Meine Meinung ist diese: 68 Millionen € reichen
aus, um auf Landesebene den gesamten Bedarf per
annum an kommunalen Straßenausbaubeiträgen
auszugleichen; denn es gibt Kommunen, die keinen
erheblichen Sanierungsbedarf haben. Es gibt aber
auch Kommunen, die einen sehr großen Sanie-
rungsbedarf haben. Für diese Kommunen wird es
eventuell etwas schwierig werden mit den Geldern,
die jetzt zur Verfügung stehen. Es wurde aber aus-
gerechnet: Wenn es landauf, landab 40 Millionen €
pro Jahr gäbe, dann könnte man auf die Beiträge
verzichten. Viele Städte machen es ja auch gar nicht
mehr. Es geht hier also um 68 Millionen, auf das
Land insgesamt verteilt.

Aber: Die Gelder gehen natürlich auch an Kommu-
nen, die ihre Aufgaben erledigt haben, die ihre Stra-
ßen in der Vergangenheit saniert haben, die nicht
gewartet haben, bis die so etwas von kaputt sind,

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 98. Sitzung - Freitag, 30. Oktober 2020 7555

(Dr. Andreas Tietze)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8904&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8904&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG


um die Anlieger heranziehen zu können, sondern
die brav immer den Sanierungsverpflichtungen
nachgekommen sind. Diese Kommunen bestrafen
wir jetzt nicht. Deshalb sind diese Infrastrukturmit-
tel ja auch nicht komplett zweckgebunden. Deshalb
sagen wir ja auch: für Straßenbau und sonstige In-
frastrukturmittel. Wir können doch nicht den Kom-
munen, die immer anständig saniert und ihre An-
wohner nicht herangezogen haben, sagen: Ihr kriegt
jetzt keine Infrastrukturmittel. 

Deshalb: 68 Millionen € sind mehr als hinreichend
für die gesamte Landesebene. Dass einige Kommu-
nen vielleicht falsche Entscheidungen in der Ver-
gangenheit getroffen haben und dass diese Mittel
für solche Kommunen deshalb nicht hinreichend
sind, steht auf einem anderen Blatt. Aber, Herr
Dr. Dolgner - -

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Ich bin total zufrie-
den mit Ihrer Antwort! Aber machen Sie ru-
hig weiter!)

- Ich bin auch zufrieden mit meiner Antwort. Des-
wegen würde ich das gerne zu Ende ausführen. 

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das tun Sie schon
länger als eine Minute!)

Ich möchte Ihnen noch eines ganz ehrlich sagen:
Sie haben nicht einmal gesagt, dass die Erhebung
der Straßenausbaubeiträge erhebliche Bürokratie-
kosten verursacht. Es werden Verwaltungskosten
verursacht, es werden Kosten für Rechtsstreitigkei-
ten verursacht, weil manches sozial ungerecht ist,
all diese Dinge. Wenn Sie die ganzen Kosten für
Rechtsstreitigkeiten und so weiter von der Erhe-
bung abziehen - - Wir haben auch nie geglaubt, dass
man damit den gesamten kommunalen Straßenbau
finanziert. Sie wissen es. Ich weiß, dass ich mit
Zahlen ja immer richtig liege. Sie wissen auch, dass
die Veranlagungsfähigkeit nur zu 40, 60 oder 80 %
gegeben ist; sie ist ja nicht zu 100 % gegeben:
Durchfahrtstraße, Anliegerstraße. Wenn Sie das be-
rücksichtigen, dann ergibt sich ein anderes Bild.
Wir wollten nur die Straßenausbaubeiträge obsolet
machen. Wir wollten nicht den gesamten kommu-
nalen Straßenbau finanzieren. Wir wollen die Bür-
ger entlasten. Das ist unser Ziel. Und das schaffen
wir mit den 68 Millionen € flächendeckend.

(Beifall FDP)

Ich möchte noch einmal auf meinen Koalitionspart-
ner, die Grünen, zurückkommen. Wer hätte gesagt,
dass eine Jamaika-Koalition für den kommunalen
Straßenausbau 68 Millionen € pro Jahr grundsätz-
lich zur Verfügung stellt? Lasse, euch war wichtig,

dass eine Zweckbindung kommt. Deshalb haben
wir gesagt, wir machen das. 

Wenn man sich überlegt, dass auf Bundesebene teil-
weise jetzt schon über ein Moratorium gegen den
Straßenbau gesprochen wird, dann ist das, was wir
hier mit unserem Koalitionspartner geschafft haben,
68 Millionen € pro Jahr reinzuverhandeln, ganz toll.
Dafür bedanke ich mich. Das finde ich ganz grandi-
os; das muss ich ganz ehrlich sagen.

(Beifall FDP)

Wenn Ihnen diese 20 Millionen € wirklich wichtig
gewesen wären, wenn Sie das nicht deshalb schrift-
lich gemacht hätten, um hier zu versuchen, einen
Splint zwischen uns einzutreiben, dann frage ich
Sie: Warum haben Sie das denn nicht bei den Not-
krediten eingebracht, denen Sie ja zustimmen?
Dann hätten Sie doch die 20 Millionen € locker
durchwinken können. Sie hätten das dort einbringen
können. Und schon, schwuppdiwupp, hätten Sie un-
sere Zustimmung für diese zusätzlichen 20 Millio-
nen € für den kommunalen Straßenbau haben kön-
nen. Das war für Sie bis vor einer Woche überhaupt
nicht relevant. Das war für Sie nur heute relevant,
um hier zu versuchen, Zwietracht in die Koalition
zu bringen. Das ist unredlich, das sage ich Ihnen
ganz ehrlich.

(Lebhafter Beifall FDP und CDU)

Dass wir Freie Demokraten uns nicht nur mit Wor-
ten tagein, tagaus für die Abschaffung der Straßen-
ausbaubeiträge in diesem Land starkmachen, haben
wir bei den ganzen Demonstrationen in unserem
Land gesehen, wie zum Beispiel letzte Woche in
Marne. Sie sagten, nicht einmal in Quickborn folge
man ihr. - Was war denn? Ja, mein Bürgermeister
hat auf die fehlende Zweckbindung verwiesen. Es
war genau die Zweckbindung, die wir nicht ge-
macht haben, um den Kommunen Beinfreiheit zu
geben. Das ist natürlich die Spitzfindigkeit, die man
finden kann. Man muss überlegen, ob man seinen
Bürgern sagt, wie wir es tun, in Quickborn können
wir 400.000 € pro Jahr Straßenausbaubeiträge ha-
ben und jetzt jedes Jahr 355.000 € vom Land be-
kommen - -

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum Ende.

Annabell Krämer [FDP]:

Wenn Sie dafür aber keine Bürokratiekosten, keine
Rechtsstreitigkeitskosten mehr haben und sich ein
Bürgermeister hinstellt und sagt, bei 355.000 € sei
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keine Deckung erreicht, dann weiß ich auch nicht
mehr weiter. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen und
Herren! Ich möchte mit einer persönlichen Bemer-
kung anfangen. Wenn mir persönliche Traumata
und das bewusste Verbreiten von Unwahrheiten un-
terstellt werden, dann ist das eine Diskussion auf ei-
ner persönlichen Ebene, die ich in diesem Haus
nicht angemessen finde und die Sie von mir nicht
erleben werden.

(Annabell Krämer [FDP]: Man muss sich an
seinen eigenen Zwischenrufen messen las-
sen!) 

Das fügt sich ein bisschen in die gesamte Auseinan-
dersetzung rund um dieses FAG ein. Aber das nä-
hert sich ja möglicherweise jetzt dem Ende. 

In der Tat habe ich den Bürgermeistern in Reinbek,
Glinde, Barsbüttel, Oststeinbek und Wentorf die
Berechnungen des Finanzministeriums, die gestern
per Mail verteilt wurden, zur Verfügung gestellt.
Das sind übrigens keine Hunderte von Seiten, Herr
Kilian, das waren einseitige Excel-Tabellen. Ich ha-
be darauf hingewiesen, dass die verfügbaren Mittel
nach Kreisumlage massiv sinken werden. Das wer-
den auf die Jahre bis 2024 3 Millionen bis 4 Millio-
nen € sein. 

Ich habe das auch mit dem Vorgehen bei der letzten
FAG-Reform verglichen. Damals haben wir - in
meiner Erinnerung gefühlt in Wochen und Tagen,
wahrscheinlich war es in Wirklichkeit eher seltener
- Berechnungen vorgelegt und jede einzelne Varian-
te vor Ort breit diskutiert

(Beifall SPD)

und nicht erst zwei Tage vorher das Finale präsen-
tiert.

Diese nicht frei zur Verfügung stehenden Mittel
kommen in einer Phase, in der das Kita-Gesetz mit
Millionenbeiträgen in unserem Wahlkreis kofinan-
ziert werden muss, in dem die Kommunen beim Di-
gitalpakt deutschlandweit einmalig einen Eigenan-
teil von 15 % zu leisten haben. 

Sie weisen dann darauf hin, dass es weitere Spalten
in den Tabellen gibt, die weitere Beträge ausweisen,
die den Kommunen zur Verfügung stehen. Ja, das
sind gebundene Mittel, und es sind diese Mittel für
Infrastrukturmaßnahmen, über die wir nun schon
viel gehört haben. So, wie ich das verstanden habe,
sollen diese Mittel der Ausgleich dafür sein, dass
die Kommunen in die Lage versetzt werden, auf
Straßenausbaubeiträge zu verzichten. Diesen Aus-
gleich dafür können Sie doch nicht als Plus an an-
derer Stelle anrechnen. Wenn doch, dann schlage
ich Ihnen folgendes Geschäft vor: Sie geben mir
100 €, ich gebe Ihnen 100 € zurück. Sie haben ein
Plus von 100 €, und das teilen wir uns, und dann
haben wir eine Win-win-Situation. - Vielen Dank
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich muss sagen, ich finde diese Debatte
heute absolut spannend. Ich muss auch zugeben,
dass ich in den letzten Wochen Dringenderes zu tun
hatte, als in den alten Protokollen von vor sechs
Jahren zu kramen. Ich werde das wohl auch nach
dieser Debatte nicht tun. Auch die Zahlenakrobatik
des Kollegen Dolgner fand ich sehr spannend. Man
muss es ihm lassen, er macht das auf einem intel-
lektuellen Niveau, sodass wahrscheinlich die meis-
ten Kollegen aus der eigenen Fraktion ihm nicht
mehr folgen können. Aber er ist nicht so plump wie
der Kollege Habersaat, der einfach seinem Wahl-
kreis die Hälfte der Wahrheiten vorenthält und ver-
sucht, damit Stimmung vor Ort zu machen.

Ich persönlich halte es am Ende immer mit Helmut
Kohl: 

„Entscheidend ist, was hinten rauskommt.“

(Beifall CDU)

Sie können so viel Zahlenakrobatik betreiben, wie
Sie wollen. Am Ende stehen hier 80 Millionen €
mehr für die Städte, Kreise und Gemeinden in
Schleswig-Holstein. Das ist neues Landesgeld, mit
dem wir den Kommunen im Land unter die Arme
greifen. Das hätten Sie damals ja auch einmal ma-
chen können. 

(Beifall CDU und FDP)
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Es stimmt, wir machen die 10 Millionen € Verlust
im Kreis Stormarn aus der letzten FAG-Reform
nicht komplett wieder wett. Da steht aber auch kei-
ne Null, Herr Kollege Dolgner. Dort stehen 2,6 Mil-
lionen € plus für die Städte und Gemeinden und
2,5 Millionen € plus für den Kreis Stormarn selbst.
Das macht zusammen 5,1 Millionen €. Das sind
nicht die 10 Millionen €, es ist aber auch nicht null.
Das ist mehr als die Hälfte des Verlustes, den der
Kreis Stormarn durch die letzte FAG-Reform erlit-
ten hat. Das ist die positive Botschaft des heutigen
Tages.

(Wortmeldung Dr. Kai Dolgner [SPD])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Herr Abgeordneter -- 

Tobias Koch [CDU]:

Ich lasse keine Zwischenfrage zu. Sie haben genug
versucht, uns zu verwirren, Herr Kollege Dolgner.
Man muss auch einmal die Essentials benennen
können. 

Der zweite Kern ist, dass die letzte FAG-Reform
nicht nur von den Oppositionsfraktionen, sondern
auch von den Kommunen, von den Landkreisen
selbst beklagt worden ist. Jetzt haben wir die Eini-
gung mit den Kommunen, jetzt haben wir den Kon-
sens mit allen kommunalen Landesverbänden. 

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Das ist der Unterschied zu Ihrer damaligen Reform.
Keine Kommune wird gegen dieses FAG klagen.
Ob die Opposition dies bei ihrer ganzen Kritik tun
wird, werden wir sehen. Wir werden sehen, ob die
SPD vor das Verfassungsgericht zieht, weil sie
meint, dagegen klagen zu müssen. 

(Beate Raudies [SPD]: Sie wissen doch, dass
das nicht geht!)

- Schauen wir einmal, ob Sie das tun.

(Beate Raudies [SPD]: Wie soll das denn ge-
hen? Machen Sie mit? - Dr. Kai Dolgner
[SPD]: Machen Sie mit? Sie wissen genau,
dass man zwei Fraktionen braucht!)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort hat der Abgeordnete Tobias Koch. 

Tobias Koch [CDU]:

Ich gehe einmal davon aus, wenn der SSW Frakti-
onsstatus hat, werden Sie das prüfen können. 

Noch einmal: 80 Millionen € mehr, Einigkeit mit
den Kommunen, keine Klagen. Das ist das, was wir
heute zu beschließen haben. Deswegen bitte ich um
Ihre Zustimmung. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. 

(Beifall Dennys Bornhöft [FDP])

Wir kommen zur Abstimmung nach der zweiten
Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung
des Finanzausgleichsgesetzes, Gesetzentwurf der
Landesregierung, Drucksache 19/2156. Der Aus-
schuss empfiehlt, den Gesetzentwurf Drucksache
19/2156 unverändert anzunehmen. Wer so beschlie-
ßen will - -

(Beate Raudies [SPD]: Und der Änderungs-
antrag?) 

- Der Änderungsantrag, Frau Abgeordnete, bezieht
sich, wenn ich es richtig sehe, auf Drucksache
19/2119. Wir sind jetzt bei der Abstimmung über
den Gesetzentwurf Drucksache 19/2156. Okay? -
Gut.

Der Ausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf
Drucksache 19/2156 unverändert anzunehmen. Wer
so beschließen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? Sehe ich
nicht. Dann ist der Gesetzentwurf Drucksache
19/2156 einstimmig so angenommen. 

Wir kommen jetzt zur zweiten Lesung eines Ge-
setzes zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des
kommunalen Finanzausgleichs, Gesetzentwurf der
Landesregierung, Drucksache 19/2119, und zu dem
Änderungsantrag der Fraktion der SPD, Drucksa-
che 19/2536.

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der
Fraktion der SPD, Drucksache 19/2536, abstim-
men. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? -
Keine. Damit ist der Änderungsantrag gegen die
Stimmen der SPD-Fraktion und der fraktionslosen
Abgeordneten Volker Schnurrbusch, Dr. Frank Bro-
dehl und Claus Schaffer abgelehnt worden.

(Claus Schaffer [fraktionslos]: Und Nobis!)

Entschuldigung, dann wiederhole ich: Damit ist der
Antrag gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und
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der Abgeordneten Jörg Nobis, Claus Schaffer und
Volker Schnurrbusch abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung, Drucksache 19/2119, in der vom Aus-
schuss empfohlenen Fassung abstimmen. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltungen?
Dann ist der Gesetzentwurf Drucksache 19/2119
bei Enthaltung der SPD-Fraktion so angenommen.

(Beifall CDU und FDP)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 35 auf:

Öffentliches Zeigen von Reichskriegsflaggen un-
terbinden

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/2490 (neu)

Reichskriegsflaggen als Symbole verfassungs-
feindlicher Demonstrationen unterbinden

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/2535

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete To-
bias von Pein.

Tobias von Pein [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete! Wer seiner Überzeu-
gung Ausdruck verleihen und sich zu einer Mei-
nung bekennen will, der zeigt Flagge. Das besagt
schon eine Redewendung. Man kann das auf ver-
schiedenen Ebenen machen. Man kann die rote
Fahne herausholen, man kann die Nationalflagge
herausholen, man kann im Fußball heute auch be-
stimmte andere Farben herausholen. Für mich ist es
heute die braun-weiße.

(Beifall Kay Richert [FDP] und Christopher
Vogt [FDP])

- Danke schön, Herr Vogt, wir sind nicht allein. 

Schwarz-Weiß-Rot - um das soll es heute gehen -
hat eine lange Geschichte. Wer die Farben trägt,
sollte wissen, was er oder sie tut, und darf sich
nicht beschweren, mit Nazis, Nationalisten und
Ewiggestrigen gleichgesetzt zu werden.

Am 29. August 2020 versuchten Teilnehmerinnen
und Teilnehmer einer Kundgebung von Coronal-

eugnern, das Reichstagsgebäude - wie Sie selbst ge-
sagt haben - zu stürmen. Das ging bekanntlich
schief. Gut so. Bezeichnenderweise trugen diese
Leute verschiedene schwarz-weiß-rote Flaggen.
Können und dürfen wir das ignorieren? - Nein! 

Die Verwendung nationalsozialistischer Symbole
ist schon durch die Befreiungsgesetze der Alliierten
verboten worden, übernommen in Artikel 139
Grundgesetz, also Teil unserer Rechtsordnung.
Wenn man also die Demokratie und das Grundge-
setz bekämpfen will, ohne gleich ein Strafverfahren
zu riskieren, nutzt man heute andere Symbole. Da
haben sich diese Leute recht erfinderisch gezeigt.
Da kommen Hoheitszeichen vergangener Zeiten ge-
rade recht. Völlig klar ist: Das vordemokratische
absolutistische Kaiserreich ist nicht mit der Terror-
herrschaft der Nazis gleichzusetzen. Aber es spricht
Bände, dass sich diejenigen, die den Regierungen
vorwerfen, sie würden ihnen alle Grundrechte rau-
ben, der Symbole von Systemen bedienen, die ga-
rantiert sehr viel weniger Meinungsfreiheit und
Grundrechtsschutz gewährt haben als unser Staat
heute. Hier wird direkt ein Konflikt aus der Weima-
rer Republik wiederaufgenommen, die mit der
schwarz-rot-goldenen Trikolore an die bürgerliche
Revolution von 1848 anknüpfte. Die Gegner, soweit
sie loyal zum gestürzten kaiserlichen Regime stan-
den, zeigten weiterhin die schwarz-weiß-rote Flag-
ge.

1926 zerbrach die Regierung Hans Luther, nachdem
sie angeordnet hatte, an Auslandsvertretungen des
Deutschen Reiches die schwarz-rot-goldene Staats-
flagge neben einer schwarz-weiß-roten Handels-
flagge mit schwarz-rot-goldenem Obereck zu his-
sen. 

Reichskriegsflaggen und schwarz-weiß-rot: Nicht
nur in der breiten Öffentlichkeit werden diese Flag-
gen gezeigt. Sie hängen auch bei uns auf Balkonen,
in Schrebergärten, an Fahnenmästen in privaten
Gärten. Auf dem Landeshaus, das Gebäude der al-
ten kaiserlichen Marineschule, wehen schon lange
keine Reichskriegsflaggen mehr. Unser Staat ist
heute ein anderer, ein demokratischer, ein liberaler,
ein sozialer. Und deshalb wehen hier heute Fahnen
der Demokratie.

Innensenator Mäurer aus Bremen ließ vor Kurzem
dem Ganzen einen Erlass folgen, der das öffentliche
Zeigen der verschiedenen Versionen der Reichs-
kriegsflaggen seit dem 21. September 2020 als Ord-
nungswidrigkeit einstufte. Dann hat aber das Ober-
verwaltungsgericht Bremen - und das haben wir in
unserem aktuellen Antrag berücksichtigt - diese Re-
gelung gekippt, weil das Verbot die Meinungsfrei-
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heit einschränke. In Mecklenburg-Vorpommern hat
Herr Caffier - von der CDU übrigens - am Dienstag
einen ähnlichen Erlass wie die Bremer herausgege-
ben. Heute ist es zeitgleich im Landtag von Meck-
lenburg-Vorpommern auch Thema.

Das Verbot von Reichskriegsflaggen wird in allen
Bundesländern diskutiert, wobei es kaum noch um
das Ob geht, sondern rechtlich um das Wie. Des-
halb verwundert mich ein wenig die Kehrtwende,
die Jamaika hier machen möchte. Wir haben in un-
serem Antrag zunächst Abstand genommen von der
Idee einer landesrechtlichen Regelung per Erlass,
um auf dieses OVG-Urteil in Bremen zu reagieren.
Wir begrüßen, dass sich Frau Ministerin Sütterlin-
Waack bereits zu einer bundeseinheitlichen Lösung
bekannt hat, und wollen ihr mit dem Antrag den
Rücken stärken. Wir hoffen, dass auch der Landtag
das heute tun wird. 

Das Thema soll im Dezember auf der Innenminis-
terkonferenz in Weimar in Thüringen behandelt
werden. Thüringen ist dafür wahrscheinlich eine
gute Location, die kennen sich leider nur zu gut mit
Rechtsextremisten aus. Deshalb ist der Zeitpunkt
für eine Positionierung auch aus Schleswig-Hol-
stein heraus mehr als günstig.

Wir bitten Sie, unsere Initiative zu unterstützen und
heute ein starkes Signal zu setzen, ähnlich wie es
zum Beispiel der Landtag in Nordrhein-Westfalen
überparteilich getan hat. Schwarz-Weiß-Rot gehört
in die Mottenkiste der Geschichte. Wir wollen die-
ses Symbol eines vordemokratischen Deutschland
nicht auf unseren Straßen sehen. Wir bitten Sie da-
her, unserem Antrag zuzustimmen.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Tim Brockmann.

Tim Brockmann [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! 

„Die Tradition von Schwarz-Rot-Gold ist
Einheit und Freiheit. Diese Flagge soll uns
als Symbol gelten, dass die Freiheitsidee, die
Idee der persönlichen Freiheit, eine der
Grundlagen unseres zukünftigen Staates sein
soll.“ 

So kommentierte Ludwig Bergsträsser, Abgesand-
ter der Sozialdemokraten im Parlamentarischen Rat,

die Entscheidung, dass die Flagge der Bundesrepu-
blik Deutschland schwarz-rot-gold sein soll.

Die Farben Schwarz-Rot-Gold sind historisch gese-
hen eine wiederkehrende Kombination, wenn es um
ein demokratisches, geeintes und friedliches
Deutschland geht. Bereits im März 1848 erklärte
der Bundestag diese Farben zu den Nationalfarben.
Die Frankfurter Nationalversammlung folgte dem
im November 1848, die Weimarer Republik erklärte
in ihrer Verfassung am 11. August 1919 Schwarz-
Rot-Gold zu den Reichsfarben.

1989 waren es die Bürgerinnen und Bürger der
DDR, die mit schwarz-rot-goldenen Flaggen fried-
lich für Demokratie und Freiheit demonstrierten
und die Wiedervereinigung herbeiführten. Gleich-
zeitig wurden die Farben Schwarz-Rot-Gold immer
wieder von antidemokratischen Kräften bekämpft
und verbannt. Zuletzt waren es die Nationalsozialis-
ten, die mit der Machtübernahme 1933 dafür sorg-
ten, dass die Farben Schwarz-Weiß-Rot zumindest
vorübergehend wieder zu den Reichsfarben wurden.

Deshalb waren die Bilder Ende August auch beson-
ders beschämend, als am Rande einer Coronade-
monstration auf den Treppen des Reichstagsgebäu-
des in Berlin schwarz-weiß-rote Reichs- und
Reichskriegsfahnen geschwenkt wurden. Ich denke,
dass wir in diesem Hohen Haus uns einig sind: Sol-
che Flaggen haben vor dem Bundestag nichts zu su-
chen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Sie stehen nicht für ein demokratisches, freies und
friedliches Deutschland. Sie repräsentieren das ge-
naue Gegenteil. Sie schließen an die Zeiten des Na-
tionalsozialismus und des Kaiserreichs an. Deshalb
haben wir uns auch in der CDU-Fraktion darüber
Gedanken gemacht, wie wir mit dem Verwenden
von Reichskriegsflaggen umgehen wollen. 

Einfach ist es mit den Flaggen des Dritten Reiches.
Kollege von Pein wies darauf hin: Die sind bereits
verboten. Schwieriger wird es dagegen mit den
Reichskriegsflaggen des Norddeutschen Bundes,
des Kaiserreiches und der demokratischen Weima-
rer Republik. Deren öffentliches Zeigen ist nicht
strafbewehrt. Gleichwohl steht völlig außer Frage,
dass sich rechtsextreme Reichsbürger und andere
Verfassungsfeinde der Flaggen aus symbolischen
Gründen bewusst bedienen und sie für ihre Zwecke
instrumentalisieren. Die wehrhafte Demokratie
muss rechtsextremistischen Tendenzen entgegentre-
ten. Gleichzeitig muss sich der Rechtsstaat bei sei-
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nen Maßnahmen an den Maßstäben des Grundge-
setzes messen lassen. Dazu gehören die herausra-
genden Grundrechte der Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit. Diese Rechte können nicht einfach
eingeschränkt werden. 

Deshalb - sehr geehrter Herr Kollege von Pein, Sie
haben darauf hingewiesen - ist der Verweis in Ihrem
ursprünglichen Antrag auf die Bremer Erlasslage
nicht zielführend. Denn jüngst hat das Bremer
Oberverwaltungsgericht einem Antrag der NPD
stattgegeben. Die NPD hatte sich gegen das Verbot
gewandt, Reichskriegsflaggen und Symbole, die In-
halt des besagten Erlasses waren, auf einer Kundge-
bung zu zeigen. Begründet wurde der Beschluss des
Gerichtes damit, dass das Zeigen der genannten
Flaggen nicht gegen Strafgesetze verstoße. Mit die-
sem Zeigen von symbolträchtigen Gegenständen
wie der Flagge werde von der Meinungsfreiheit Ge-
brauch gemacht. Eine inhaltliche Begrenzung von
Meinungsäußerungen komme, soweit sie nicht dem
Schutze der Jugend oder dem Recht der persönli-
chen Ehre diene, nur im Rahmen der allgemeinen
Gesetze im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 Grundge-
setz in Betracht. In den allgemeinen Gesetzen, ins-
besondere den Strafgesetzen, habe der Gesetzgeber
Beschränkungen des Inhalts von Meinungsäußerun-
gen an konkrete tatbestandliche Voraussetzungen
gebunden, so das OVG Bremen. Und diese lägen
nun mal nicht vor. Auch der Tatbestand der Volks-
verhetzung werde nicht erfüllt.

Auch der Erlass selbst, so das OVG Bremen, könne
schon mangels Gesetzesqualität kein die streitge-
genständliche Einschränkung rechtfertigendes all-
gemeines Gesetz im Sinne des Artikels 5 Absatz 2
Grundgesetz darstellen.

Also fassen wir zusammen: Der rot-rot-grüne Bre-
mer Erlass hilft nicht weiter, und ich möchte mir in
Schleswig-Holstein eine solche juristische Klatsche
auch nicht abholen. Dennoch kann ich den Wunsch
der Gesellschaft und auch vieler Ordnungsbehörden
verstehen, eine rechtssichere Lösung für den Um-
gang mit der Reichskriegsflagge zu finden. Das ist
Kern unseres Alternativantrags und unseres Auf-
trags an die Landesregierung.

Vielleicht müssen wir aber neben den ganzen recht-
lichen Fragen zugleich die demokratischen Symbo-
le unseres Staates noch stärker in das Bewusstsein
der Bevölkerung rücken. Meine Damen und Herren,
auch das ist sicher unser aller Auftrag und auch
Aufgabe der politischen Bildung.

Ich bitte Sie, beide Anträge an den Innen- und
Rechtsausschuss zu überweisen, damit wir uns dort

noch einmal ausführlich über die rechtlichen Rah-
menbedingungen austauschen können und hoffent-
lich zu einer guten und sinnvollen Lösung kommen
werden. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Lasse Petersdotter.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Nicht oft haben politische Forderungen ei-
nen so eindeutigen Ursprung wie diese. Ende Au-
gust stürmten Teile einer Coronademonstration in
Berlin auf das Reichstagsgebäude. Dazu gehörten
Neonazis, Verschwörungsideologinnen und -ideolo-
gen, Esoterikerinnen und Esoteriker und viele, die
all das und noch viel mehr auf sich vereinen kön-
nen. Die Bilder, die wir dort gesehen haben, waren
furchtbar und wurden zu einem Symbol einer doch
nicht ganz so wehrhaften Demokratie. Das Kern-
symbol dieses Tages und dieser Aktion war eine ge-
schwenkte Reichsflagge vor dem Bundestag, vor
dem Reichstagsgebäude.

Ja, besonders widerlich war natürlich die Symbolik,
die damit einhergeht. Ich möchte aber daran erin-
nern, dass diese Flagge allein meiner Auffassung
nach nicht das größte Problem dieses Tages war.
Die größten Probleme dieses Tages waren auf der
einen Seite die Stadt Berlin, die flächendeckend,
und zwar die gesamte Innenstadt Berlin-Mitte, zu
einem Angstraum für potenzielle Opfer rechter Ge-
walt werden ließ, weil man diese Demonstration,
anders als bei vielen anderen klassischen Neonazi-
Demonstrationen, ganz anders abgeschottet hatte.
Die Aktivistinnen und Aktivisten waren nicht ein-
zuordnen, und somit haben viele Menschen, die Mi-
grationshintergrund hatten oder aus diversen ande-
ren Gründen zu Opfern rechter Gewalt werden, ei-
nen massiven Angstraum ausgemacht. 

Das Problem war andererseits auch, dass bürgerli-
che Hippies offenbar kein Problem hatten, mit Neo-
nazis auf die Straße zu gehen. Funktionäre der AfD
gingen zusammen mit anderen wichtigen Persön-
lichkeiten anderer Bereiche auf diese Demonstrati-
on, und alle gemeinsam marschierten, ohne dass
man ein Problem hatte, wer da so nebeneinander
ging.
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Natürlich war es auch ein Problem, dass diese De-
monstration eine große Bühne für rechtsextreme
Verschwörungsideologien und -erzählungen liefer-
te. Das Problem war auch eine nicht vorbereitete
Polizei, die offenbar von ihrem Innensenator nicht
ausreichend auf diesen Einsatz vorbereitet wurde,
obwohl dies vorhersehbar war und obwohl es diver-
se Ankündigungen dieser Aktion mit der genauen
Uhrzeit in einschlägigen Telegram-Chats und Dis-
cord-Channels gab.

Dagegen hilft kein Flaggenverbot, und ich muss
ehrlich sagen: Mich überzeugt der Antrag der SPD
nicht, weder in seiner Ursprungsfassung noch in
seiner jetzigen Fassung.

Kurz zur Flagge: Erstens. Die Flagge vor dem
Reichstagsgebäude war keine Reichskriegsflagge.
Es war eine Reichsflagge. Die wäre von dem SPD-
Antrag ebenso wenig tangiert wie von unserem An-
trag.

(Beifall Christopher Vogt [FDP])

Das ist offensichtlich der Ursprung dieser Debatte,
aber das ist nicht die Lösung dieser Debatte.

Zweitens. Die 1935 eingeführte Reichskriegsflagge
ist verboten. Aufgrund des Hakenkreuzes in der
Mitte ist es schon jetzt nicht möglich, diese auf ei-
ner Demonstration zu zeigen. Das, was wir auf De-
monstrationen also in der Regel sehen, sind Reichs-
flaggen, gelegentlich aber auch Reichskriegsflag-
gen. In der Regel ist es die Reichskriegsflagge von
1867. Das macht das Verbot ungleich schwieriger,
denn normalerweise haben wir bei den Verboten,
gerade wenn sie strafrechtlich organisiert und in der
Regel eine Reaktion auf verbotene Organisationen
sind, eine ganz klar eingegrenzte Gruppe, die dort
getroffen werden soll. Das sind zum Beispiel die
Organisationen „Blood & Honour“ und „Heimat-
treue Jugend“ und andere, die ihre Symbole haben.
Diese wären dann verboten.

Es gibt Ausnahmen bei Hakenkreuzen und bei
Symbolen des Nationalsozialismus. Hierbei handelt
es sich eben nicht um ein Symbol des Nationalso-
zialismus, es wurde 1935 ersetzt, das wurde er-
wähnt. Rechtlich gab es in Bremen die Begrün-
dung: Gefahr für ein geordnetes staatsbürgerliches
Zusammenleben oder Belästigung der Allgemein-
heit und grob ungehöriges Verhalten. - Das ist nicht
die Sprache meines Antifaschismus. Ich glaube, der
muss anders auftreten.

Zweitens. In Schleswig-Holstein schützt das Lan-
desverwaltungsgesetz, das ja unser Polizeigesetz
ist, nicht die Ordnung, sondern nur die Sicherheit -

und das mit sehr gutem Grund, denn der Schutz der
Ordnung ist eine sehr diffuse Herangehensweise.
Andere Verbote sind hier konkreter, und wenn sie
nicht konkret werden können, dann müssen wir in
der Abwägung mit der Meinungsfreiheit sehr vor-
sichtig sein. Wir müssen auch immer berücksichti-
gen: Wie sieht die Welt aus, wenn einmal ein In-
nenminister von der AfD oder von noch schlimme-
ren Parteien kommt?

Bremen verliert die Verfahren, wir haben es gehört.
Die SPD hat daraufhin ihren Antrag angepasst, aber
ich glaube, das war nicht ausreichend. Unsere Poli-
tik muss vor Gericht Bestand haben, insbesondere
gegen Neonazis. Ich glaube, das ist ein Anspruch,
den wir mit der Vorgehensweise, wie die SPD sie
vorschlägt, nicht erfüllen würden. Deswegen halte
ich unseren Antrag für besser. Wir sollten ihn im
Innen- und Rechtsausschuss ausführlich diskutie-
ren, denn in dem Ziel, den Provokationen, den
Machtbestrebungen und der Machtsymbolik entge-
genzuwirken, die Neonazis durch das Zeigen der
Reichsflagge und der Reichskriegsflagge auf De-
monstrationen anstreben, sind wir uns einig. Wir
tun das aber nicht auf dem vorgeschlagenen Weg. -
Vielen Dank, ich freue mich auf die Debatte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Abgeordne-
te Jan Marcus Rossa.

Jan Marcus Rossa [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich habe durchaus Verständnis für
den Antrag der SPD, denn es ist auch mir zuwider,
dass Menschen in unserem Land leben, die eine
Staatsordnung, ein Regime, eine Gesellschaftsord-
nung fordern, die wir glücklicherweise seit 1949
überwunden haben.

(Beifall FDP)

Die Bundesrepublik Deutschland, das will ich hier
einmal ganz klar zum Ausdruck bringen, ist einma-
lig auf deutschem Boden. Daran sollten wir uns im-
mer erinnern. Nie zuvor gab es hier in Deutschland
einen Staat, der demokratischer und gerechter war
als die Bundesrepublik,

(Beifall FDP und Dr. Ralf Stegner [SPD])

und kein deutscher Staat hat den Menschen mehr
Freiheiten gewährt als unser Land.
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(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall
Hans-Jörn Arp [CDU])

Diese Tatsache infrage zu stellen, ist geschichtsver-
gessen und revisionistisch oder auch schlicht
dumm, und die Personen, die heute die Reichs-
kriegsflagge zeigen, sollten sich einmal bewusstma-
chen, dass auch sie von dem Schutz unseres Rechts-
staates profitieren. In einem autoritären Staat, wie
sie ihn anstreben, wären solche Meinungsäußerun-
gen verboten. Sie würden mit nicht rechtsstaatli-
chen Mitteln verfolgt und unterbunden werden, 

Ich habe auch durchaus Verständnis für die Motive,
die hinter dem Antrag von Ihnen, Herr von Pein,
stehen. Er schießt aber meines Erachtens über das
Ziel hinaus. Das haben meine Vorredner hier auch
schon deutlich gemacht. Es wird eben im Hinblick
auf die Entscheidung des OVG Bremen, das besagt,
ein Verbot bedarf einer gesetzlichen Grundlage,
schnell übersehen, dass auch dieses Gesetz verfas-
sungsgemäß sein muss, und das ist auch zu erwäh-
nen.

Ich will drei Aspekte herausstellen, die mir in die-
ser Debatte wichtig sind. Erstens. Der Antrag der
SPD berücksichtigt meines Erachtens nicht hinrei-
chend, dass empfindlich in die Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit eingegriffen wird. Wir setzen
neue Maßstäbe für Eingriffe in die Meinungs- und
Versammlungsfreiheit. Davor sollten wir uns hüten.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Wir wollten uns auch nicht dem Verdacht ausset-
zen, dass wir mit solchen gesetzlichen Regelungen
versuchen, unliebsame Meinungen zu unterdrücken.
Das wäre fatal und stärkt diejenigen, gegen die wir
vorgehen wollen. 

Viele, die hier sitzen, haben auf Demonstrationen
sehr kritische Meinungen gegen die Regierenden
vertreten. Das steht allen Menschen zu, auch wenn
uns die Meinungen hin und wieder nicht gefallen. 

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Zweitens. Der SPD-Antrag berücksichtigt darüber
hinaus nicht, dass es schon heute verboten ist und
bestraft werden kann, die Reichskriegsflagge oder
andere Symbole früherer deutscher Staaten zu ver-
wenden, wenn weitere Umstände hinzutreten. Das
ist ein ganz wichtiger Aspekt, und ich halte es für
notwendig, ihn zu beachten. Wir sollten eine Ein-
zelfallprüfung vornehmen, bevor wir mit generellen
Verboten arbeiten. Ich halte es für sinnvoller, wenn
wir zunächst die rechtlichen Möglichkeiten aus-
schöpfen, die uns heute schon zur Verfügung ste-

hen, wenn wir gegen ein nicht zumutbares Zeigen
der Reichskriegsflagge vorgehen wollen. 

(Beifall FDP)

Das kann man durch Verbote, durch Auflagen im
Versammlungsrecht erreichen oder auch durch Buß-
gelder nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz. Das
ist alles schon heute möglich und ist meines Erach-
tens ausreichend.

Drittens. Schließlich ist zu bedenken, dass es den
Gruppierungen, gegen die wir vorgehen wollen, ein
Leichtes ist, ihre Symbole und Abzeichen beliebig
und schnell auszutauschen. Es ist ein bisschen wie
das Rennen von Hase und Igel: Wir werden immer
hinterher sein, zu spät kommen und versuchen, mit
neuen gesetzlichen Verboten auf Provokationen die-
ser Menschen zu reagieren. 

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Das Problem, das wir nicht aus den Augen verlieren
dürfen, ist: Wir werten diese Gruppierungen damit
möglicherweise auf, weil sie uns vermeintlich im-
mer ein Schnippchen schlagen. Das möchte ich
nicht zulassen.

Obwohl die Diskussion, die die SPD hier angesto-
ßen hat, durchaus ihre Berechtigung hat - das ist bei
allen Vorrednern deutlich geworden -, weil es um
die Frage geht, wie ein freiheitlicher und demokra-
tischer Rechtsstaat mit solchen geschichtsvergesse-
nen, revisionistischen und nationalistischen Grup-
pierungen umgehen soll, finde ich Ihren Lösungs-
ansatz falsch. Er wirkt hilflos und ist am Ende in
weiten Teilen wirkungslos. Die Diskussion erinnert
mich ein bisschen an die Debatte, die wir geführt
haben, als ich in den Landtag nachrückte, im Hin-
blick auf Zahlen- und Buchstabenkombinationen
auf Kfz-Kennzeichen. 

(Beifall Kay Richert [FDP])

Meine Damen und Herren, mit Verboten erreichen
wir nicht das, was unser Ziel sein sollte, nämlich
dass Menschen, die solche Symbole mit politischen
Aussagen verknüpfen und verwenden, keinen Ein-
fluss in unserer Gesellschaft gewinnen sollen.

Das können wir erreichen, wenn wir die vorhande-
nen Möglichkeiten ausschöpfen und uns energisch
gegen solche Strömungen stellen. Wir werden unse-
re hochrangigen Freiheitsrechte immer schützen
müssen, und wir sollten sie nicht übereilt einschrän-
ken. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Tobias von Pein. 

Tobias von Pein [SPD]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte gern
auf einen, zwei Punkte eingehen und bedanke mich
für die faire, offene Debatte. 

Reichsflagge oder Reichskriegsflagge - im Grunde
genommen hat der Kollege Petersdotter schon die
Antwort gegeben: Es geht im Kern um die Provoka-
tion. Wenn damit eine Provokation hergestellt und
sich auf vergangene, ewiggestrige, vordemokrati-
sche Zeiten bezogen werden soll, sollten wir das
nicht tolerieren. 

Deswegen der Ansatz, den wir in großer Einigkeit
mit vielen anderen im Bundesgebiet verfolgen. Ich
habe den CDU-Innenminister und andere genannt.
Es ist nicht abwegig, darüber nachzudenken, im
Strafgesetzbuch die Schärfe des Rechts zu nutzen.
Da zieht für mich nicht unbedingt das Argument ei-
nes Eingriffs in die Meinungs- und Versammlungs-
freiheit.

(Unruhe - Glocke Präsidentin)

Wir können das gern weiter diskutieren. Ich kann
nicht erkennen, an welcher Stelle Sie rechtlich ein-
greifen wollen, Herr Rossa. Denn beim Versamm-
lungsfreiheitsgesetz Schleswig-Holstein haben wir
über drei Jahre darüber diskutiert, wie wir mit Neo-
nazi-Demonstrationen umgehen. Wir haben das vor
dem Hintergrund der Erfahrungen in Lübeck und
anderer Demonstrationen getan und haben klar her-
ausgeschält, welche rechtlichen Möglichkeiten es
gibt, um abzuwägen zwischen der Verhältnismäßig-
keit und einer angemessenen Einschränkung von
Aktionen, die wir nicht wollen, die die nationalso-
zialistische Terrorherrschaft verherrlichen. Da ha-
ben wir eine gute Lösung gefunden. Was Sie gesagt
haben, wäre nach dem Informationsfreiheitsgesetz
Schleswig-Holstein nach meiner Interpretation heu-
te schon möglich. Daher geht Ihr Antrag keinen
Schritt nach vorn.

Wir sind weiter dafür, das im Strafgesetzbuch straf-
bar zu machen, weil wir davon überzeugt sind, dass
das eine Sache ist, die heute nicht mehr nur histo-
risch betrachtet werden soll. Heutige Neonazis und
Geschichtsklitterer benutzen das jeden Tag, um un-
sere Demokratie zu unterhöhlen.

Deswegen halten wir daran fest. Ich freue mich auf
die Diskussion im Ausschuss und finde gut, dass
darüber eine Diskussion im Ausschuss stattfindet.

Das ist ja bei Anträgen zu diesem Thema nicht im-
mer der Fall. Ich freue mich sehr darauf und warte
ab, was bei der Innenministerkonferenz heraus-
kommt und was die Ministerin hierzu sagen wird. -
Vielen Dank.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die Landesregierung hat die Ministerin für In-
neres, ländliche Räume, Integration und Gleichstel-
lung, Dr. Sabine Sütterlin-Waack, das Wort.

Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Inne-
res, ländliche Räume, Integration und Gleichstel-
lung:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auch mich haben die Bilder mit den
schwarz-weiß-roten Reichskriegsflaggen auf den
Stufen unseres Bundesparlaments entsetzt. Ich
selbst war Mitglied des Deutschen Bundestags, in
diesem ehrwürdigen, Hohen Haus der Demokratie.
An diesem Ort jubelschreiende Massen mit
schwarz-weiß-roter Flagge zu sehen, hat mich er-
schüttert. Wir dürfen solche Provokationen und die
symbolträchtigen Bilder nicht hinnehmen und ein-
fach zum Alltagsgeschäft übergehen. Ich begrüße,
dass wir uns in diesem Haus dazu deutlich positio-
nieren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auch ich habe mich gefragt: Was können wir dage-
gen tun? Was können wir tun, um solche Bilder zu
verhindern?

Ich kann den Vorstoß Bremens mit seinem Verbots-
erlass nachvollziehen. Allerdings habe ich schon im
September gesagt: Bei der Frage eines möglichen
Verbots der Reichsflagge und der Reichskriegsflag-
ge sollten wir bundeseinheitlich vorgehen. Die
kommende Innenministerkonferenz ist ein geeigne-
ter Anlass, um über dieses Thema zu reden, zumal
der Bremer Erlass nicht nur nach meiner Einschät-
zung rechtlich angreifbar ist.

Einige Menschen, insbesondere Rechtsextreme,
Reichsbürger und andere Demokratiegegner, benut-
zen die Reichsflaggen in letzter Zeit vermehrt auf
Demonstrationen. Das allein genügt aber nicht für
Sicherstellungsmaßnahmen oder die Ahndung mit
einem Bußgeld. 

Leider hat sich diese rechtliche Einschätzung in
diesem Punkt bestätigt. Beim Bremer Oberverwal-
tungsgericht liegt bereits eine Entscheidung vor.
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Demnach ist das Verbot des Zeigens von Reichs-
kriegsflaggen im Rahmen einer Versammlung
rechtswidrig. Das bloße Mitführen und Zeigen der
Flagge stellt danach keine Gefährdung der öffentli-
chen Sicherheit oder Ordnung dar. Ohne das Hinzu-
treten weiterer Umstände - so führt das Gericht aus
- ist kein Straftatbestand erfüllt, weder der Straftat-
bestand der Volksverhetzung noch der Tatbestand,
der die Verwendung von Kennzeichen bestimmter
politischer Organisationen unter Strafe stellt.

Wie Sie wissen - das haben wir eben auch vom Kol-
legen Petersdotter gehört -, liegen die Ursprünge
und die überwiegende staatliche Verwendung der
Reichskriegsflagge und der Reichsflagge im Kai-
serreich. Unbestritten ist, dass eine Affinität des äu-
ßersten rechten Spektrums zur schwarz-weiß-roten
Flagge besteht. Deswegen ist sie aber nicht automa-
tisch ein Kennzeichen einer verbotenen nationalso-
zialistischen Organisation. Das bloße Zeigen der
Flagge - so sehen es auch die Bremer Gerichte - ist
Ausdruck der Meinungsfreiheit. Diese Freiheit ist
grundrechtlich geschützt.

Die Meinungsfreiheit stellt es allen frei, grundle-
gende Werte und Wertungen der Verfassung infrage
zu stellen, solange der Grad der Strafbarkeit nicht
erreicht ist. Das ist aufgrund der geäußerten Mei-
nungen manchmal schwer zu ertragen und kaum
auszuhalten - für Sie und für mich. Aber, meine Da-
men und Herren, all das zeigt: Wir müssen sorgfäl-
tig vorgehen und rechtssichere Lösungen entwi-
ckeln.

Rechtlich nicht zu haltende Verbote wie in Bremen
sind ein Bumerang. In den entsprechenden Kreisen
feiert man die Entscheidung dort natürlich als einen
Erfolg. Deshalb wiederhole ich noch einmal meinen
Appell, keinen Alleingang zu unternehmen. Statt-
dessen brauchen wir ein bundesweit abgestimmtes,
rechtssicheres Vorgehen.

Deshalb nehme ich das Thema mit in die nächste
Innenministerkonferenz. Das ist der Rahmen, um
zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen. Gern
werde ich Ihnen im Ausschuss dazu berichten. -
Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und Dr. Frank Brodehl
[fraktionslos])

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag, Drucksache
19/2490 (neu), sowie den Alternativantrag, Druck-
sache 19/2535, dem Innen- und Rechtsausschuss zu
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Ich sehe, dass das einstim-
mig so beschlossen ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Zweite Lesung des Entwurfes eines Gesetzes zur
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes (Jugendförde-
rungsgesetz - JuFöG -)

Gesetzentwurf der Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/1632

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses
Drucksache 19/2475 (neu)

Ich erteile dem Berichterstatter des Sozialausschus-
ses, dem Abgeordneten Werner Kalinka, das Wort.

Werner Kalinka [CDU]:

Herr Präsident! Die Beschlussempfehlung liegt Ih-
nen schriftlich vor. Nach der Herausgabe der Be-
schlussempfehlung ist aufgefallen, dass es noch ei-
ner rechtsförmlichen Anpassung bedurfte und die
Drucksache einen fehlerhaften Verweis enthielt. Vor
diesem Hintergrund wurde die Beschlussempfeh-
lung noch einmal neu herausgegeben. Ich bitte um
Zustimmung zur Ausschussempfehlung mit den
enthaltenen Korrekturen in der neuen Fassung der
Drucksache 19/2475 (neu).

Präsident Klaus Schlie:

Vielen Dank dem Herrn Berichterstatter. Wortmel-
dungen zum Bericht sehe ich nicht. Eine Ausspra-
che ist nicht vorgesehen.

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Abgeordneten
des SSW, Drucksache 19/1632, in der vom Aus-
schuss empfohlenen Fassung abstimmen. Wer dem
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen!
- Gegenstimmen sehe ich nicht. Enthaltungen auch
nicht. Dann ist es einstimmig so beschlossen.

(Zurufe)

- Entschuldigung! Enthaltungen? - Bei Enthaltung
der SPD-Fraktion ist es so beschlossen worden.
Pardon, das habe ich nicht gesehen.

(Dr. Frank Brodehl [fraktionslos]: Und des
Abgeordneten Brodehl!)
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- Der Abgeordnete Brodehl hat sich auch enthalten.
Pardon! Dann ist der Gesetzentwurf bei Stimment-
haltung der SPD-Fraktion und des Abgeordneten
Dr. Brodehl angenommen worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Zweite Lesung des Entwurfes eines Gesetzes zur
Änderung des Mitbestimmungsgesetzes Schles-
wig-Holstein

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/2380

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses
Drucksache 19/2503

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/2527

Ich erteile dem Berichterstatter des Bildungsaus-
schusses, dem Abgeordneten Peer Knöfler, das
Wort. - Der sitzt hier vorn neben mir.

Peer Knöfler [CDU]:

Herr Präsident, ich verweise auf die Vorlage!

(Beifall)

Präsident Klaus Schlie:

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. Wortmeldungen
zum Bericht sehe ich nicht. Eine Aussprache ist
auch hier nicht vorgesehen. Ich lasse dann zunächst
über den Änderungsantrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/2527, in der Sache abstimmen. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Enthaltungen? Das ist nicht vor-
handen, der Änderungsantrag ist einstimmig so an-
genommen.

Ich lasse nun über den Gesetzentwurf, Drucksache
19/2380, in der soeben geänderten Fassung abstim-
men. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Auch da sehe ich Einstimmigkeit
des Hauses. Somit ist der Gesetzentwurf angenom-
men worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 44 auf:

Coronapandemie wirksam eindämmen

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 19/2506 (neu)

Ich erinnere daran, dass eine Aussprache bereits
gestern zusammen mit der Regierungserklärung er-
folgt ist. Wir kommen somit zur Abstimmung.

Ich schlage vor, über den Antrag, Drucksache
19/2506 (neu) in der Sache abzustimmen. Wer da-
für ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Abgeordneten von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und CDU. Wer ist dage-
gen? - Das sind die Abgeordneten Schnurrbusch,
Nobis, Schaffer und Dr.  Brodehl. Wer enthält sich?
- Dann ist der Antrag so angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 49 A auf:

Änderung der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtages

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 19/2537

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

(Jan Marcus Rossa [FDP]: Doch!)

- Richtig, das ist auch mitgeteilt worden, pardon.
Der Abgeordnete Jan-Marcus Rossa hat das Wort.

Jan Marcus Rossa [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich halte mich kurz. Der Gegenstand
ist bekannt: Wir verlängern eine Regelung, die wir
allerdings deutlich geschärft haben. Es geht darum,
unter welchen Voraussetzungen wir eine Beschluss-
fähigkeit in diesem Hause mit mindestens elf Abge-
ordneten herstellen können. Wir haben über diese
Regelung intensiv debattiert. Wir haben unter ande-
rem heute Morgen in einer Runde der justizpoliti-
schen Sprecher einen Satz 2 erarbeitet und verabre-
det, weil wir sicherstellen möchten, dass vor der In-
anspruchnahme dieser Regelungsmöglichkeit alle
anderen Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um
eine Beschlussfähigkeit des Landtages herzustellen.

Wir sind außerdem in den Fraktionen übereinge-
kommen, die heutige Diskussion zum Anlass zu
nehmen, dass wir in der November-Plenartagung ei-
nen verfassungsändernden Antrag auf den Weg
bringen werden, um dieses Thema auf Verfassungs-
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ebene zu regeln. Ich glaube, dass das eine sehr gute
Botschaft ist, die hier aus unterschiedlichen Grün-
den auch notwendig ist.

Wir werden dafür sorgen müssen - jeder einzelne
von uns -, dass wir dem Landtag zur Verfügung ste-
hen, wenn er uns braucht. Dafür haben wir Hygie-
neregeln, Testverfahren und Ähnliches, die wir
peinlichst genau beachten sollten, damit dieser
Landtag nach Möglichkeit in möglichst großer Be-
setzung bei jeder Debatte zusammentreten kann.
Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frak-
tionen haben sich darauf geeinigt, die am 31. Okto-
ber 2020 auslaufende Geschäftsordnungsregelung
zum Notparlament zu verlängern und soeben einen
entsprechenden Antrag zur Änderung der Ge-
schäftsordnung des Landtages vorgelegt, der jetzt
behandelt werden soll. Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann werden wir so verfahren.

Gibt es den Wunsch, in der Aussprache hierzu noch
das Wort zu ergreifen? - Das ist offensichtlich nicht
der Fall. Wer dieser Änderung der Geschäftsord-
nung zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei
Gegenstimme des Abgeordneten Schaffer und bei
Enthaltung der Abgeordneten Nobis und Schnurr-
busch ist es somit so angenommen und beschlossen.
Ich danke dafür.

(Zuruf Dennys Bornhöft [FDP])

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die
Sammeldrucksache. 

Ich rufe die Sammeldrucksache auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Absatz 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 19/2519 (neu)

Die Voten für die einzelnen Tagesordnungspunkte,
für die eine Gesamtabstimmung nach § 63 Ab-
satz 1 a der Geschäftsordnung vorgesehen ist, ent-
nehmen Sie bitte der Ihnen vorliegenden Drucksa-
che 19/2519 (neu). Da die Abgeordneten des SSW
entschuldigt an der heutigen Sitzung nicht teilneh-
men können, kann vom SSW keine Bestätigung der
Voten erfolgen. Die Voten des SSW wurden daher
aus der Sammeldrucksache herausgenommen. Vor-

aussetzung für die Abstimmung ist, dass keine Ab-
geordnete oder kein Abgeordneter widerspricht. -
Das ist offenbar nicht der Fall.

Wer mit der Übernahme der Empfehlungen entspre-
chend der Sammeldrucksache 19/2519 (neu) einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Das ist einstimmig so beschlossen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir befin-
den uns am Ende dieser Oktobertagung, eine Ta-
gung - wieder einmal - unter außergewöhnlichen
Umständen. Ich möchte mich ganz herzlich bei all
denjenigen bedanken, die der Bitte des Ältestenra-
tes nachgekommen sind und - wie ich finde - es mit
großer Disziplin geschafft haben, hier drei Tage
vorbildlich auch während der Tagung mit der
Mund-Nasen-Bedeckung zu sitzen. Denjenigen sa-
ge ich ganz herzlichen Dank: Sie sind ein fantasti-
sches Vorbild für die Menschen im Lande, um sich
zu schützen. Dafür danke ich Ihnen ganz herzlich.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und Ministerin Dr. Sütterlin-
Waack)

Ich möchte mich auch deswegen an Sie wenden,
weil ich auch an dieser Stelle noch einmal den Kol-
leginnen und Kollegen des SSW danken möchte,
die sich, wie das hier mehrfach vom Präsidium aus
erwähnt worden ist, wirklich herausragend und vor-
züglich verhalten haben. Ähnliches gilt übrigens
auch für den Kollegen Baasch, um das an dieser
Stelle auch noch einmal zu erwähnen. Es ist wirk-
lich sicherer und konsequent, sich tatsächlich in
Quarantäne zu begeben, wenn Unsicherheit
herrscht. Das sollten wir alle miteinander berück-
sichtigen. 

Gestatten Sie mir eine weitere Bemerkung. Ich ha-
be soeben einen Brief der Ausschussvorsitzenden
erhalten, was die Durchführung von Ausschusssit-
zungen während der nächsten Zeit angeht. Ich den-
ke, wir haben alle - das ist auch die große und ein-
vernehmliche, jedenfalls weitestgehend einver-
nehmliche Haltung dieses Hauses - zur Kenntnis
genommen, was die Ministerpräsidenten gemein-
sam mit der Kanzlerin erörtert und beschlossen ha-
ben. Es hat hier auch seinen Niederschlag in der
Beschlussfassung des Hauses gefunden. Deswegen
gehe ich davon aus, dass es klar ist, dass wir so weit
wie möglich das, was wir zur parlamentarischen
Arbeit gemeinsam in der Geschäftsordnung festge-
legt haben, auch gemeinsam einhalten und entspre-
chend die Sitzungen so durchführen, dass der Ver-
kehr von Abgeordneten durchs Land mindestens
während der Phase, die von jetzt bis Dezember
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reicht, minimiert wird. Alles andere ist übrigens der
Geschäftsordnung zu entnehmen. 

Ich weise abschließend darauf hin, dass wir - auch
das haben wir im Ältestenrat erörtert, das ist sicher-
lich über die Fraktionen schon kundgetan worden
und wird ansonsten noch einmal über uns gesche-
hen - Regelungen für die nächste Landtagstagung
finden werden, die es uns erlauben, noch mehr Si-
cherheit für die Durchführung unserer parlamentari-
schen Arbeit herbeizuführen, auch durch entspre-
chende Testungen, sodass wir dann der Bitte des
Ältestenrates, während der nächsten Tagung nicht
dauerhaft die Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen,
entsprechen können, weil durch die Testung mehr
Sicherheit gegeben wird. Mir lag daran, dass noch
einmal öffentlich kundzutun, damit dann keine Irri-
tationen in der Novembertagung entstehen. 

Ich bedanke mich für die Arbeit und schließe die
Sitzung. Ich denke, wir sehen uns am Mittwoch,
dem 18. November 2020, gesund wieder. - Vielen
Dank.

(Beifall)

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 14:13 Uhr
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